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Hubertus Dessloch

Die Europdische Volkspartei EVP

Die Europdische Volkspartei steht in der Tra-
dition der Parteien der Christlichen Demokra-
tie in Europa. Sie ist eine Parteienfoderation,
weist aber in Statut und Programm bereits
dariber hinaus. Die EVP von heute ist als
Phase in der Entwicklung auf eine transnatio-
nale Partei hin zu sehen. Sie versteht sich als
politisches Sammelbecken zwischen den ex-
tremen Formen des Sozialismus und des Libe-
ralismus. Sie konkurriert demnach mit den
Parteien des demokratischen Sozialismus und
des Liberalismus um die gemaBigten Wahler
der politischen Mitte. Die politischen Kraft-
quellen der Europaischen Volkspartei sind:

1. die aus einem christlichen Welt- und Men-
schenbild abgeleiteten Grundwerte;

2. die Zielvorstellung eines handlungs- und
verantwortungsfahigen Bundes europdischer
Staaten, gegriindet auf

— die foderale Erfahrung in Europa,
— die parlamentarische Demokratie,
— den liberalen Rechtsstaat und

— die soziale Marktwirtschaft;

3. die politische Stellung, die organisatori-
sche, finanzielle und personelle Leistungsfa-
higkeit ihrer Mitgliedsparteien,

1. Grundwerte

Es gibt keine christliche Politik. Die Bibel
enthdlt kein politisches Programm. Es gibt je-
doch Christen in der Politik. Es gibt sie nicht
nur in den C-Parteien. Aber den C-Parteien
Europas gaben sie ihr Geprdge. Die christli-
che Demokratie besitzt einen Bezug zur Reali-
tat dieser Welt, der den Schopfer dieser Welt
einschlieft. Aus diesem Weltbild leiten sich
eine Reihe von Grundpositionen ab, die ord-
nungspolitisch von Bedeutung sind.

Hierzu zdahlen insbesondere:

— eine bestimmte Vorstellung vom Men-
schen,
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I. Selbstverstandnis

— gewisse sittliche Grundhaltungen,

— ein Realismus, der geschlossenen Denksy-
stemen mit AusschlieBlichkeitsanspruch kon-
zeptionell keinen Entfaltungsraum laBt.

Diese Grundpositionen wirken als starker In-
tegrationsfaktor zwischen Menschen, deren
Stellung in der Gesellschaft sehr unterschied-
lich und deren Konfession verschieden sein
kann. Nicht eine Doktrin vereint die christ-
lichen Demokraten, sondern eine gemeinsame
Grundhaltung (Hans Maier). Dieser Integra-
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tionsfaktor erfat auch Menschen, deren Welt-
bild nicht das christliche ist, weil er gemein-
schaftsbildend wirkt. Denn der Zusammen-
schluB der Kradfte ist die Voraussetzung poli-
tischer Wirksamkeit.

a) Menschenbild

Das zeitliche Zusammentreffen tiefgreifender
Verdanderungen im WertbewuBtsein der Men-
schen unserer Zeit



— mit den Veranderungen im Parteienspek-
trum 1), in den Mehrheitsverhdltnissen ?) und
in den Koalitionen ?) in Europas Staaten,

— mit den Veranderungen der strategischen
Kraftfelder um Europa herum 9),

— mit der Bildung transnationaler Zusam-
menschliisse der Parteien und der ersten Di-
rektwahl einer parlamentarischen Versamm-
lung in Europa

wirft die Frage nach der kiinftig in Europa
vorherrschenden Gesellschaftsordnung auf %).

Jeder politisch verfaBten Gesellschaft liegt
ein Verstandnis vom Menschen zugrunde.
Meist ist es verschiuttet. Selten tritt es in der
politischen Diskussion in den Vordergrund.
Von diesem, wenigstens in Umrissen be-
stimmbaren Menschenbild hangen die Aussa-
gen iber die Grundwerte der betreffenden
Gesellschaft ab. Die Frage der Grundwerte

1) Vgl. unten Ziff. I, 3.
?) Wahlumfragen der Kommission der Europd-
ischen Gemeinschaften ,Eurobarometer” lassen
fiir die Europa-Wahl insbes. in Frankreich und in
Italien Wahlerverschiebungen betrdachtlichen Aus-
mafes erwarten (zitiert nach FAZ Nr, 25 vom 30. 1.
1979, S. 5):
Bundesrepublik: SPD: 47,5°9%; CDU/CSU 41,6 %s;
FDP 89, Frankreich: PS: 39,7%o (23%); KPF:
10,9 % (21,2 %0); Gaullisten: 14 % (22,2 %); Giscar-
disten: 21,4 %o (20 °). Italien: DC: 36 % (wie bis-
her); Sozialisten (PS + PSI): 23,8°% (9,6 %); KPI:
22 %, (34,4°%v). EG insgesamt: Sozialisten: 38,5 %s;
Christliche Demokraten: 22,1 %; Liberale: 9,9 %;
Kommunisten: 7,5 %bo.
%) Z.B. Ende der Christlich-Demokratischen/So-
zialistischen Koalition in Belgien (Regierung Le-
burton 1974) und den Niederlanden (Regierung
Den Uyl 1976), sowie Eintritt der CDS (Lecanuet)
in die ,majorite” unter Prdsident Giscard d'Estaing
(1974).
4) Strategische Bedeutung des Nahen und Mittle-
ren Ostens fur Europa; das wachsende Militarpoten-
tial des Warschauer Pakts und der davon ausge-
hende Druck auf Westeuropa bei zunehmenden
Spannungen in Ostasien; das soziale Nord-Siid-Ge-
fdlle und das Ringen um eine neue Weltwirtschafts-
ordnung.
%) Vgl. z.B. ,Politische Erklarung der Sozialisti-
schen Parteien der Europdischen Gemeinschaf-
ten” vom 23. Juni 1978: ,Wir erstreben eine neue
Ordnung auf der Grundlage der Werte des demo-
kratischen Sozialismus ... Um dies zu erreichen,
mussen wir eine Anderung der Wirtschafts- und
Gesellschaftsstruktur in unseren Landern anstre-
ben ... Nach 20 Jahren ihres Bestehens muf} die
Europdische Gemeinschaft in eine neue Phase ein-
treten, in der sich das Schwergewicht der Politik
.. von der Verfolgung wirtschaftlicher Interessen
auf menschliche Ziele und auf die Vertiefung der
Zusammenarbeit verlagert ... Die klassischen In-
strumente der Wirtschaftspolitik haben sich als un-
zureichend erwiesen... .
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und damit die Frage nach dem Menschen-
bild ®) gewinnt wieder an Aktualitdt 7).

Angesichts der in der Geschichte beispiello-
sen Vernichtung von Menschenleben durch
politische Regime in der ersten Halfte unse-
res Jahrhunderts trat die Wiirde des Men-
schen — im Westen — als Ausgangspunkt
und Grundwert der Staats- und Gesellschafts-
ordnungen der Nachkriegszeit in den Vorder-
grund #).

In dem MalBe, in dem diese geschichtliche Er-
fahrung heute verblaBt, zerfdllt der Konsens
uber die ordnungspolitischen Ableitungen aus
der Menschenwiirde. Als Folge davon gibt es

%) Zur Diskussion in der modernen Philosophie
vgl. Alwin Diemer, Das Menschenbild der heuti-
gen Philosophie, in: Bernhard Mensen (Hrsg.), Das
Menschenbild unserer Zeit, Vortragsreihe der
Akademie Volker und Kulturen, St. Augustin 1978.
— Zur Kritik am Begriff Menschenbild vgl. Wolf-
gang Kluxen, in: Richard von Weizsacker (Hrsg.),
CDU Grundsatzdiskussion, Goldmann Taschen-
buch, Miinchen 1977, S. 60. Der These Kluxens, die
Verwendung des Begriffs ,Menschenbild” sei
inopportun, weil sie geschichtliche Konkretion im-
pliziere, kann nicht beigetreten werden, denn ge-
rade darum geht es in der Politik. — Zur Weiter-
fuhrung der Wissenschaft vom Menschen vgl. Carl
Friedrich von Weizsacker, Im Garten des Mensch-
lichen — Beitrage zur geschichtlichen Anthropolo-
gie, Miinchen 1978. C. F. von Weizsdcker will mit
diesem Werk den Ausgangspunkt einer neuen,
den Gegensatz zwischen Geisteswissenschaft und
Naturwissenschaft iiberwindenden  Philosophie
schaffen. — Zur Lage der Geisteswissenschaften
in der Bundesrepublik vgl. Jirgen Busche, Arme
Geisteswissenschaften, in: FAZ Nr.33 vom 8.2.
1972,,S. 1. '

7) Zur Entstehungsgeschichte des Grundsatzpro-
gramms der CDU vgl. Meinhard Ade u.a., Das
Grundsatzprogramm der CDU, in: Aus Politik und
Zeitgeschichte, B 7/79.

% ,Wir, die Volker der Vereinten Nationen —
fest entschlossen, kiinftige Geschlechter vor der
GeiBel des Krieges zu bewahren, die zweimal zu
unseren Lebzeiten unsagbares Leid tiber die
Menschheit gebracht hat, unserem Glauben an die
Grundrechte des Menschen, an Wiirde und Wert
der menschlichen Personlichkeit ... zu bekrdftigen
..." (Praambel der Charta der Vereinten Nationen
zum 24.10. 1945; vgl. auch Allgemeine Erkldarung
der Menschenrechte der UN v, 10. 12, 1948 und —
rechtsverbindlich — die Konvention des Europa-
rats zum Schutze der Menschenrechte und Grund-
freiheiten v. 4.11, 1950); oder: ,Angesichts des
Trimmerfeldes, zu dem eine Staats- und Gesell-
schaftsordnung ohne Gott, ohne Gewissen und
ohne Achtung vor der Wiirde des Menschen die
Uberlebenden des zweiten Weltkrieges gefuhrt
hat, in dem festen EntschluB, den kommenden
deutschen Geschlechtern die Segnungen des Frie-
dens, der Menschlichkeit und des Rechts dauernd
zu sichern, gibt sich das Volk nachstehende demo-
kratische Verfassung ...” (Praambel zur Verfas-
sung des Freistaates Bayern von 1946; dazu:
Art. 100 BayVerf., Art. 1 GG).



eine Grundwertedebatte ?), die systematisch
allerdings noch in den Anfdngen steckt!?).
Hinter dem Bekenntnis aller im Deutschen
Bundestag vertretenen Parteien zu den drei
pauschalierten Grundwerten ,Freiheit”, ,Soli-
daritat” und ,Gerechtigkeit” verschwimmen
die Konturen der Ausgangspositionen. Auch die
bisher gezeigte KompromiBfiahigkeit dieser
Parteien im Gesetzgebungsverfahren 1aBt
leicht lbersehen, daB in der Grundwertede-
batte bereits alle Anlagen eines Kulturkamp-
fes stecken.

Das christliche Verstandnis vom Menschen
ist abzugrenzen

— gegen das Menschenbild des Individualis-
mus, der von einem mit natiirlichen Rechten
ausgestatteten Individuum ausgeht, das von
Aufgaben und Pflichten véllig frei seiner
.Selbstverwirklichung” lebt und dabei dem
Staat in reiner Anspruchshaltung gegeniiber-
tritt 1), und

— gegen das Menschenbild des Marxismus,
der den Menschen als Gattungswesen be-
greift, die Strukturierung des Zusammenle-
bens dieser Gattung, also die Gesellschaft, als
hochstes Ziel der Politik und als Notwendig-
keit der Geschichte sieht %),

In christlicher Sicht ist die Personalitdt des °

Menschen die Voraussetzung seiner gesell-
schaftsbezogenen Wesensanlage '?). Plakativ
1aBt sich sagen: Die Wiirde des Menschen ist

%) Vgl. Giinter Gorschenek (Hrsg.), Grundwerte in
Staat und Gesellschaft — Die Grundwertedebatte
in der Bundesrepublik, Beck'sche Schwarze Reihe
Bd. 156, Miinchen 1977.

19) Gebremst wird die Grundwertedebatte im poli-
tischen Bereich durch die Scheu, in Fragen des
Welt- und Menschenbildes Farbe zu bekennen.
Auf sozialdemokratischer Seite wiirde dies ange-
sichts der Neomarxisten in den eigenen Reihen zur
Spaltung fithren. Bei den C-Parteien bangt man
um jene Liberale im eigenen Lager, die immer
noch glauben, daB von der christlichen Seite her
statt einer zuverlassigen Grundlegung der Perso-
nalitéit und Freiheit des Menschen deren Bedro-
hung zu beflirchten sei. Im Ergebnis zeigt sich
hier, daB die beiden antagonistischen politischen
Denkschulen des 19. Jahrhunderts — Liberalismus
und Marxismus — zur Sklerose des politischen
Denkens in der Gegenwart entscheidend beitra-
gen. — Zur systematischen Kritik vgl. Aufsatze
von Bernhard Fraling und Albert Ziegler in: Leben-
diges Zeugnis Nr. 2/1978.

) Vgl. Hans Maier, Die Grundrechte des Men-
schen im modernen Staat, Osnabrick 1973, S. 23.
12) Karl Marx, Frithe Schriften, 1. Band, Darmstadt
1971, S. 472. — Die individuelle Freiheit des Men-
schen schrumpft hier zu einer Restgrofe, die dem
eigentlichen Menschenzweck, der Verwirklichung
des Sozialismus, nicht im Wege stehen darf.

1) Zum christlichen Verstindnis des Menschen
vgl. insbes. Joseph Hoffner, Christliche Gesell-
schaftslehre, 7. Aufl. 1978, S. 29 ff.
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bedingt durch die dem Menschen vom Schop-
fer eingestiftete Gottebenbildlichkeit. Der
Mensch ist Person. Er ist einzigartig und un-
wiederholbar. Er ist frei, aber er muBl seine
Freiheit verantworten. Mit Krdften des
Triebs, der Seele und der Vernunft ausgestat-
tet, ist der Mensch auf Gemeinschaft ange-
legt. In der Organisation dieses Zusammenle-
bens entsteht Kultur.

Die Bedeutung dieser Abgrenzungen ange-
sichts der heutigen politischen Problemstel-
lungen hob Heiner GeiBler auf dem 26. Bun-
desparteitag der CDU in Ludwigshafen her-
vor: Weil die Probleme schneller gewachsen
sind als die Fahigkeit der Regierungen, sie zu
losen, ,erleben wir seit einigen Jahren in
Deutschland, in Europa und weltweit eine Re-
naissance der alten Ideologien. Dies ge-
schieht, obwohl diese Ideologien jegliche
Orientierungskraft fiir Gegenwart und Zu-
kunft verloren haben. Die Erkldarung unserer
heutigen Konflikte und Probleme anhand der
Begriffe Marxismus oder Sozialismus und Ka-
pitalismus, im Sinne von links und rechts,
von fortschrittlich und reaktiondr, vom un-
uberwindlichen Gegensatz von Kapital und
Arbeit sind untauglich, um die Gegenwart zu
verstehen und die Zukunft zu gestalten. Der
Marxismus schweigt auf die Frage, wie
menschlicher Fortschritt kiinftig moglich ist.
Er behauptet nur noch, daBl er mdglich sei,
wenn die bestehenden Ordnungen beseitigt
wiirden und sein System errichtet werde. Die-
se Behauptung ist mit Argumenten der Ver-
nunft nicht nachpriifbar und durch die Exi-
stenz kommunistischer Zwangssysteme prak-
tisch widerlegt. Der Kapitalismus schweigt
auf die Frage nach den Werten jenseits von
Angebot und Nachfrage. Diese Theorien des
Materialismus vermogen niemanden mehr zu
liberzeugen, man kann nur noch an sie glau-
ben. Das Christentum ist die einzige existie-
rende Idee, die sich auf den ganzen Menschen
bezieht, ohne den Menschen zu unterwerfen.
Es ist die Idee seiner angeborenen Wirde als
von Gott geschaffene Person. Es ist die Idee
des zur Freiheit geschaffenen Menschen, der
seine Freiheit verantworten muB. Es ist die
Idee der Einzigartigkeit der Person, die den-
noch Gemeinschaft braucht und der Gemein-
schaft verpflichtet ist. Die Idee der persona-
len Wiirde, Einzigartigkeit und Verantwort-
lichkeit des Menschen ist die groBe Idee, die
den Materialismus marxistischer wie kapita-
listischer Art iiberwindet.” ')

19) Zitiert nach Meinhard Ade, Das Grundsatzpro-
gramm der CDU, in: Aus Politik und Zeitgeschich-
te, Nr, B 7/79, S. 11, — Vgl. dazu Giinter Rohrmo-
ser, Die Antwort steht noch aus, in: Die Politische
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Vor diesem Hintergrund ist die Tatsache zu
sehen und zu werten, daB das Grundsatzpro-
gramm der CDU ebenso wie das politische Pro-
gramm der EVP eine Klarstellung des Men-
schenbildes als Ausgangspunkt wahlen %),

b) Grundhaltungen

Ausgehend von dem oben skizzierten Men-
schenbild steht der Mensch in zwei Bezie-
hungssystemen:

— Er besitzt die Moglichkeit der Selbstiiber-
schreitung, da er den personlichen Anruf Got-
tes zu vernehmen und in ein dialogisches
Verhdltnis zum Schopfer der Welt zu treten
vermag.

— In der Beziehung der Person zur Gemein-
schaft steckt die Moglichkeit der Selbstiiber-
schreitung ebenfalls. Sie kommt zum Aus-
druck im Ethos des Dienens, in der Fahigkeit
zu hingebender gemeinschaftsbildender Lie-
be.

In beiden Beziehungssystemen ist eine sittli-
che Leistung des Menschen gefordert. Die
sittliche Leistung wird vom konkreten Men-
schen als Person — nicht vom abstrakten Gat-
tungswesen ,Mensch” — und damit von der
«Gesellschaft” gefordert. Zwischen dem, was
vom einzelnen in einer konkreten Situation
des Zusammenlebens erwartet werden mifte,
und dem, was — im Hinblick auf die Unvoll-
kommenheit des Menschen — erwartet wer-
den kann, liegen meist ebensolche Kliifte wie
zwischen dem, was erwartet werden konnte,
und dem, was geleistet bzw. verweigert wird.
Den Menschen zur sittlichen Leistungsfdahig-
keit zu erziehen, ist ein sittlicher Auftrag, der
sich unmittelbar aus dem christlichen Ver-
standnis des Menschen als eines nicht festge-
legten, zur Personlichkeitsentwicklung fahi-
gen Geschopfs ergibt. Den Menschen dagegen
zu unbedingt sittlicher — gar uniformer, am
Grundsatz diesseitiger Gleichheit orientierter
— Leistungsfdhigkeit mit Mitteln des Staates
zu zwingen, ist inhuman, denn auch die Staats-
gewalt (auch wenn sie in Legislative, Exeku-
tive und Jurisdiktion unterteilt ist) ist dem
menschlichen Irrtum ausgesetzt. Purismus in
der Politik tendiert stets zum Totalitarismus.

Aus dieser Abgrenzung ergibt sich die ord-
nungspolitische Ndahe der christlichen Demo-
kratie zum liberalen Rechtsstaat, zur parla-

Meinung Nr. 181, und Hubertus Dessloch, Das
Menschenbild als Schliissel, in: Rheinischer Mer-
kur Nr. 51/1977, S. 10.

15) Vgl. unten Ziffer II 2.
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mentarischen, d. h. pluralen Demokratie und
deren okonomischer Grundlage, der Sozialen
Marktwirtschaft. — Von einem Freiheitsver-
standnis dagegen, das zur Freiheit von Ver-
antwortung, zum hedonistischen Lebensgenuf
und zum Anspruchsdenken tendiert, ist sie
ebensoweit entfernt wie von der marxisti-
schen Erziehungsdiktatur.

Im politischen Kampf um die ordnungspoliti-
schen Grundlagen, der in allen Industriestaa-
ten des freien Europa derzeit ausgetragen
wird, mag hier und da das BewuBtsein verlo-
rengegangen sein, daB es das Ethos des Die-
nens ist, das der Arbeit des Christen in der
Politik die sittliche Rechtfertigung gibt, und
daBl es nicht eine Doktrin ist, die christliche
Demokraten eint, sondern eine gemeinsame
Grundhaltung.

c) Realitdtsbezug

Wo Politik nicht in Ausfiithrung von Doktri-
nen oder Ideologien entwickelt wird, wird
hdufig der Vorwurf des Theorie-Defizits erho-
ben. Dieser Vorwurf kann der christlichen
Demokratie im heutigen Europa ernsthaft
nicht gemacht werden. Die Freiheit von dok-
trindren Vorurteilen und Ideologien ldfit den
Blick frei fiir die Wirklichkeit.

Zu dieser Wirklichkeit gehért — was die Po-
litik anlangt — in erster Linie der Mensch
(vgl. I, 1 a).

Zu dieser Wirklichkeit gehort die hochar-
beitsteilige, technische Zivilisation der Indu-
striegesellschaft, in der wir leben. Die gegen-
seitigen Abhdangigkeiten der Menschen unter-
einander sind viel gréBer als friher. Vonein-
ander abhdngig sind nicht nur alle Burger
einer Gemeinde, eines Landes oder Europas.
Die Interdependenzen sind — abgestuft —
weltumspannender Natur. Politik braucht daher
aus diesem Grunde mehr Sachverstand denn je.

Zur Wirklichkeit gehoren neue Erkenntnisse,
wie das BewuBtsein um die Begrenzungen des
~Raumschiffes Erde” und die Ambivalenz der
Technik. Es sind Prioritaten zu setzen. Dazu
gehoren MaBstabe (Menschenbild), Mut und
Einsichtsfahigkeit in das Mogliche. Die sitt-
liche Leistungsfdahigkeit des Menschen wird
wieder wichtiger. Auch das ist eine erkenn-
bare Realitat 7).

Zu den erkennbaren Realitaiten gehort
schlieBlich, daB weder die dauBere noch die in-

") Vgl. z.V. Aurelio Peccei, Die Qualitit des
Menschen — Plddoyer fiir einen neuen Humanis-
mus, Stuttgart 1977, insbes. S. 163 ff.



nere Sicherheit der Staaten des freien Europa
noch die wirtschaftliche Sicherheit ihrer Biir-
ger im nationalen Alleingang erreichbar sind,
ganz zu schweigen von den angedeuteten An-
forderungen an eine Weltinnenpolitik. Die
Grindung einer transnationalen Partei wie der
EVP war somit weniger utopisch als reali-
stisch.

Politik heiBt gestalten. Zum Gestalten braucht
man die Macht. Zur Macht braucht man die
Mehrheit. Die Mehrheit — oder die Teilhabe
an ihr — ist nur in freier Wahl zu erringen.
An diesen Grundvoraussetzungen einer frei-
heitlichen Ordnung wollen christliche Demo-
kraten nicht riitteln und nicht riitteln lassen.
So Beugen sie sich den Anforderungen der
Massendemokratie auch um den Preis einer
vergrobernden politischen Sprache und der
Propaganda in allen ihren oft unbefriedigen-
den Facetten. Das gilt fiir die kommunale, re-
gionale und fir die europdische Ebene.

2. Europaidee

+~Unsere Leitlinien fir Europa: Wir, die Euro-
pdische Volkspartei — Foderation der christ-
lich-demokratischen Parteien der Europa-
ischen Gemeinschaft —, wollen die Einheit
Europas. Es waren die christlich-demokrati-
schen Staatsmanner Robert Schuman, Alcide
de Gasperi und Konrad Adenauer, welche die
Grundlage fur das bisher Erreichte geschaffen
haben. Ihre erfolgreiche Arbeit setzten wir
fort. Wir sind fest entschlossen, dieses histo-
rische Werk in ihrem Geist zu vollenden. Un-
ser Ziel ist eine Foderation Europas, wie sie
Robert Schuman am 9. Mai 1950 vorgeschla-
gen hat.” (EVP-Programm, Kap. I, Satz 1 {f.)

Die Parteien der christlichen Demokratie wa-
ren nach dem Zweiten Weltkrieg die eigentli-
chen politischen Trager der Versohnung mit
Deutschland und der Bemithungen um die po-
litische Einigung Europas '¥). Dabei haben sie
der einzig wirklich neuen politischen Idee im
Zusammenleben nationaler Staaten zu politi-
scher Wirksamkeit verholfen: der Konzeption
schrittweiser Ubertragung souverdaner Rechte
auf europdische Hoheitstrager (Idee der Su-
pranationalitat) 9).

%) Vgl. unten Ziff. 1 1 ,Geschichte”.

') Jean Monnet, der Architekt dieser Politik, be-
schreibt (,Memoires”, Paris 1976, S. 341 {f.) die
Entstehungsgeschichte: = AuBenminister Rolx'bert
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Die EVP bekennt sich in ihrem politischen
Programm zur Fortsetzung des eingeschlage-
nen Wegs bis zur Bildung eines europdischen
Bundesstaates. Die EVP selbst ist, als institu-
tionalisierter ProzeB in Richtung auf eine eu-
ropdische Partei im eigentlichen Sinne, ein
Vorgriff auf die Weiterentwicklung der Euro-
paischen Gemeinschaft.

In den Bemiihungen um die politische Eini-
gung Europas Kkristallisiert sich somit eine
deutliche Alternative heraus:

— Der Bund der Sozialdemokratischen Partei-
en in der Europdischen Gemeinschaft legt den
Akzent auf eine ,neue und bessere Gesell-
schaftsordnung” und auf ,Sozialismus als
eine dauernde Aufgabe” *’). Daran soll auf
nationaler, westeuropdischer und gesamteuro-
pdischer *') Ebene gearbeitet werden. Dem
Bund diirfte dabei zunehmend die Rolle einer
europdischen Koordinierungs- und Legitimati-
onsinstanz **) zuwachsen.

Das politische Zentrum des demokratischen
Sozialismus in Europa stiinde — trate diese
Entwicklung ein — dann ,oberhalb” der na-
tionalen Regierungen und Parlamente und
.auflerhalb” der Institutionen der Europa-
ischen Gemeinschaft, mit der Folge, daB diese
nicht mehr Subjekt, sondern insoweit Objekt
der Politik wirden.

— In der EVP uberwiegt demgegeniber eine

‘relativ konservative Haltung. Ausgehend von

Schuman suchte einen Weg zur Entkrampfung des
franzosisch-deutschen Verhdltnisses, der gleichzei-
tig eine Neuorientierung der franzosischen Aulen-
politik in Richtung auf ein vereintes Europa er-
moglichte. Ein Gesprach Jean Monnets mit Bern-
hard Clappier, Schumans Kabinettchef, Ende Marz
1950 ermutigte Jean Monnet, ein Papier zu ent-
werfen (unter Beteiligung wvon Pierre Uri und
Etienne Hirsch), das spdter zum ,Schumanplan”
wurde. Walter Hallsteins Verdienst liegt darin,
diese Konzeption bei der Aushandlung der Grin-
dungsvertrage als erster Prdasident der Kommis-
sion der Europdischen Wirtschaftsgemeinschaft
und als Autor (,Der unvollendete Bundesstaat”
und ,Die Europdische Gemeinschaft”, 2. -Aufl,
Dusseldorf 1978) als europaische Teilverfassung
interpretiert und in der Praxis durchgesetzt zu ha-
ben.

*%) Programm der SPD fir die erste europdische
Direktwahl, Ziff. I 2.

21) Helmut Schmidt: ,Es geht um die Festigung
des demokratischen Sozialismus in ganz Europa!
... unsere Aufgabe ist eine Brickenfunktion ..."
(Rede auf dem Europa-Parteitag der SPD in Kdéln
am 10. 12, 1978).

) S Rechtfertigung gesellschaftspolitischer
Ziele im nationalen Rahmen. Z. B. sind die Forde-
rungen nach gerechterer Verteilung der verfiigba-
ren Arbeit durch Arbeitszeitverkiirzungen (35-
Stunden-Woche) ebenso in der politischen Erkla-
rung des Bundes vom Juni 1978 festgeschrieben
worden wie die Forderung nach Investitionskon-
trolle.
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dem Bekenntnis zu Rechtsstaat, pluraler De-
mokratie und sozialer Marktwirtschaft tber-
wiegt das Denken in Kategorien bestehender
Institutionen und Ordnungen. Der europa-
ische Bundesstaat soll organisch durch
schrittweise Ubertragung von Souverdnitats-
rechten von ,unten” aufwachsen. Die EVP
sieht sich demgemdaB eher als Hilfsorgan zur
Verschaffung von Mehrheiten bei Wahlen
denn als eigenstindige Organisationsmacht
auf europaischer Ebene — ungeachtet der
Moglichkeiten, die sie insoweit ebenfalls be-
sitzt.

3. Mitgliedsparteien

In der Parteienlandschaft des freien Europa
lassen sich zwei Trends beobachten:

— Unter den demokratischen Parteien findet
eine Konzentration der Krafte um die drei gro-
Ben Tendenzen des Sozialismus, der christli-
chen Demokratie und des Liberalismus statt.
Die Bildung transnationaler Zusammenschliis-
se hat diesen Trend verstdrkt. Europa-, Ge-
sellschafts- und Wirtschaftspolitik verschmel-
zen dabei in einer neuen Dimension. Neben
der (nationalen) Regierungspolitik gewinnt
die (europdische) Parteipolitik somit zuneh-
mend an Gewicht.

— Dabei entsteht neben den Institutionen der
Europdischen Gemeinschaft *¥) neue, europa-
ische Organisationsmacht. Diese stiitzt sich
noch weitgehend auf die nationalen Partei-
(und Gewerkschafts-)Organisationen. Ein fe-
stigendes Element ist der Verfassungsrang,
den die Parteien in der Bundesrepublik
Deutschland (Art. 21 GG) und in Italien genie-
Ben. Er erlaubt — jedenfalls in der Bundesre-
publik — eine Parteifinanzierung partiell aus
offentlichen Mitteln. Ansatze zur Parteifinan-
zierung auf europdischer Ebene sind kraft des
Haushaltsrechts des Europdischen Parlaments
bereits entstanden. Mit ihrer Erweiterung ist
zu rechnen. So ist die politische Stellung so-
wie die organisatorische, finanzielle und per-
sonelle Leistungsfdahigkeit der Mitgliedspar-
teien der EVP heute noch bedeutend. Aber
bereits die jungere Organisationsgeschichte
der Parteien ist vor diesem Hintergrund nur
noch von marginalem Interesse.

Die Grindungsmitglieder der EVP sind:
Belgien:
Christelijke Volkspartij (CVP)—flamisch

— und Parti Social Chrétien (PSC) —
wallonisch

#) Wozu auch das direkt zu wahlende Europdische
Parlament gehort.
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Bundesrepublik Deutschland:

Christlich Demokratische Union Deutsch-
lands (CDU) und Christlich-Soziale Union
in Bayern (CSU)

Frankreich:
Centre des Démocrates Sociaux (CDS)

Irland:
Fine Gael (FG)

Italien:

Democrazia Cristiana (DC) und
Sudtiroler Volkspartei (SVP)

Luxemburg:
Christlich Soziale Volkspartei (CSV)

Niederlande;

Christen-democratisch Appel, der Zusam-
menschluB aus: Anti-revolutionaire partij,
Christelijk Historische Unie und Katho-
lieke Volkspartij.

In Belgien stellen CVP und PSC zusammen
die starkste politische Kraft im Lande dar. Sie
vereinen rund 200 000 Mitglieder. Bei Parla-
mentswahlen liegen sie deutlich im Aufwarts-
trend (1974: 32,34°%0; 1977: 35,94 °%,; 1978:
40 °/g). CVP und PSC haben sich als selbstdan-
dige Parteien konstituiert, um dem Streben
der flamischen und wallonischen Bevolke-
rungsteile nach kultureller und politischer
Antonomie Rechnung zu tragen. CVP und
PSC verkorpern die politische Mitte mit wei-
tem Einzugsgebiet auch links der Mitte, da
den 900 000 Mitgliedern der christlichen Ge-
werkschaften nur 700 000 Mitglieder der so-
zialistischen Gewerkschaften gegeniiberste-
hen.

In "der Bundesrepublik Deutschland wverkor-
pern CDU und CSU die starkste politische
Kraft (Bundestagswahlen 1972: 44,9 %o; 1976:
48,6 %v). Gleichwohl sieht sich die CDU/CSU
durch die sozial-liberale Koalition von der
Regierungsverantwortung ausgeschlossen. In
keiner der parlamentarischen Demokratien
Westeuropas bestehen Dauerkoalitionen ge-
gen die starkste Parlamentsfraktion mit die-
sem Verhartungsgrad. Die Frage einer
Neuordnung der Parteienlandschaft wurde da-
durch zu einem Dauerthema der Innenpolitik.
— Seit der Kandidatur von drei Gewerk-
schaftsvorsitzenden auf der Europaliste der
SPD wird zudem das Prinzip der Einheitsge-
werkschaft in Frage gestellt. Auf die Unions-
parteien kommt daher die Frage einer Zu-
sammenarbeit mit dem von ihnen bisher nicht
unterstiitzten Christlichen Gewerkschaftsbund
CGB zu.



Die Lage der christlichen Demokratie in
Frankreich hat sich wesentlich verandert, seit
der Fiuhrer des CDS, Jean Lecanuet, Frakti-
- onsvorsitzender der UDF wurde. Mit 23, 18 %o
(Parlamentswahl 1978) der Stimmen ist diese
Sammlungsbewegung zur Unterstiitzung des
Préasidenten Giscard d'Estaing nach der gaul-
listischen RPR Chiracs (1978: 26,11 %) die
zweitstarkste Gruppierung innerhalb der ,Ma-
jorité". Die Demoskopie sieht das Verhdltnis
heute bereits umgekehrt *). Ob diese christ-
lich-liberale Fraktionsgemeinschaft zu einem
Parteienblindnis auf Dauer oder gar einer Par-
teienfusion fiihren wird, ist offen. Die Ab-
schaffung der Reste einer merkantilen Wirt-
schaftsordnung in Frankreich durch die Re-
gierung Raymond Barre und die Einfiihrung
einer sozialen Marktwirtschaft nach dem von
der CDU/CSU in der Bundesrepublik Deutsch-
land entwickelten Modell spricht fiir ein Dau-
erbindnis, sofern es mehrheitsfahig bleibt.
Halt der politische Verfall des Gaullismus je-
doch an, diirfte die ordnungspolitische Ent-
scheidung uber Frankreichs Zukunft bei den
Krdaften des demokratischen Sozialismus lie-
gen.

Irland besitzt ein Drei-Parteiensystem, das kei-
nen Vergleich mit kontinentalen Verhadltnis-
sen erlaubt. 859%o der Stimmen entfallen auf
die beiden einander sehr verwandten Parteien
Fianna Fail und Fine Gael; der Rest auf die
irische Labour-Party. Beide Parteien gingen
aus der irischen Unabhangigkeitsbewegung
Sinn Féin hervor. Vielleicht iiberwiegt bei
der Fianna Fail der nationale Akzent. Sie hat
sich im Europdischen Parlament der gaullisti-
schen Fraktion der Europdischen Fortschritts-
demokraten angeschlossen. Die Fine Gael da-
gegen ist der CD-Fraktion des Europdischen
Parlaments beigetreten und gehort zu den
Grindungsmitgliedern der EVP. Beide Par-
teien verkorpern eine Politik der irisch-
katholischen Selbstbestimmung, die an Stel-
le unilateraler Abhdngigkeiten vom Ver-
~ einigten Konigreich die Zuordnung der Grii-
nen Insel zu einem foderierten Europa an-
strebt.

Italiens Democrazia Christiana stellt dem
Land seit 34 Jahren die Regierungschefs, Eine
Partei, die solange in vorderster Linie Verant-
wortung tragt, ist gegen VerschleiBerschei-
nungen nicht gefeit. Ihre Stdarke liegt in ihrer
Regenerationsfahigkeit, im hohen Organisati-
onsgrad der Partei und in der Massenbasis
(1,85 Mio. Mitglieder). Mit durchschnittlich
40 °/o der Wahlerstimmen ist die DC auf par-

1) Siehe Anmerkung 2.
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lamentarische Blindnisse oder Koalitionen an-
gewiesen. Wegen des Verfalls der biirgerlichen
Alternative der Republikaner (PRI) und der
Liberalen (PLI), die bei den Wahlen 1976 zu-
sammen nur noch 1,3 %o der Stimmen erhielten,
entfdllt die Moglichkeit einer Mitte-Rechts-
Koalition. Die Mitte-Links-Koalition der sech-
ziger und beginnenden siebziger Jahre schei-
terte insbesondere an zwei Griinden: Die
erneute Spaltung des demokratischen Sozialis-
mus in zwei Parteien (PSI und PDSI) fihrte
zu einem Wadhlerriickgang auf 13 9% (1976).
AuBerdem streben die Parteien des demokra-
tischen Sozialismus eine Volksfront an. ,Eini-
germabBen sichere Prognosen uber die Ent-
wicklung des italienischen Parteiensystems in
den ndchsten Jahren lassen sich kaum ma-
chen." %)

In den Niederlanden sind zwélf Parteien im
Parlament vertreten. Die doppelte Zahl pflegt
sich an Parlamentswahlen zu beteiligen.
Gleichwohl ist seit den letzten Wahlen (Mai
1977) eine Konzentration auf Sozialisten
(PVDA: 356°%), christliche Demokraten
(CDA: 33°%) und Liberale (VVD: 19,7 %) zu
beobachten. Der Rest (11,7°%) verteilt sich
auf die ubrigen neun Parteien. Die VVD ist
eine liberal-konservative Partei. Mehr noch
als in anderen Landern ist dadurch die politi-
sche Kraft der Mitte, der CDA (Christen de-
mokratisch Appél), als Koalitionspartner aus-
schlaggebend., Bis 1977 bestand eine Mitte-
Links-, seit 1977 besteht eine Mitte-Rechts-
Koalition. Der CDA, heute noch eine Fordera-
tion aus drei Konfessionsparteien, wird sich
1980 als Einheitspartei konstituieren. Eine
neue Politikergeneration der 40jdhrigen be-
stimmt seinen Kurs.

Auch Luxemburgs Spektrum der demokrati-
schen Parteien zeigt die Dreiteilung in Sozia-
listen, christliche Demokraten und Liberale.
Nach 29jdahriger Regierungsverantwortung
verlor die Christlich Soziale Volkspartei 1974
7 %o der Stimmen. Sie blieb zwar starkste Par-
lamentsfraktion (34 %), ging aber gleichwohl
in die Opposition. Die sozial-liberale Koalition
Luxemburgs (Sozialisten 32 %o; Liberale 28 %)
wird von einem Liberalen gefiihrt.

Im Vereinigten Koénigreich und in Ddnemark
ist die Europaische Volkspartei nicht durch
Grundungsmitglieder vertreten. Zwar beteilig-
te sich eine britische Delegation an der euro-
pdischen Zusammenarbeit christlicher Demo-
kraten unmittelbar nach dem Zweiten Welt-
krieg. Diese Delegation bestand aus christlich

=59) Herbert Maier, in: Theo Stammen, Parteien in
Europa, Miinchen 1977.
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orientierten Politikern der Labour-Party und
den Konservativen. Als die Vertreter der La-
bour Party — wohl im Zusammenhang mit der
Neugriundung der Sozialistischen Internatio-
nale — ihre Mitarbeit einstellten, erschienen
auch die Konservativen nicht mehr. Die Wie-
dereinbeziehung der britischen Konservativen
in die Zusammenarbeit nach Englands Beitritt

II. Realisierung

1. Geschichte

Die Geschichte der EVP beginnt am 29. April
1976 in Brussel. Zwolf Parteien konstituierten
sich als Grindungsmitglieder und nahmen
das Statut an. Die Vorarbeiten hatten im Rah-
men der Europdischen Union Christlicher De-
mokraten (EUCD) begonnen. In der Neufas-
sung der EUCD-Satzung von 1973 war ein
,Comité Politique" vorgesehen, dem nur Ver-
treter aus Parteien der EG-Mitgliedstaaten an-
gehorten. In diesem Gremium wurden die
Vorarbeiten geleistet.

Das Comité Politique der EUCD setzte am
26. September 1975 eine ad-hoc-Arbeitsgruppe
.Europdische Partei” ein. Unter der Leitung
des Vorsitzenden der belgischen CVP, Maer-
tens, und des Vorsitzenden der CD-Fraktion
im Europdischen Parlament, dem CSU-Bun-
destagsabgeordneten Licker, erarbeitete diese
Gruppe den Entwurf eines Statuts. Er wurde
dem Comité Politiqgue der EUCD am 22. Fe-
bruar 1976 in Paris zur BeschluBfassung vor-
gelegt.

Die EVP ging aus der Europdischen Union
Christlicher Demokraten hervor 2%). Beide

*%) Die Europaische Union Christlicher Demokra-
ten (EUCD) franz.: Union Européenne des Demo-
crate Chretienne, UEDC) setzt sich zusammen
aus

— den Christlich Demokratischen Parteien Belgi-
ens, der Bundesrepublik Deutschland, Frankreichs,
Irlands, Italiens, Luxemburgs, Maltas, der Nieder-
lande, Osterreichs, Portugals, der Schweiz und
Spaniens,

— der EVP sowie den christlich demokratischen
Fraktionen des Européaischen Parlaments, des Eu-
roparats, der Versammlung der Westeuropdischen
Union und der Union Junger Christlicher Demo-
kraten.

Prasident: Kai-Uwe v. Hassel, p. A.: Biro fiir Aus-
wadrtige Beziehungen der CDU, Konrad-Adenduer-
Haus, 5300 Bonn 1, Tel.: 0 22 21/54 41;
Generalsekretariat: 107, Via del Plebiscito, 1-00186
Roma, Tel.: 68.70.23/68.65.22.
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zur Europaischen Gemeinschaft (1973) er-
wies sich trotz ordnungspolitischer Kongru-

‘enz der Parteiprogramme als undurchfiithrbar.

Sowohl in der CD-Fraktion des Europdischen
Parlaments als auch in der Griindungsphase
der EVP stellten sich die CD-Parteien der
Niederlande, Belgiens, Frankreichs und Itali-
ens dagegen.

sind Mitglieder in der Weltunion Christlicher
Demokraten #7).

Die EUCD ist identisch mit den 1947 gebilde-
ten Nouvelles Equipes Internationales, NEI.
Erst 1965 danderten die NEI ihren Namen in
Europdische Union Christlicher Demokra-
ten.

Die NEI ging hervor aus den Gesprachen, die
flihrende Vertreter der Christlichen Demokra-
tie auf Vermittlung und Einladung der Christ-
lich-Sozial-Konservativen Partei der Schweiz
(heute: Christliche Volkspartei, CVP) fiihrten.
Die ersten Treffen dieser Art fanden 1946 in
Montreux und in Luzern statt.

Gegen die verbreitete Auffassung, daB hier
eher in westeuropdischer als in gesamteuro-
paischer Perspektive gedacht und gearbeitet
wurde, spricht der Versuch, von vornherein
einen ZusammenschluB aller Krafte der
Christlichen Demokratie in Europa zu schaf-
fen. Am ersten Kongrel der NEI 1947 in
Chaudefontaine (Belgien) nahmen Equipen *%)
aus Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg,
den Niederlanden, Osterreich, Polen, Spanien
und der Tschechoslowakei teil. Im Jahre 1948
erweiterte sich dieser Kreis um Vertreter

?7) Die Weltunion Christlicher Demokraten (franz.:
Union Mondiale Democrate Chretienne, UMDC)
setzl sich zusammen aus

— der Europidischen Union Christlicher Demokra-
ten (s. 0.),

— der Christlich Demokratischen Organisation
Amerikas (spanisch: Organizacion Democrata Cri-
stiana de Ameérica, ODCA; — Generalskretariat:
Apartado los Ruices 70382, Caracas, Venezuela),

— die Internationale Union Junger Christlicher
Demokraten, Dachverband der Jugendorganisation
der EVP/EUCD und der ODCA.

Prasident: Mariano Rumor;

Generalsekretariat: 107, Via del Plebiscito, 1-00186
Roma, Tel.: 678.26.04.

%) Die Bezeichnung ,Equipe” war offizieller
Brauch, um umstdndliche Legitimationsformalita-
ten zu vermeiden.
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christlich-demokratischer Bewegungen Jugo-
slawiens, Litauens und Ungarns. Erst die Ereig-
nisse des gleichen Jahres in der Tschechoslo-
wakei und die sich festigende Herrschaft kom-
munistischer Staatsparteien in Jugoslawien,
Polen und Ungarn schniirten den Kraften der
Christlichen Demokratie dieser Lander die po-
litischen Wirkungsméglichkeiten ab. Ihre fiih-
renden Kopfe gingen nach Amerika in die
Emigration. 1950 griindeten sie in New York
die Union Christlicher Demokraten Zentraleu-
ropas. Die NEI schrumpfte zu einem Bund
westeuropdischer Parteien.

Uber die Bedeutung dieser frithen Kontakte
christlich-demokratischer Politiker fir die
Versohnung zwischen Frankreich und
Deutschland und fir die Grundlegung einer
Politik der europdischen Integration finden
sich im Schrifttum **) nur wenige Hinweise.
Bruno Dorpinghaus, Leiter des Generalsekre-
tariats der Arbeitsgemeinschaft der CDU/CSU
1947—1951, liefert dafiir Anhaltspunkte in sei-
ner Darstellung der ,Genfer Gesprache" ).
Die ,Genfer Gesprdache” sind im Zusammen-
hang mit den Kontakten zu sehen, die zur
Grindung der NEI fiihrten. Zundachst handelte
es sich um bilaterale Kontakte zwischen Ver-
tretern der christlich-demokratischen Samm-
lungsbewegung: von Frankreichs MRP (Mo-
nument Republicain Populaire) und der
CDU/CSU. Sie begannen im Jahre 1947, Be-
reits zum zweiten Treffen am 21./22. Marz
1948 in Genf erschienen Georges Bidault und
Konrad Adenauer. Bis zum Jahre 1951 hatten
bereits 16 Sitzungen stattgefunden. Behandelt
wurden alle brennenden Probleme der damali-
gen Zeit. Allmahlich wurden die Gespriche in
den Rahmen der NEI uberfiihrt, der die CDU
und die CSU 1948 beitraten und deren Gene-
ralsekretar, Robert Bichet, von Anfang an an
den Genfer Sitzungen beteiligt war?®). An
den erweiterten ,Genfer Gesprachen” im Rah-

—

=) Z.B. Arnulf Baring, AuBenpolitik in Adenau-
ers Kanzlerdemokratie, dtv. Miinchen 1971, S, 944 ff.
%) Bruno Déorpinghaus, Die Genfer Sitzungen —
Erste Zusammenkiinfte fihrender christlich-demo-
kratischer Politiker im Nachkriegseuropa, in: Kon-
rad Adenauer und seine Zeit, Stuttgart 1976.

) Von den Teilnehmern an den Gesprdachen er-
wahnt Dorpinghaus von franzosischer Seite: Geor-
ge Bidault, Robert Bichet, Andre Colin, Joseph
Fontanet, Albert Gortais, Victor Koutzine, Francois
de Menthon, Jean Morin, Pierre Pflimlin, Mauri-
ce Schuman, Robert Schuman und Pierre H. Teit-
gen; von deutscher Seite: Konrad Adenauer, Her-
bert Blankenhorn, Heinrich von Brentano, Bruno
Dérpinghaus, Jakob Kaiser, Johann J. Kindt-Kie-
fer, Otto Lenz, Josef Miiller, Friedrich von Pritt-
witz, Fritz Schaffer, Carl Schroéder, Ulrich Stei-
ner.
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men der NEI nahmen Vertreter der italieni-
schen Democrazia Christiana sowie Delegier-
te der Parteien der Niederlande, Belgiens,
Osterreichs und der Schweiz teil ).

Die NEI/EUCD hielt regelmaBig europdische
Kongresse ab %), Als die Griundung der EVP
ins Blickfeld rickte, verlagerte sich der poli-
tische Schwerpunkt auf diese.

Versuche Luigi Stuzos, des Griinders der Par-
tito Popolare Italiane, und Alcide de Gaspa-
ris, bereits nach dem Ersten Weltkrieg eine
politische Internationale christlicher Demo-
kraten zu bilden, schlugen fehl. Zu stark
orientierte sich politisches Denken noch an
nationalen Prioritdten. Zu fern standen sich
noch die Christen unterschiedlicher Konfes-
sion und zu groB war noch immer der Graben,
der die katholische Kirche von der biurgerli-
chen Republik trennte. Die Reise Don Sturzos
und de Gasparis im Jahre 1929 nach Miinchen
zur Bayerischen Volkspartei, nach Koéln, wo
Adenauer und de Gaspari sich erstmals tra-
fen, und nach Berlin zu Gesprdachen mit der
Zentrumsfraktion des Reichstags blieben fol-
genlos.

Eine eingehende Darstellung der Frihge-
schichte der christlichen Demokratie im 19.
und in der 1, Halfte des 20, Jahrhunderts fin-

) Dorpinghaus, a.a. O,, erwahnt von italienischer
Seite: Mario Cingolani, Dr. Lina Morino, die lang-
jahrige Mitarbeiterin de Gasperis, Enrico Tosi und
Paolo Emilio Taviani; von belgischer Seite: Frans
van Clauwelaert, Theodor Lefévre, Robert Hou-
ben, August de Schrijver; aus den Niederlanden:
Josephus J. Gielen, Emanuel Sassen, Petrus J. S.
Serrasens; aus Osterreich: Ferdinand Graf, Franz
Grubhofer, Eduard Heinel, Dr. Felix Hurdes, Lois
Weinberger; aus der Schweiz: Dr. Josef Escher
und Dr. Martin Rosenberg.

3) Die Kongresse:

I. KongreB Chaudfontaine, B. Mai 1947

II. Kongrefl Luxemburg, L. 29.1.—1. 2, 1948
I1I. Kongreh Den Haag, NL 17.—19. 9.1948
IV. KongreBl Sorrent, L. 12.—14. 4.1950
V. KongreB Bad Ems, D. 14,—16. 9.1951
VI. KongreB Freiburg, Ch, 12.—14. 9.1952
VII. Kongrell Tours, F. 4.— 6. 9.1953
VIII. Kongreli Bruges, B. 10—11. 9.1954
IX. KongreB Salzburg, A. 18.—19. 9.1955
X. Kongrefl Luxemburg, L. 25.—26. 5.1956
XI. KongreBl Arezzo, L. 24.—27. 4.1957
XII. KongreB Scheveningen, NL 8.— 9. 5.1958
XIII. KongreB Freiburg i. Br,, D. 28.—30. 5.1959
XIV. KongreB Paris, F. 22.—24. 9.1960

XV. Kongrefi Luzern, Ch. 12.—14. 10. 1961
XVI. Kongreh Wien, A. 21.—23. 6.1962
XVII. Kongre Taormina, L. 9.—12. 12. 1965
XVIIIL. Kongre Venedig, I. 12.—15. 9.1968
XIX. KongreBl Bonn, D. 7— 9.11.1973

XX. KongreB Berlin, D. 6.— 7. 6.1978
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det sich in den Standardwerk.en von Hans
Maier *) und Michael P. Fogarty %).

2. Programm

Parteiprogramme sind politische Visitenkar-
ten. Mit notariellen Urkunden haben sie we-
nig gemeinsam. Doch im Grad der Verbind-
lichkeit von Parteiprogrammen gibt es Abstu-
fungen. Wo Politik einer Ideologie unterge-
ordnet wird, ist die Verbindlichkeit des Pro-
gramms hoher als dort, wo Grundwerthaltun-
gen und ein Realismus die Politik bestimmen,
die von der Tatsache ausgeht, daB auch einem
Politiker der Blick in die Zukunft verwehrt ist.
Konservative Parteien halten es geradezu fir
ein Gebot der Redlichkeit, auf formliche, all-
zu konkrete Parteiprogramme zu verzich-
ten.

Die EVP nimmt in diesem Spektrum wieder-
um eine Mittelstellung ein. Sie ist durchaus
programmfreudig. Dabei schopft sie aus ei-
nem breiten Fundus der Gemeinsamkeit ihrer
Grundungsmitglieder, dem  gemeinsamen
Selbstverstandnis christlicher Demokraten
und den gemeinsam errungenen Erfolgen in
der Europapolitik der Nachkriegszeit. Der er-
ste ordentliche Kongre3 der EVP beriet und
verabschiedete am 7./8. Mdrz 1978 in Brissel
ein politisches Programm. Der Bruisseler
Wahlkongre vom 22./23. Februar 1979 fugte
noch eine Wahlplattform hinzu.

Das politische Programm der EVP formuliert
diese Gemeinsamkeit und projiziert sie auf
die Zukunft. Es gliedert sich in finf Kapi-
tel.

In den ,Leitlinien fir Europa” findet sich zu-
erst die politische Zielbestimmung: ,Einigung
Europas zu einem freien, demokratischen und
sozial gerechten Europa.” Ein Katalog politi-
scher Grundpositionen schliefit sich an. Den
Ausgangspunkt bildet der Abschnitt ,Unser
Menschenbild”. Es folgt ein Katalog der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten sowie ein
Abschnitt tuber Solidaritat und Gerechtigkeit.
Diese drei Abschnitte bringen den bekannten
Gesamtzusammenhang zum Ausdruck, nach-
dem aus der Wiirde des Menschen nicht nur
Rechte, sondern auch Verantwortlichkeiten

34) Hans Maier, Revolution und Kirche. Zur
Friuhgeschichte der christlichen Demokratie, 1959,
erweiterte und aktualisierte Taschenbuchausgabe
Minchen 1975.

%) Michael P. Fogarty, Christian Democracy in
Western Europe 1820—1953, London 1957; deutsch:
Christliche Demokratie in Westeuropa, Freiburg
1959.
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folgen. Flr den einzelnen wird das Prinzip
Solidaritat umschrieben mit dem ,Recht auf
Mitwirkung in der Gemeinschaft” und ,der
Pflicht, nach eigenen Krdften dazu beizutra-
gen, daB die Gemeinschaft aller fiir den Ein-
zelnen einstehen kann“. Aus der Sicht der
Gemeinschaft heiBt Solidaritat: Hilfe zur
Selbsthilfe (Subsidiaritat) und Pflicht zur so-
zialen Gerechtigkeit. Hinzugefiigt wird: ,Die
Gemeinschaft hat die Aufgabe, die Eigenver-
antwortlichkeit des einzelnen und der freien
Organisationen soweit wie moglich zu for-
dern.” Unter dieser Pramisse liest sich dann
ein Satz, der den Kernsatzen sozialistischer
Europrogramme sehr verwandt ist — ,Die so-
zialen Fragen, 'die aus Ungleichheiten zwi-
schen sozialen Gruppen, Regionen und Lan-
dern entstehen, sind nur durch eine europa-
ische Politik der Solidaritat und des Wandels
der Strukturen losbar” —, ordnungspolitisch
ganz anders.

Im Abschnitt 4 der Leitlinien ,Politische De-
mokratie” wird die rechtliche Anerkennung
und Definition der ,verfassungsmaBigen Stel-
lung” der politischen Parteien gefordert, so-
wie die Zuteilung 6ffentlicher Mittel.

Der Abschnitt 5 der Leitlinien fordert die Er-
neuerung und Entfaltung der Kultur (,Funda-
ment unserer europdischen Identitat”). Es
geht der EVP darum, den Reichtum der euro-
paischen Kultur ,in ihrer Vielfalt und Ein-
heit” als Grundlage fiir das Zusamnmenwirken
der europdischen Volker zu ,verstehen und
zu meistern”. Eine hohere Mobilitat der Stu-
denten und Professoren sowie ein intensiver
Geschichts- und Sprachunterricht kann das
erleichtern und ist daher forderungswirdig.
Ausdriicklich unterstiitzt wird hier auch der
Vorschlag des Tindemans-Berichtes zur Grin-
dung einer Europdischen Stiftung als Mazen
zur Forderung des europdischen Kulturaus-
tausches und der politischen Integration.

Die ubrigen Kapitel (II bis IV) ,Europa in der
Welt”, ,Die Politik der Europdischen Gemein-
schaft" und ,Die institutionelle Dynamik der
Gemeinschaft” verraten vollends die Hand-
schrift Leo Tindemans, des EVP-Prasidenten.
In seiner Eigenschaft als belgischer Minister-
prasident hatten ihn seine Kollegen auf dem
Pariser EG-Gipfel vom 10./11. Dezember 1974
ersucht, eine ,Strategie des Moglichen” zu
entwickeln zur Durchfiihrung des bereits im
Oktober 1972 gefaBten Gipfelbeschlusses ei-
ner ,Umwandlung der Gesamtheit der Bezie-
hungen der EG-Mitgliedstaaten untereinander
in eine Europdische Union bis zum Jahre
1980"“. Der noch heute zu beobachtende Riick-
stand der Regierungen hinter den von ihnen
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selbst gesetzten sachlichen und zeitlichen
Zielen rechtfertigt die Instrumentierung der
wichtigsten Vorschlage des Tindemans-Be-
richts %) im Parteiprogramm der EVP. Eine
Darstellung in Einzelheiten wiirde den Rah-
men dieser Arbeit sprengen.

Die Zentrierung der Programmarbeit der EVP
auf die Foderierung des freien Europa und die
Europawahl entspricht ihrem Grindungs-
zweck, Diesen Akt politischer Selbstbeschran-
kung auszugleichen, bleibt der Europadischen
Union Christlicher Demokraten (EUCD) als
Aufgabe gestellt. Dennoch entsteht auch bei
der Lektiire des EVP-Programms einmal mehr
der Eindruck, als reiche die politische Phanta-
sie demokratischer Politiker — auch christ-
lich-demokratischer Politiker — westlich des
Rheins und sudlich der Alpen nicht aus, um
sich vorzustellen, welche Wege dem deut-
schen Partner zusatzlich oder alternativ zur
Westintegration eines — vielleicht nicht allzu
fernen — Tages offen stehen konnten und
welche Anforderungen an die Solidaritat der
Demokraten, an das politische Eigengewicht
und an den politischen Willen zu verantwor-
teter Freiheit sich dann stellen.

3. Statut

Auch die Satzung vom 28. April 1976 legt die
EVP auf den ,Aufbau einer europaischen Fo-
deration” fest. Vier Teilziele sehen vor:

— die Teilnahme an den Wahlen zum Euro-
pdischen Parlament ,gemdB der fiir die Di-
rektwahl dieses Parlaments erlassenen Geset-

"

ze",

— die Gewadhrleistung einer pluralistischen
Demokratie,

— die Fortfiihrung des Integrationsprozesses
in Europa,

— die Forderung, Koordinierung und Organi-
sation der europaischen Aktion ihrer Mitglie-
der.

Gerade unter dem zuletzt genannten Aspekt
hat die EVP nachhaltig dazu beigetragen, die
europaische Zusammenarbeit spezialisierter
Teilorganisationen der christlichen Demokratie

%) Bericht des belgischen Premierministers Leo
Tindemans an den Europdischen Rat der Staats-
und Regierungschefs iiber die ,Europdische
Union" vom Januar 1976, abgedruckt in: Europa-
Archiv Jg. 1976 und in Politische Studien Marz/
April 1976, Nr, 226.
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in Europa zu strukturieren. Als Organe der
EUCD/EVP %) sind anerkannt:

— die Europdische Union Junger Christdemo-
kraten (EUJCD), :

— die Union Christlich Demokratischer Frau-
en (UCDEF).

— die Europaische Union Christlich Demo-
kratischer Arbeitnehmer (EUCDA),

— die Mittelstands-Union

(EMSU),

— die Europdische Kommunalpolitische Ver-
einigung (EKPV).

Europadische

Das eigentliche Lenkungsorgan der EVP ist
das Politische Biiro (Artikel?7). Es ist dem
Vorstand deutscher Parteien vergleichbar, be-
sitzt aber starkere Befugnisse. Diese Befugnis-
se sind begrenzt auf die Ziele der EVP, denn
die Mitgliedsparteien ,behalten ihren Namen,
ihre Identitat und ihre Aktionsfreiheit im
Rahmen ihrer nationalen Verantwortlichkei-
ten” (Artikel 2). Die Mitgliedsparteien sind
proportional zu ihrer Starke in der EVP-Frak-
tion des Europaischen Parlaments, mindestens
aber durch zwei Delegierte vertreten. Hinzu
kommen der Prasident, die Vizeprdsidenten,
der Schatzmeister, die Mitglieder des ge-

#7) Europdische Union Junger Christdemokraten,
EUJCD, (franz.: Jeunes Démocrates Chretiéns Euro-
péens, JDCE).

Prdasident: Matthias Wissmann, MdB, p. A. Gene-
ralsekretariat der Jungen Union Deutschlands,
Adenauerallee, 5300 Bonn 1.

Generalsekretar: Christian Koutzine (Frankreich).

Europdische Union Christlicher Demokratischer
Arbeitnehmer, EUCDA (franz.: Union Europeéenne
des Travailleurs Démocrates Chréetiens, UETDC).
Prasident: Hans Katzer, MdB, Bundeshaus, 5300
Bonn 1,

oder p.A.: Lutz Esser,
5330 Konigswinter.
Generalsekretdr: Robert de Gendt (Belgien).

Union Christlich Demokratischer Frauen, UCDF
(franz.: Union des Femmes Democrates Chrétiens,
UFCD, geriindet 1974).

Prasidentin: Franca Falucci, Via del Plebiscito 107,
[-00186 Roma.

Generalserkretdarin  fur Angelegenheiten
EUCD: Luisa Raposo (Portugal).
Generalsekretdrin fir Angelegenheiten der EVP:
Monica Barnes (Irland).

Deutsches Vorstandsmitglied: Marlene Lenz, Kon-
rad-Adenauer-Haus, 5300 Bonn 1.

Europaische Mittelstands-Union, EMSU (in Grin-
dung).

Vorsitzender des Exekutivbiiros: Dr. Christian
Schwarz-Schilling, MdB, Bundeshaus, 5300 Bonn 1.

Europaische = Kommunalpolitische
EKBV, gegrindet 1978.

Prasident: Nicola Signorelli (Italien).
Generalsekretar: Dr. M. Herkenrath, Konrad-Ade-
nauer-Haus, 5300 Bonn 1.

Adam-Stegerwald-Haus,

der

Vereinigung,
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schaftsfiihrenden Vorstands der Fraktion und
die Vertreter der anerkannten Vereinigungen
(s. 0.). Mit Rederecht nehmen ferner die Mit-
glieder der EG-Kommission, des EG-Minister-
rats sowie der Prdsident des Europdischen
Parlaments teil, sofern sie einer Mitgliedspar-
tei angehoren. Auf diese Weise kann die Eu-
ropapolitik der EVP in allen Organen der Eu-
ropaischen Gemeinschaften koordiniert wer-
den.

Eine politisch ausbaufdhige Stellung besitzt
der Prasident der EVP. Er vertritt die Partei
nicht nur nach auBlen, sondern fiihrt auch den
Vorsitz in allen Organen der Partei (Politi-
sches Biiro, Exekutivkomitee und KongreB)
und hat ein organisationspolitisches Wei-
sungsrecht.

Als politische Funktion verbleibt dem Kon-
greB die Aufgabe der Rickkoppelung der po-
litischen Linie des Politischen Biiros auf eine
breitere Reprasentanz aus den Mitgliedspar-
teien sowie die Debatte und BeschluBifassung
uber Programme und Satzungsanderungen.
Der Kongrefl wird in dem Augenblick an Be-
deutung gewinnen, in dem sich die EVP Ein-
zelmitgliedschaften offnet.

Die Einzelmitgliedschaften natiirlicher Perso-
nen in der EVP ist nicht ausdriicklich vorge-
sehen. Der Beitrittsartikel (Artikel4 Abs. c)
ist jedoch so gefaBt, daB ein BeschluBl des Po-

III. Ausblick

1. Kaolitionsfdhigkeit

Der Trend zur Konzentration in der demokra-
tischen Parteienlandschaft auf Sozialisten,
christliche Demokraten und Liberale dirfte
auch kennzeichnend sein fiir die kinftige Zu-
sammensetzung des Europdischen Parlaments.
Die EVP wird — angesichts der liberal-kon-
servativen Ausrichtung aller liberalen Partei-
en Europas auBer der der Bundesrepublik und
der Danemarks — im Europdischen Parlament
die entscheidende Kraft der Mitte sein. Ohne
oder gegen die EVP sind Mehrheiten kaum
denkbar. Damit tragt die EVP die Verantwor-
tung fir die Grundausrichtung europadischer
Politik, soweit sie von einem direkt gewahl-
ten Europdaischen Parlament her beeinfluBlbar
sein wird.

2. Die Europdische Demokratische Union

(EDU)

Der Trend zur Konzentration in der demokra-
tischen Parteienlandschaft auf Sozialisten,
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litischen Biiros ausreichen wiirde, die EVP fur
Einzelmitglieder zu offnen. Die Geschaftsord-
nung der EVP sieht das vor %),

Die EVP hat ihren Sitz in Briissel. IThre Mit-
glieder sind die bereits genannten (Ziff.I, 3)
Grindungsparteien. Die EVP ist ,offen fiir
alle, die ihre politischen Grundauffassungen
teilen und ihr politisches Programm in Uber-
einstimmung mit den Regeln des Buchstaben
a) annehmen” (Artikel 4 Abs. ¢). Dieser Buch-
stabe a) gehorte in der Grindungsphase der
EVP zu den umstrittensten Vorschriften. Er
lautet:

.Die Europdische Volkspartei setzt sich zu-
sammen aus den christlich-demokratischen
Parteien und Equipen, die die nachstehenden
drei Voraussetzungen erfiillen:

— sie bestehen in den Mitgliedstaaten der
Europaischen Gemeinschaft;

— sie machen sich das politische Programm
der EVP zu eigen;

— sie nehmen dieses Statut an”.

Ob mit dieser Formulierung die EVP offen ist
fiir Parteien, die nicht aus der Tradition der
christlichen Demokratie hervorgegangen sind,
blieb ungeklart. Fest steht nur, daBl es im Po-
litischen Biiro, das uber Aufnahmeantrdage zu
entscheiden hat, heute flir andere beitrittswil-
lige Parteien keine Mehrheit gibt.

christliche Demokraten und Liberale bringt
gewisse Nachteile mit sich.

a) In GroBbritannien und in Danemark ist die
politische Tendenz der EVP in anderen als in
C-Parteien organisiert. Zum Teil gilt das auch
fiir Frankreich. Die EVP ist daher in diesen
Lindern entweder nicht prasent (GB, DK)
oder politisch unterreprdasentiert (F). Die Lo-
sung dieses Problems durch Beitritt der ent-
sprechenden Kréafte zur EVP war bisher nicht
moglich.

b) Konservative oder berufsstandische Par-
teien sowie nationale Sammlungsbewegungen
oder Parteien aus europdischen Staaten, die
nicht der Europaischen Gemeinschaft angeho-
ren, finden auf europdischer Ebene keine Ko-
operationspartner.

%) Geschaftsordnung der EVP: Artikel 10: Antra-
ge auf Einzelmitgliedschaft (Art. 4, c) werden beim
Generalsekretariat eingebracht. Das Politische
Biiro kann aus seiner Mitte eine Ad-hoc-Kommis-
sion bestellen, die die Teilnahme der Einzelmit-
glieder an den Arbeiten der Partei organisiert.
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#
i c) AuBereuropdische Parteien dieses Typs
1 oder politische Bewegungen mit nichtschrist-
| lich-religiosem Hintergrund finden keine eu-
| ropaischen Ansprechpartner.

I Die Losung dieser Probleme war Gegenstand
i einer Konferenz in KleBheim bei Salzburg/
! Osterreich am 24. April 1978. Auf dieser Kon-
| ferenz waren Parteien aus folgenden Landern
+ — meist durch ihre Vorsitzenden — vertre-
I ten:

I Bundesrepublik Deutschland:
CDU und CSU

| Danemark:

|1

{ Konservative Folkeparti

H Frankreich:

Rassemblement pour la République RPR
und Partie Républicain PR

Grofibritannien:
| Conservative Party

Italien:

Siidtiroler Volkspartei und Trentiner
Tiroler Volkspartei

!
{ Spanien:
Union de Centro Democratio

I
| Portugal:

Centro Democratico Social

{ Malta:
Partit Nazzjonalista

| Osterreich:
i Osterreichische Volkspartei

' Schweiz:
: Christliche Volkspartei
!_ Norwegen:

Hoyre Hovedorganisasjon

| Schweden:

Moderata Samlingspartiet
I

| Finnland:
Kausallinen Kokoomus und
Svenska Folkepartiet

sowie die Vorsitzenden der Europaischen
Union Christlicher Demokraten und der CD-
Fraktion des Europdischen Parlaments.

' Als Ergebnis des KleBheimer Treffens wurde
unter der Bezeichnung ,Europdische Demo-
kratische Union (EDU)" eine Arbeitsgemein-
schaft gebildet und eine Erklarung verab-
schiedet. Die Erklarung legt gewisse, dem po-
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litischen Programm der EVP entsprechende
Grundsdtze fest. Das Bekenntnis zu diesen
Grundsdtzen gilt als Voraussetzung einer
Teilnahme an der Arbeitsgemeinschaft. Die
Art der Teilnahme kann verschieden sein. Es
gibt ,Mitglieder” und ,Beobachter”. Diese
Unterscheidung soll einerseits einen weiten
politischen Einzugsbereich der EDU gewadhr-
leisten, ihr aber andererseits die Moglichkeit
der Bildung kohasiver Strukturen nicht vor-
enthalten.

Die EDU sieht sich als europdisches Forum
zur Beratung von Fragen, ,welche ein ge-
samteuropdisches Interesse verkorpern”. Dazu
sollen Stellungnahmen erarbeitet werden.
Auch die wechselseitige Unterstiitzung bei
der Losung solcher Fragen auf nationaler
oder transnationaler Ebene ist vorgesehen. Zu
diesem Zweck werden jdhrliche Konferenzen
durchgefiihrt und vier Ausschiisse gebildet.
Zur Vorbereitung und Durchfithrung wurde
eine kooperative Struktur entwickelt, beste-
hend aus Vorsitzendem, Exekutivsekretdr,
Schatzmeister und zwei Rechnungspriifern.
Zum Vorsitzenden wurde der Landesobmann
der Osterreichischen Volkspartei, Dr. Josef
Taus, gewahlt.

Die EDU will mehr sein als nur ein Katalysa-
tor fiir eine biirgerliche Koalition im Europa-
ischen Parlament. Sie sieht sich weit iber
diesen Rahmen hinaus als ein potentielles po-
litisches Gegengewicht fir den Fall einer
Volksfrontentwicklung auf der Grundlage der
Konvergenztheorie im gesamteuropdischen
Rahmen.

3. Perspektiven

Das Europdische Parlament wird weniger Ent-
scheidungen treffen als Zeichen setzen. Dabei
wird die geistige Richtkraft der transnationa-
len Fraktionen eine Rolle spielen, die wich-
tiger sein konnte als ihre Fahigkeit zu pragma-
tischer Politik.

Die erste Direktwahl des Europaischen Parla-
ments fdllt in eine Zeit des kulturgeschicht-
lichen Umbruchs. Sein Zentrum ist Europa.
Doch die technische Zivilisation wvermittelt
ihm eine weltweite Ausstrahlung?’). Das
Welthild der naturwissenschaftlichen Friih-
zeit, die darauf gegrindeten Philosophien
und politischen Theorien des 19. Jahrhunderts
versagen vor den Problemstellungen der Ge-

%) Vgl. Oskar Splett, Abkehr von Europa in der
Dritten Welt. — Uber die weltpolitische Vereinsa-
mung unserer Zivilisation, in: FAZ vom 7. April
1975,
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genwart und Zukunft. Dort wo Antworten
auf die Fragestellungen unserer Zeit gesucht
werden, kniipft man nicht mehr an sie an.

Drei verschiedene gedankliche Stromungen
sind im Europa unserer Tage erkennbar, die
uber das Heute hinausweisen:

— Der pragmatische Denkansatz des Aurelio
Peccei ), seines Freundeskreises (Club of
Rome) sowie ihrer Schiller und Epigonen.
Letztlich miinden ihre okologischen Thesen
in die Forderung auf einen neu begriinde-
ten Humanismus.

— Die moderne Naturwissenschaft tiberschrei-
tet an vielen Stellen die Grenze zur Gei-
steswissenschaft. Die wissenschaftlichen
Pramissen des Materialimus werden eben-
so in Frage gestellt wie die Kausalitdt als
durchgangiges  Strukturelement  dieser
Welt 1),

19) Aurelio Peccei, Uber die Qualitat des Menschen,
Stuttgart 1977.

i) Werner Heisenberg, Der Teil und das Ganze,
Munchen 1968: Walter Heitler, Die Natur und das
Gottliche, Bern 1965; C. F. von Weizsdcker: Der
Garten des Menschlichen, Miinchen 1977; Joachim

— Es zeigt sich eine neue Bereitschaft, die Bot-
schaft der grofen Weltreligonen zu ver-
innerlichen.

Obwohl diese Trends untereinander kaum
Querverbindungen herstellen, laufen sie doch
alle darauf hinaus, einer neuen Sittlichkeit das
Wort zu reden. Diese Trends sind dem hedo- |
nistischen Zeitgeist, wie er heute in der In- |
dustriegesellschaft vorherrscht, gerade entge-
gengesetzt. Dem modernensHedonismus haben
sich heute zwar alle politischen Krafte mehr
oder weniger ergeben. Fiir die christliche De-
mokratie stellt sich in diesem Zusammenhang
jedoch eine Frage ihres Selbstverstandnisses.
Dies gilt um so mehr, als einer der drei gro-
Ben Trends aus den ureigensten Kraftquellen
der christlichen Demokratie flieBt **).

Auch heute gilt: Politische Fithrung setzt gei-
stige Fihrung voraus.

Illies, Das Bild vom Menschen in der Biologie,
Freiburg 1973; Pascual Jordan, Wie frei sind wir?
Naturgesetz und Zufall, Osnabriick 1972.

%) Franz-Josef StrauBl, Signale, Minchen 1978,
S. 227 f, Gerade die dort angestellten Warnungen
sind ein ernster Hinweis auf eine sittliche Tradition:
die Klugheit und das MaBhalten.
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Guntram von Schenck

Die so%ialdemokratischen Parteien der EG

In den Mitgliedstaaten der Europdischen Ge-
meinschaft (EG) werden sich an den Direkt-
wahlen zum Europaischen Parlament rund 60
bis 70 nationale Parteien beteiligen. Einige
groBere Parteien, aber auch einige kleinere

- werden versuchen, sich allein durchzusetzen;

die meisten der gréBeren, aber auch einige der
kleineren Parteien werden allerdings in grenz-

. iiberschreitenden Biindnissen und mit tber-

nationalen Wahlplattformen in den Wahl-
kampf eintreten. Drei Parteigruppierungen ha-
ben sich jetzt herausgebildet: eine sozialisti-
sche oder sozialdemokratische!), eine christ-
demokratische und eine liberale.

Die sozialdemokratischen Parteien waren die
ersten, die zusammenarbeiteten; sie hatten

- auch die geringsten Identitatsprobleme. Die
. Sozialistische Internationale griindete schon
. im Jahre 1957 ein Verbindungsbiiro fiir ihre

Mitgliedsparteien in der EG, das 1974 in den
Bund der sozialdemokratischen Parteien um-
gewandelt wurde, um den neuen Aufgaben
gerecht werden zu koénnen, Der erste Vorsit-

- zende des Bundes wurde Wilhelm Droscher,

Prasidiumsmitglied der SPD. Das Prinzip der
Internationale war immer gewesen, daB es

| nur eine Mitgliedspartei je Land geben sollte.
. AuBerhalb der Diskussion stand deshalb die

Aufnahme einiger der kleinen Parteien links
von der Mitte, die mit der sozialistischen
Fraktion im Europdischen Parlament zusam-
menarbeiteten; das gleiche galt flir einige
kleine linkssozialistische oder sozialde-
mokratische Splitterparteien.

') Kiinftig wird nur die Rede von sozialdemokrati-

. schen Parteien sein. Im allgemeinen, auch interna-

tionalen Sprachgebrauch wird zwar ein Unter-
schied zwischen ,sozialistisch” und ,sozialdemo-

| kratisch” gemacht, der Bund sozialdemokratischer

Parteien setzt ,sozialdemokratisch” und

Lsoziali-

. stisch" aber gleich. Er folgt dem Sprachgebrauch

in jedem Lande: in Frankreich oder Italien z.B.

| nennt er sich ,Bund sozialistischer Parteien in der

EG" oder mit anderen Worten, die SPD ist fiir die
franzosischen und italienischen Sozialisten eine
sozialistische Partei, umgekehrt sind Italiens und
Frankreichs Sozialisten fiir die SPD Sozialdemo-
kraten.
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vor den Direktwahlen

I. Einfuhrung

Mitgliedsparteien im Bund
demokratischen Parteien sind:

der sozial-
Belgien

Parti Socialiste Belge (wallonisch)

Belgische Socialistische Partij (flamisch)
Ddnemark

Sozialdemokratiet

Bundesrepublik Deutschland
Sozialdemokratische Partei Deutschlands

INHALT
I. Einfihrung

* II. Die sozialdemokratischen Parteien in der
EG

—

Belgien

Ddnemark

Bundesrepublik Deutschland
Frankreich

Irland

Luxemburg

Niederlande

Grofbritannien
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Frankreich
Parti Socialiste

Irland
Irish Labour Party

Luxemburg
Parti Ouvrier Socialiste Luxembourgeois

Niederlande
Partij van de Arbeid

In GroBbritannien gibt es aufgrund besonde-
rer nationaler Gegebenheiten zwei Mitglieds-
parteien:

Labour Party (England, Schottland, Wales)
Socialdemocratic and Labour Party (Nordir-
land

In Italien sind zwei Parteien Mitglied, da sich
die Sozialisten 1969 erneut gespalten haben:

Partido Socialista Italiano
Partido Socialista Democratico Italiano

Die sozialdemokratischen Parteien, die dem
Verbindungsbiiro angeschlossen waren, haben
seit 1957 nicht weniger als neun Kongresse
veranstaltet. Der letzte geht allerdings schon
auf das Jahr 1973 zurilick. Notwendigerweise
lie die engere Kooperation auch die unter-
schiedlichen Auffassungen stdarker hervortre-
ten, die das Bemiihen um eine Einigung iiber
die kiinftige politische Entwicklung der Ge-
meinschaft erschwerten. Im folgenden sollen
die Parteien des Bundes der sozialdemokrati-
schen Parteien kurz charakterisiert werden 2).
Dabei wird mehr Gewicht auf die Parteien ge-
legt, die gemeinhin weniger bekannt sind; der
den einzelnen Parteien gewidmete Raum ist
demnach kein Indiz fir die jeweilige politi-
sche Bedeutung.

-

II. Die sozialdemokratischen Parteien in der EG

1. Belgien

Die heutige Belgische Sozialistische Partei
geht durch Umbenennung aus dem 1885 ge-
griindeten Parti- Ouvrier Belge hervor. Ur-
spriinglich sehr radikal (Abschaffung des Ka-
pitalismus, Vergesellschaftung der Produk-
tionsmittel etc.), haben sich die belgischen So-
zialisten nach dem Zweiten Weltkrieg einem
,Harmoniemodell” gendhert, das mittels einer
.sozialen Programmierung” soziale Konflikte
abbauen helfen sollte. Die Partnerschaft zwi-
schen Unternehmern und Arbeiterschaft war
Grundlage dieses Modells. In jiingster Zeit ist
allerdings eine erneute Radikalisierung fest-
zustellen, die von der den Sozialisten nahe-
stehenden Gewerkschaft, dem Allgemeinen
Belgischen Arbeiterbund (ABVV — FGTB),
ausgeht. Die mehrfache Ablehnung der Mitbe-
stimmung nach deutschem Muster durch die
belgischen Sozialisten unterstreicht diese Ten-
denz.

Trotz des belgischen Sprachenstreits zwi-
schen Flamen und Wallonen, der bei den an-
deren Parteien sehr schnell auch zu erhebli-
chen ideologischen Differenzen gefiihrt hat,
konnten die belgischen Sozialisten die Ein-
heitsstruktur ihrer Partei bis November 1978
erhalten; seitdem sind der Parti Socialiste
Belge (wallonisch) und die Belgische Sociali-
stische Partij (flamisch) voneinander unab-
hdngige Parteien. Ihre Bemiihungen, bei der
Foderalisierung Belgiens als treibende Kraft
hervorzutreten, haben sich nicht ausgezahlt.
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Bei den vorgezogenen Neuwahlen vom 17, De-
zember 1978 verloren die Sozialisten vier
Mandate und haben jetzt 58 Parlamentssitze.
Nach der christlichen Volkspartei mit 82 Sit-.
zen und vor der Liberalen Partei mit 36 Man-
daten sind die belgischen Sozialisten nach wie
vor die zweitstdarkste Fraktion im belgischen
Parlament. Insgesamt waren die Sozialisten
seit 1944 neunmal an der Regierung beteiligt.

2. Danemark

Die Sozialdemokratische Partei Danemarks,
gegriindet 1871, ist seit 1884 im danischen
Parlament vertreten. Seit 1924 ist sie zudem
starkste Partei im Land. Bei den letzten Wah-
len im Februar 1977 konnte sie 37,1 %o der
Stimmen erringen und bildet damit einen star-
ken Block in der sehr zersplitterten dani-
schen Parteienlandschaft, dem oft die Regie-
rungsmacht (auch als Minderheitsregierung)
zufdllt. Links von den Sozialdemokraten gibt
es allein drei Parteien: die orthodox-kommu-
nistische Partei, die schon 1930 einmal im
Parlament vertreten war, aber 1960 alle Man-
date wohl infolge der Ungarnkrise und der
unbewadltigten Probleme des Stalinismus

) Die Ausfilhrungen basieren zum Teil auf: Al-
fred Jittner und Hans-J. Liese, Taschenbuch der
Europdischen Parteien und Wahlen, Minchen
1977; Joachim Raschke (Hrsg.), Die politischen Par-
teien Westeuropas. Geschichte — Programme —
Praxis. Ein Handbuch, rororo aktuell, Reinbek b.
Hamburg 1978.
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. genwadrtig

- wieder verlor; die Linkssozialisten, die sich

von der Sozialistischen Volkspartei abspalte-
ten, und die Sozialistische Volkspartei. Zu-
sammen erreichten die sozialistischen Partei-
en in Danemark 1977 47,5 % der Stimmen. Ge-
regiert die Sozialdemokratische
Partei mit den biirgerlichen Parteien in einer
inoffiziellen Mehrheitskoalition.

Friher eine marxistische Partei, ist die da-
nische Sozialdemokratie heute eine linke Re-
formpartei, die sich zu den Grundwerten Frei-
heit, Gleichheit und Solidaritdt bekennt. Die
Demokratie ist aus ihrer Sicht nur gewdhrlei-
stet, wenn wirtschaftliche Macht demokra-
tisch kontrolliert wird. In der Europafrage ist
die Mehrheit zwar prinzipiell fir eine Mit-
gliedschaft in der EG, aber nur mit der Per-
spektive, daB die EG im Sinne des demokrati-
schen Sozialismus ausgebaut wird. Eine nicht
unerhebliche Minderheit spricht sich aller-
dings gegen die Mitgliedschaft Danemarks in
der EG aus. Traditionell wird die Sozialdemo-
kratie von den Gewerkschaften unterstiitzt.
Seit Anfang der siebziger Jahre muB sie diese
Unterstiitzung allerdings mit den links von
ihr stehenden sozialistischen Parteien teilen ?).
Im ubrigen gibt es nur wenige Doppelmitglied-
schaften in Partei und Gewerkschaften.

3. Bundesrepublik Deutschland

Als Grindungsdatum der Sozialdemokrati-
schen Partei Deutschlands wird allgemein
1863 angenommen (Allgemeiner Deutscher
Arbeiterverein). Die SPD war bis zum Ersten
Weltkrieg die gréBte und am besten organi-
sierte Partei der 2. Internationale. Die grofien
theoretischen Auseinandersetzungen, die
auch heute noch den ideologischen Kampf in
den Arbeiterparteien bestimmen, sind in der
SPD bis in den Ersten Weltkrieg exempla-
risch ausgetragen worden. Das weiterhin gro-
fie internationale Ansehen der SPD kommt
nicht zuletzt darin zum Ausdruck, daB der
Vorsitzende der deutschen Sozialdemokratie,
Willy Brandt, auch Vorsitzender der Soziali-
stischen Internationalen ist. Bei den Wahlen im
Oktober 1976 konnte die SPD 42,6 %o der Stim-
men und 214 Mandate erringen (1972: 458 %/
und 230 Mandate). Sie stellt zusammen mit der
FDP seit 1969 die Bundesregierung.

Nach dem Zweiten Weltkrieg stagnierte die
SPD lange Zeit; erst mit Verabschiedung des
Godesberger Programms 1959 begann der
Durchbruch. Die SPD tritt fiir einen demokra-

% Vgl. Reinhard Lund, Die dédnische Gewerk-
schaftsbewequng von 1945 bis 1975, in: Gewerk-
schaftliche Monatshefte, 9/1976, S. 551 ff.
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tischen, freiheitlichen Sozialismus ein. Aus
diesem Grunde grenzt sie sich scharf vom
Kommunismus ab und lehnt jede Zusammen-
arbeit ab. Zusammenballungen wirtschaftlicher
Macht, die zur politischen Macht zu werden
drohen, sollen iber die Mitbestimmung kon-
trolliert werden; die Mitbestimmung ist dar-
iber hinaus ein Gestaltungsprinzip der Demo-
kratie, dem ein Eigenwert zukommt. In Fort-
entwicklung des Godesberger Programms hat
die SPD ihre politischen Zielvorstellungen
im ,Orientierungsrahmen '85" festgelegt. Die
deutsche Sozialdemokratie ist dezidiert pro-
europdisch; es gibt in ihr keine Krafte, die
den europdischen ZusammenschluB ableh-
nen.

4, Frankreich

Die Sozialistische Partei Frankreichs?) ist
eine Neugriindung, die 1971 in Epinay zustan-
de kam. In der neuen Sozialistischen Partei
aufgegangen war die SFIO (Section Francaise
de l'Internationale Ouvriéere), die seit ihrer
Grindung 1905 den franzosischen Sozialismus
im wesentlichen reprasentiert hatte. Die
SFIO, die schon in der 4. Republik (1946 bis
1958) deutliche Zeichen des Niedergangs er-
kennen lieB, die sich in Mitglieder- und Wah-
lerschwund ausdriickten, verlor nach der
Machtergreifung de Gaulles 1958 immer mehr
an Boden. Unfdhig, die neuen, vom Gaullis-
mus geschaffenen Tatsachen zu verarbeiten,
erstarrte die SFIO zu einer toten Parteima-
schinerie, die in die Geschicke Frankreichs
nur noch am Rande eingreifen konnte. Den
absoluten Tiefpunkt erreichte der franzosi-
sche Sozialismus 1969, als die beiden soziali-
stischen Prasidentschaftskandidaten Gaston
Defferre (SFIO) und Michel Rocard (PSU) ge-
meinsam nur 9 Prozent der Stimmen erhiel-
ten.

Der Parteitag 1971 in Epinay, auf dem sich ei-
nige Clubs und Diskussionszirkel, die dem
Sozialismus nahestanden — u. a. auch die Con-
vention des Institutions Reépublicaines von
Francois Mitterrand —, zur neuen Parti Socia-
liste (PS) zusammenschlossen (der Namens-
wechsel in Parti Socialiste statt SFIO war
schon 1969 vorgenommen worden), fithrte zu
einer grundlegenden Erneuerung und Neuori-
entierung des franzosischen Sozialismus. Ent-
scheidend fur das Gelingen der Neugriindung
war der Grundkonsens, mit den franzosischen
Kommunisten (KPF) ein Blindnis einzugehen,

Y Im einzelnen: Guntram von Schenck, Die Sozia-
listische Partei Frankreichs, in: Zeitschrift fur Politik
4/1978, S. 377 {f.
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sowie ein HochstmaB an innerparteilicher De-
mokratie, das alle Stromungen zur Geltung
kommen lieB. Die Wahl Francois Mitterrands
zum Vorsitzenden der neuen Partei sollte sich
als besonderer Gliicksfall erweisen.

Bereits 1972 hat die PS ein Biindnis mit der
KPF und den Linksliberalen abgeschlossen
(Linksunion), das ein ,Gemeinsames Regie-
rungsprogramm” und eine Wahlabsprache
vorcah, die angesichts des franzosischen
Wahlrechts notwendig war. Die Zukunft der
Sozialisten in diesem Bindnis blieb zunachst
ungewill, konnte doch niemand vorhersehen,
ob der Wahler jetzt nicht auch die PS mit
der gleichen Ablehnung strafen wiirde wie die
KPF. Die Hoffnungen der Sozialisten wurden
jedoch uber ihre eigenen Erwartungen hinaus
erfullt: die PS mauserte sich bis 1977 vom
Juniorpartner der KPF zur selbstbewuBten
starksten Partei Frankreichs, indem sie bei den
Gemeinderatswahlen im Frihjahr 1977 ca.
30 Prozent der Stimmen erhielt (KPF: 21 Pro-
zentt). Der Prasidentschaftskandidat der PS,
Francois Mitterrand, verfehlte 1975 nur um
ein halbes Prozent die absolute Mehrheit. Bei
den Parlamentswahlen vom Marz 1978 erfiill-
ten sich die hochgeschraubten Erwartungen fiir
die PS jedoch nicht; gleichwohl blieb sie mit
22,78 Prozent stdarkste Partei der Linken (KPF:
21,25 Prozent).

Die Ideologie der PS ist gekennzeichnet durch
die Abgrenzung gegeniber dem Kommunis-
mus einerseits und der Sozialdemokratie mit-
teleuropdischer oder skandinavischer Pra-
gung andererseits. Den Kommunisten wirft
die PS biirokratisches Denken und Handeln,
einen volligen Mangel an innerparteilicher
Demokratie und ein unzureichendes Eintreten
fir die bilirgerlichen Freiheiten vor. Die
mitteleuropaische und skandinavische Sozial-
demokratie wird von der PS kritisiert, weil
sie es aufgegeben habe, den Kapitalismus zu
uberwinden; die PS versteht sich hingegen —
zumindest in der Theorie — als konsequent
antikapitalistische Partei. Es geniigt ihr nicht,
konkrete Verbesserungen fiir die Arbeiter-
schaft zu erreichen, solange das kapitalistische
System weiterexistiert.

Ideologisch macht sich die PS zum Sprecher
einer Art ,mediterranem Sozialismus"”, der die
Gegebenheiten in diesen Landern, wo die
kommunistischen Parteien ein politischer Fak-
tor sind, berlcksichtigt. Als eigener Beitrag
der PS zur sozialistischen Theorie ist die
Idee der Selbstverwaltung zu nennen, die die
PS zu einem wesentlichen Bestandteil ihres
Programms gemacht hat. Ubernommen hat die
PS diese Vorstellungen weitgehend von der
CFDT (Confédeération Francaise du Travail),
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der zweitgroBten Gewerkschaft Frankreichs
(ca. 800000 — 900000 Mitglieder), die den
Sozialisten nahesteht. Die groBte Gewerk-
schaft, CGT (Confédération Generale du Tra-
vail: ca. 2,5 Millionen Mitglieder), hingegen
ist prokommunistisch. Die Mitbestimmung
nach deutschem Vorbild wird von der PS und
der CFDT strikt abgelehnt.

Die PS tritt fiir die Einigung Europas ein. Die
Europafrage war in der Linksunion stets ein
latenter Streitpunkt mit der KPF gewesen, da
diese der EG — im Gegensatz zur KP Italiens
und Spaniens — mit groBiter Reserve gegen-
ubersteht. Der nicht unerhebliche linke Flugel
der PS, der sich im CERES zusammengeschlos-
sen hat und immerhin rund 25 Prozent der De-
legierten auf den Parteitagen hinter sich brin-
gen kann, nimmt ebenfalls eine auBerst kriti-
sche Haltung gegeniiber der EG ein: Er sieht
in der EG nur wenig Chancen fiir eine Veran-
derung im Sinne des demokratischen Sozialis-
mus und erblickt darin eher einen Hemmschuh
fir die autonome Entwicklung Frankreichs
zum Sozialismus. Die kritische Einstellung
des CERES gegeniiber Europa dndert an der
proeuropdischen Grundorientierung der PS
freilich nichts; Mitterrand sieht in der euro-
pdischen Einigung die groBe Chance unseres
zu Ende gehenden Jahrhunderts.

Die Linksunion, die die PS 1972 eingegangen
war, hatte immer schon Risse gezeigt: Im
Herbst 1977, als sich die PS mit der KPF und
den Linksliberalen um eine Aktualisierung des
+Gemeinsamen Regierungsprogramms” zur
Vorbereitung der Parlamentswahlen bemiihte,
erweiterten sich die Risse zum Bruch. Obwohl
alle Meinungsumfragen der Linksunion einen
Wahlsieg prognostizierten, konnten sich die
Linksparteien nicht rechtzeitig auf ein Pro-
gramm einigen und trafen jede fiir sich allein
die Wahlvorbereitungen. In der Konsequenz
hat die franzosische Linke im Marz 1978 eine
Niederlage erlitten. Die Sitzverteilung von 200
Abgeordneten (PS: 104, KPF: 86, Linksradi-
kale: 10) gegeniiber 290 fiir die Rechte spie-
gelt den Stimmenanteil freilich nicht adaquat
wider, da auf die Linke im zweiten Wahlgang
immerhin 49,3 Prozent der Stimmen entfielen.
Welche Auswirkungen die Niederlage fiir das
Verhdltnis zwischen franzésischen Sozialisten
und Kommunisten auf langere Sicht haben
wird, ist derzeit noch offen.

5. Irland
Die irische Labour Party ist — wie in Eng-
land — als politische Organisation der Ge-

werkschaften entstanden. Sie konstituierte sich
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1911 als ,Trade Union Congress and Labour
Party”. Nur nach und nach gelang es der iri-
schen Labour Party, sich organisatorisch von
den Gewerkschaften zu 16sen und eine gewisse
Eigenstdndgikeit zu erreichen. Sinnfallig kam
dieser Abnabelungsprozef 1930 in der Umbe-
nennung in ,Irish Labour Party” zum Aus-
druck. Die irische Labour Party versteht sich
ideologisch als Klassenkampfpartei und ist da-
mit im irischen Parteienspektrum die einzige
Partei mit einer ideologischen Fundierung
ihres Programms.

Die irische Labour Party ist die kleinste Par-
tei im irischen Parteiensystem, das einen ho-
hen Grad von Stabilitat aufweist. Gegenwar-
tig koaliert sie mit der Fine Gael (gadlischer
Stamm), die aus der irischen Befreiungsbewe-
gung hervorgegangen ist. In der Opposition
befindet sich die radikale Fianna Fail (Solda-
ten des Schicksals), die ebenfalls in der iri-
schen Befreiungsbewegung wurzelt. Die La-
bour Party bildet im irischen Parlament — dhn-
lich wie in Deutschland die FDP — das Ziing-
lein an der Waage. Die Fianna Fail ist des-
halb bestrebt, das Wahlrecht zu andern und
statt des Verhadltniswahlrechts das Mehrheits-
wahlrecht einzufithren, das ihr mittels einer
weitgehenden Ausschaltung der Labour Party
die absolute Mehrheit der Parlamentssitze
bringen wiirde.

6. Luxemburg

Die Sozialistische Partei Luxemburgs ist im
Jahre 1901 gegrindet worden. Die groBte Kri-
se ihrer Geschichte machte die Partei unmit-
telbar nach dem Zweiten Weltkrieg durch, als
sich die Fuhrung nicht entschlieBen konnte,
ob sie fiir die Annexion des Landes durch
Frankreich stimmen sollte. AuBerdem hatte
sich die Partei fiir die Umwandlung des GroB-
herzogtums in eine Republik ausgesprochen;
in einer Volksabstimmung wurde dies jedoch
abgelehnt. Nur geringen Schaden hat der Par-
tei bisher der AusschluB rechtsstehender
Mitglieder im Jahre 1970 zugefiigt, die eine
Sozialdemokratische Partei griindeten. Die
neue Sozialdemokratische Partei konnte 1974
auf Anhieb fiinf Mandate erringen; die Soziali-
stische Partei verlor allerdings nur einen Sitz.
Die Sozialdemokraten machen einen Links-
ruck der Sozialistischen Partei in den sechziger
Jahren fir die Auseinandersetzungen verant-
wortlich, die zu ihrem Ausschluff gefiihrt hat-
ten.

Seit den Kammerwahlen von 1974 befinden
sich die Sozialisten in einer Koalitionsregie-
rung mit den Liberalen. Damit ist die Christ-
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lich-Soziale Partei Luxemburgs seit fast 50
Jahren zum ersten Mal nicht mehr an der Re-
gierung beteiligt. Seit dem Zweiten Weltkrieg
hatten sich die von der Christlich-Sozialen
Partei gehaltenen Kammersitze allmédhlich
verringert, wahrend die Sozialisten langfristig
ihren EinfluB vergroBern und ausbauen konn-
ten. Den entscheidenden Sprung machten sie
Anfang der funfziger Jahre, als sie ihre Parla-
mentssitze von elf auf 19 erhéhen konnten.
Die Sozialistische Partei Luxemburgs ist ent-
schieden proeuropdisch und nimmt im politi-
schen Spektrum des Bundes sozialdemokrati-
scher Parteien eine wvermittelnde Haltung
ein.

7. Niederlande

Im Jahre 1894 wurde in den Niederlanden die
Sozialdemokratische Arbeiterpartei gegriin-
det. Thre Entwicklung verlief parallel zu den
anderen Parteien der 2. Internationalen: aus
der urspringlich revolutionar-antikapitali-
stischen Partei wurde eine reformerische
Volkspartei. Den entscheidenden Durchbruch
auf diesem Wege erzielte die sozialistische
Partei nach dem Zweiten Weltkrieg, als sie
mit linksliberalen, linkskatholischen und
linksprotestantischen Bewegungen zur Partij
van de Arbeid (PvdA) fusionierte. 1970 spal-
teten sich konservative Mitglieder von der
PvdA ab und griindeten eine neue Partei: De-
mokratische Sozialisten '70. Der Grund fur
diese Spaltung lag in dem von den konserva-
tiven Sozialisten gesehenen Linkstrend in der
PvdA, in der 1970 die ,Neuen Linken" die
Halfte der Parteifuhrung stellten.

Nach dem Zweiten Weltkrieg trugen die So-
zialisten gemeinsam mit der Katholischen
Volkspartei die Regierung und waren dann
bis 1972 in der Opposition. Nach 1972 wurde
das konfessionell-sozialistische Regierungs-
buindnis erneuert; nach den Wahlen vom
25. Mai 1977 scheiterte die PvdA allerdings da-
bei, eine neue Regierung zu bilden. Sie ist ge-
genwartig wieder in der Opposition, obwohl
sie die starkste Fraktion im niederlandischen
Parlament stellt (seit 1971); 1967 erhielt sie
23,5 Prozent der Stimmen, 1971: 24,7 Prozent,
1972: 27,3 Prozent und 1977: 33,8 Prozent. Das
niederlandische Parteiensystem ist seit etwa
einem Jahrzehnt in Bewegung geraten, nach-
dem die sogenannte ,Versaulung” des politi-
schen Lebens (konfessionelle, liberale und so-
zialistische Sdaule) aufgebrochen war. Auch die
PvdA ist natiirlich von der Veranderung ihres
politischen Umfeldes nicht ganz unberiihrt ge-
blieben.
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8. Grofibritannien

Die Labour Party®) ist aus dem Zusammen-
schluB der Gewerkschaften, einiger sozialisti-
scher Verbidnde, insbesondere der ,Fabier”,
und einer Arbeiterpartei hervorgegangen. Als
Griindungsdatum gilt gemeinhin das Jahr
1900, als das ,Labour Representation Commit-
tee"” geschaffen wurde. Die Labour Party
kann auch heute ihre Urspriinge noch nicht
verleugnen: nach wie vor sind die Gewerk-
schaften in der Partei das bestimmende Ele-
ment, obwohl sich die Partei grindlich ge-
wandelt hat und heute rund 800000 direkte
Mitglieder hat (indirekte Mitglieder lber die
Gewerkschaften: rund 6 Millionen). Die La-
bour Party ist Partei und Interessenverband
zugleich, was unmittelbar in der Tatsache
zum Ausdruck kommt, dal die Gewerkschaf-
ten Labour-Kandidaten fiir das Unterhaus auf-
stellen. Einerseits gewinnt die Labour Party
dadurch eine breite Basis, andererseits er-
weist sich diese enge Verbindung mit der Ge-
werkschaftsbewegung nicht selten als Hemm-
schuh fir die Labour Party.

Von 1906 bis 1935 hat die Labour Party die
Liberale Partei, aus der sie sich zu Beginn des
Jahrhunderts herausgelost hatte, im Parla-
ment allmdhlich verdriangt. Das Mehrheits-
wahlrecht bewirkt in Grofbritannien, dafl die
Liberale Partei trotz eines schwankenden
Stimmanteils von zuletzt 10 bis 20 Prozent
nur uber eine kleine Anzahl von Abgeord-
neten im Parlament verfligt (derzeit 13 Abge-
ordnete bei einem Stimmanteil von ca. 20 %o).
Nach dem Zweiten Weltkrieg stellte die La-
bour Party die Regierung bis 1951, wurde
dann bis 1964 von der Macht verdrangt, die
sie, abgesehen von der Unterbrechung 1970 bis
1974, bis heute ausiibt. Bei den letzten Wah-
len zum Unterhaus erhielt die Labour Party
39,3 Prozent der Stimmen und 319 von 655
Mandaten. Sie regiert als Minderheitsregie-
rung mit stillschweigender Tolerierung und
Unterstiitzung durch die Liberalen. Die ndach-
sten Wahlen finden in diesem Jahr statt.

Heftige innerparteiliche Auseinandersetzun-
gen charakterisieren das Bild der Labour
Party in der Offentlichkeit. Die Mehrheit tritt
fir eine gemaBigte Reformpolitik ein, woge-
gen die linke Minderheit an die anfanglichen
radikalen Forderungen der Labour Party an-
knipft. Kernpunkte der Auseinandersetzun-
gen sind das AusmaB der Verstaatlichungen
bzw. die Ausdehnung der ,mixed economy".
Die kommunistische Partei GroBbritanniens

%) Dazu im einzelnen: Henry Pelling, A short hi-
story of the Labour Party, London 1976.
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spielt dabei nur eine marginale Rolle, so daB
es keine nennenswerten Probleme gibt. An-
ders jedoch ist das Aufkommen nationalisti-
scher Parteien in Schottland und Wales zu
bewerten: sie gefdahrden traditionelle Hoch-
burgen der Labour Party und kénnten auch
das traditionelle Parteiensystem GroBbritanni-
ens verdandern. Bislang hat die Labour Party
noch keine Antwort auf die Herausforderung
durch diese regionalistischen Stromungen ge-
funden.

Die weltweite Wirtschaftskrise nach dem
Olembargo 1973 ist auch an der ohnehin kri-
sengeschiittelten britischen Wirtschaft nicht
spurlos voriibergegangen. Mit dem ,sozialen
Kontrakt" versucht deshalb die Labour-Regie-
rung, die Gewerkschaften in eine Politik ein-
zubinden, die sich eine evolutiondre Verlage-
rung der Einkommen zugunsten der Arbeit-
nehmer zum Ziel gesetzt hat. Die Struktur der
britischen Gewerkschaftsbewegung macht die
Durchsetzung einer solchen Politik, die die
Gewerkschaften zu einer gewissen MaBigung
zwingt, jedoch duBerst schwierig. Noch ist
nicht geklart, ob es der Labour-Regierung ge-

lingt, die Gewerkschaften — an denen die
Konservativen 1970 bis 1974 gescheitert wa-
ren — in ihre Politik einzubinden. Mit dem

Abklingen der akuten Wirtschaftskrise und
den Moglichkeiten, die das Nordsee-Ol eroff-
net, konnte die Versuchung fiir die Gewerk-
schaften, erneut kaum erfiillbare Forderungen
zu stellen, ibergrofl werden.

Eine schwere Hypothek fiir die europaische
Einigung ist die antieuropdische Grundhal-
tung der Mehrheit der Mitglieder der Labour
Party. Auf Parteikongressen erhalten antieu-
ropaische Resolutionen in der Regel Zweidrit-
telmehrheiten und mehr. Die Labour Party hat
sich auch geweigert, an der Erstellung der
Wahlplattform zu den Europawahlen des Bun-
des der sozialistischen und sozialdemokrati-
schen Parteien in der EG mitzuwirken. In sel-
tener Einmiitigkeit hat das britische Unter-
haus uberdies am 13. Dezember 1977 die Ein-
fihrung eines Verhaltniswahlrechts fur die
Direktwahlen zum Europdischen Parlament
abgelehnt, mit der Folgewirkung, daB3 die Di-
rektwahlen verschoben werden muBten.

9. Nordirland

Die Socialdemocratic and Labour Party, ge-
griindet 1970, reprasentiert in Nordirland die
katholische Arbeiterschicht. Sie ist die groBte
Oppositionspartei und vertritt eine Politik des
.power sharing”, d.h. einer Regierungsbetei-
ligung der Katholiken in Nordirland, die von
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der protestantischen Mehrheit in der Verfas-
sungsgebenden Versammlung Nordirlands ab-
gelehnt wird. Dem Wahlmanifest zufolge soll
die Wiedervereinigung Irlands langfristig mit
friedlichen Mitteln herbeigefiihrt werden.
Trotz Boykottdrohungen konnte sie sich in
den Wahlen zur Verfassungsgebenden Ver-
sammlung 1975 behaupten. Unbedeutend ne-
ben ihr ist die ,Northern Ireland Labour Par-
ty”, die der britischen Labour Party ange-
schlossen ist. Wahrend diese 1975 nur ein
Mandat erringen konnte, kam die Socialdemo-
cratic and Labour Party auf 17 Sitze in der
Verfassungsgebenden Versammlung.

10, Italien

Zwei Parteien reprdsentieren den Sozialismus
in Italien: der Partito Socialista Italiano (PSI)
und der Partito Socialista Democratico Italia-
no (PSDI). Der PSI spaltete sich 1947, als die
Partei unter Fiihrung von Nenni mit den Kom-
munisten ein Volksfrontbliindnis einging, dem
Saragat mit seinen Gefolgsleuten, die er in
dem PSDI sammelte, nicht zustimmen wollte.
1966 unternahmen beide Parteien in der Kon-
sequenz der Mitte-Links-Regierung, die sie
beide mittrugen, den Versuch, die Spaltung in
dem Partito Socialista Unitaria (PSU) zu uber-
winden, trennten sich aber bereits 1969 wie-
der, als sie bei den Wahlen 1968 feststellen
mufiten, daB die Wahler die Vereinigungspo-
litik nicht honorierten. Erwdhnenswert ist eine
weitere Abspaltung 1963 nach dem Eintritt
des PSI in die erste Mitte-Links-Koalition: die
Sozialproletarier (PSIUD), die jedoch keine
nationale Bedeutung gewinnen konnten.

Der PSI ist 1882 gegriindet worden. 1921 spal-
teten sich die Kommunisten (KPI) ab.und tra-
ten der 3. Internationalen bei. 1946 bildete der
PSI mit den Kommunisten eine Volksfront,
ging jedoch als Verlierer aus den Wahlen
von 1948 hervor: wahrend die KPI damals 131
Parlamentssitze erringen konnte, erreichte der
PSI nur 52 Mandate. Bis zur ,apertura a si-
nistra” (Offnung nach links) Anfang der sech-
ziger Jahre, die die Sozialisten in die Regie-
rungskoalition von Democrazia Cristiana (DC)
und PSDI einschloB, gelang es dem PSI nicht,
sich an der Seite der ebenfalls oppositionellen
KPI zu profilieren. In der Periode der Mitte-
Links-Regierung bis 1975 war der PSI zu
schwach, um seine Vorstellungen voll durchzu-
setzen; profitiert haben wiederum die Kommu-
nisten, die als eigentliche Oppositionspartei
erstmals die 30-Prozent-Hiirde libersprangen.

Damit ist bereits das ganze Dilemma des PSI
aufgezeigt: Weder in der Opposition noch in
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der Regierung vermag sich die Partei derzeit
glaubwiirdig gegen die Kommunisten durch-
zusetzen, Eine Alternative zum ,historischen
Kompromiff“, den die Kommunisten den
Christdemokraten anbieten, ist seit dem
Scheitern der Mitte-Links-Koalition, das der
PSI selbst verursacht hat, nicht in Sicht. Die
grofe Frage der italienischen Politik, ,histo-
rischer KompromiB“ oder nicht, geht an den
Sozialisten vorbei; sie werden im Falle eines
+historischen Kompromisses” weder bendétigt
noch gefragt. Mit 9,6 Prozent der Stimmen, die
sie bei den Parlamentswahlen 1976 nur noch
erreichten, wird es ihnen schwerfallen, ihr Ge-
wicht in der italienischen Politik wieder zu
vergroBern 9).

Dem PSI geht es deshalb vor allem darum, den
»historischen KompromiB" als nicht notwen-
dig darzustellen, um sich selbst wieder ins
Spiel zu bringen. Aus diesem Grunde hatte
er auch die Mitte-Links-Koalition aufgekin-
digt, um nicht als bloBes Anhdangsel der De-
mocrazia Cristiana dazustehen. Der PSI fordert
statt des ,historischen Kompromisses” eine
Notstandsregierung aller Parteien als Vorstufe
fur eine starke Linksregierung, in der sie dann
unentbehrlich wdre. Dank der Aktivitdt ihres
neuen Generalsekretdrs, Bettino Craxi, ist seit
zwei Jahren eine Aufwaértsentwicklung des PSI
festzustellen, die sich in einer Steigerung ihres
Stimmanteils bei den Kommunalwahlen von
9,5 auf 13,5 Prozent niederschlug. Die Zukunft
wird zeigen, ob es dem PSI gelingt, seinen
Platz zwischen KPI und DC auszubauen.

b) Partito Socialista
(PSDI)

Democratico Italiano

Der PSDI, 1948 gegriindet, hat schon an vielen
Regierungen des Centrismo (1948 bis 1963)
teilgenommen, der durch die faktische Allein-
herrschaft der Democrazia Cristiana gekenn-
zeichnet war. Nach deutschem Wahlrecht
wadre er allerdings nur ein einziges Mal im
Parlament vertreten gewesen, da er nur 1963
die Flinf-Prozent-Hiirde nehmen konnte. Bei
den Parlamentswahlen von 1976 erreichte er
nur 3,4 Prozent. Von dem PSI unterscheidet ihn
weiterhin eine antikommunistische Grundhal-
tung, die aber mit der Tolerierung der all-
mahlichen faktischen Installierung des ,histo-
rischen Kompromisses” seitens der Christde-
mokraten nach und nach abbrockelt. Auch
der PSDI konnte bisher von dem deutlichen
Linkstrend in der italienischen Gesellschaft
nicht profitieren.

%) Vgl. Michael A. Ledeen, Italy in Crisis, in: The
Washington Papers, Vol. V, Beverly Hills and Lon-
don 1977, bes. S. 57 ff.
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III. Die Unterschiede zwischen den
in der EG

Die knappe Charakterisierung der einzelnen
sozialdemokratischen Parteien in der EG hat
schon einige unterschiedliche Auffassungen
zwischen den Parteien hervortreten lassen.
Die Geschichte der Staaten der heutigen EG
ist nicht ohne EinfluB auf die bisher im natio-
nalen Rahmen operierenden Parteien geblie-
ben. Die Industrialisierung, die zur Entste-
hung der Arbeiterbewegung gefiihrt hat, hat
sich nicht iiberall zum gleichen Zeitpunkt und
nicht im gleichen AusmalB durchgesetzt. Auch
hat jedes europdische Volk im Laufe seiner
Geschichte eine gewisse geistig-politische
Identitat entwickelt, der sich die Arbeiterpar-
teien nicht vollig entziehen konnten. Die Re-
zeption des Marxismus schlieBlich und sein
EinfluB auf die Parteien differierte sowohl
zeitlich als auch inhaltlich.

1. Zusammenarbeit mit den Kommunisten

Die Zusammenarbeit mit Kommunisten ist
ohne Zweifel einer der Hauptstreitpunkte un-
ter den Parteien des Bundes der sozialdemo-
kratischen Parteien in der EG. Wadahrend die
SPD und die britische Labour Party jede Zu-
sammenarbeit mit kommunistischen Parteien
ablehnen, war die franzosische Sozialistische
Partei 1972 mit der Kommunistischen Partei
Frankreichs ein enges Bindnis eingegangen,
das ein Wahlabkommen und ein gemeinsames
Regierungsprogramm beinhaltete. Der italieni-
sche PSI tritt ebenfalls dezidiert fiir eine Zu-
sammenarbeit von Kommunisten und Soziali-
sten ein und wird seit 1975 nicht miide, eine
Regierungsbeteiligung der italienischen KP
zu fordern. Die danischen Sozialdemokraten
und belgische Sozialisten sind in Abstufungen
zwar nicht offen fiir eine Kooperation, prakti-
zieren sie aber gelegentlich.

Fiir die unterschiedliche Haltung gegeniiber
dem Kommunismus gibt es unter anderem
auch praktische Griinde. In GroBbritannien,
Irland und der Bundesrepublik Deutschland
sind die kommunistischen Parteien eine quan-
tité négligeable, die im politischen Leben der
Staaten keine Rolle spielen. In Frankreich
hingegen hat die kommunistische Partei seit
40 Jahren ganz selten weniger als 20 Prozent
der Wahlerstimmen auf sich vereinigen kon-
nen. Die Kommunistische Partei Italiens ist die
grofite im Westen und konnte bei den letzten
Wahlen 1976 nahezu 35 Prozent der Wahler-
stimmen erringen. Schon dadurch werden Tat-

B 14

sozialdemokratischen Parteien

sachen geschaffen, die die politische Einstel-
lung einer Partei beeinflussen.

Es gibt auch historische Griinde, die z. B. in
Frankreich und Italien eine die Zusammenar-
beit bejahende, zumindest nicht grundsatzlich
ausschliefende Haltung der Sozialisten erkla-
ren — historische Griinde, die ihrerseits mit-
ursdachlich sind fiir die relative Stdarke der
kommunistischen Parteien in diesen Landern.
In Italien spielt die enge Zusammenarbeit al-
ler heutigen demokratischen Parteien im Wi-
derstand gegen den Faschismus und die deut-
sche Besatzung gegen Kriegsende die ent-
scheidende Rolle: seit dieser Zeit war die KPI
selbst in den distersten Zeiten des Kalten
Krieges im BewulBitsein des italienischen
Volkes immer als nationale Partei an-
erkannt, die die Interessen des italienischen
Volkes wvertrat und nicht nur Vollstreckerin
von Weisungen der Kommunistischen Zentra-
le in Moskau war.

In Frankreich geht die Zusammenarbeit mit
den Kommunisten auf die Volksfront von 1936
zuruck, als es den vereinten Sozialisten, Kom-
munisten und Radikalen (Liberale in deutschem
Sprachgebrauch) gelang, den Versuch zur Er-
richtung eines dem deutschen oder italieni-
schen Faschismus dahnlichen Regimes zu unter-
binden. Im franzosischen Geschichtsbewuft-
sein lebt die Volksfront seither als positiver
Mythos fort. In der Widerstandsbewegung ge-
gen die deutsche Okkupation im Zweiten
Weltkrieg konnte die franzésische KP ihr na-
tionales Image gewaltig aufwerten. Selbst
de Gaulle, wahrhaftig kein Kommunisten-
freund, hat nach dem Zweiten Weltkrieg
Kommunisten in sein Kabinett aufgenommen
(1944—1947). Die KP Frankreichs war kurze
Zeit nach dem Krieg die starkste Partei
Frankreichs und erreichte 1946 knapp 28 Pro-
zent der Stimmen.

Ganz anders in Deutschland: Nicht zuletzt
den hemmungslosen Angriffen der KPD gegen
die SPD vor 1933 ist es anzulasten, daB der
Faschismus in Deutschland siegen konnte.
Unter Nichtachtung nationaler Interessen hat-
te die KPD in blindem Gehorsam gegeniiber
Moskau die Sozialdemokratie zum Hauptfeind
erkldart und an der Zerstorung der Weimarer
Republik mitgewirkt. Nach dem Zweiten
Weltkrieg machte sich die KPD zum Erfiil-
lungsgehilfen der sowjetischen Besatzungs-
macht und schuf auf deutschem Boden, nach-
dem sie die Reste der SPD der SED zwangs-
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weise einverleibt hatte, einen Staat, dem die
Menschen zu Millionen davonliefen. Nur Ne-
gatives, nichts Positives haftet damit dem
Kommunismus im offentlichen BewubBtsein
der Bundesrepublik an; die Beziehungen der
deutschen Sozialdemokratie zum Kommunis-
mus sind geradezu traumatisch gestort.

Das britische Mehrheitswahlsystem, der an-
fanglich sehr geringe EinfluB des Marxismus
in der britischen Arbeiterbewegung und der
spate Durchbruch der Labour Party zu Lasten
der Liberalen in den zwanziger Jahren dieses
Jahrhunderts, also zu einem Zeitpunkt, als auf
dem europdischen Kontinent die Spaltung der
Arbeiterbewegung in Sozialisten und Kommu-
nisten bereits vollzogen war, haben zusam-
men mit der mehr auf Ausgleich und Kompro-
miB ausgerichteten politischen Mentalitdt in
GroBbritannien das Entstehen einer gewichti-
gen kommunistischen Partei verhindert. Trotz
der anhaltenden Wirtschaftskrise und den
daraus resultierenden Erschiitterungen des
wirtschaftlichen und sozialen Gefliges wirken
einige dieser Griinde weiter, so dall die briti-
sche Kommunistische Partei trotz ihres ,euro-
kommunistischen” Kurses auch weiterhin von
der Bevolkerung kaum beachtet wird.

Neuerdings wird von den die Zusammenar-
beit mit den Kommunisten bejahenden sozia-
listischen Parteien zur Begriindung ihrer Ein-
stellung auf Entwicklungen in den Kommuni-
stischen Parteien ihrer Lander hingewiesen,
die mit dem Begriff ,eurokommunistisch"”
umschrieben werden. In der Tat kann man in
Italien, Spanien und — in sehr viel geringe-
rem Grade — in Frankreich eine Entwick-
lung in den kommunistischen Parteien fest-
stellen, die in Richtung einer demokratischen
Offnungspolitik zu gehen scheint. Der hohe
Stimmanteil der italienischen KP ist nicht zu-
letzt darauf zuruckzufithren, daf sie schon in
den flinfziger Jahren mit dieser Offnungspoli-
tik begonnen hat, die heute ihre Friichte tragt.

Obwohl diese eurokommunistische Entwick-
lung zweifellos interessant ist und auch von
seiten der Sozialisten und Sozialdemokraten
grofite Aufmerksamkeit verdient, so sind doch
in den Augen der deutschen Sozialdemokratie
und der britischen Labour Party die Bedenken,
die gegen eine Zusammenarbeit sprechen,
nicht ausgeraumt. In der Bundesrepublik
Deutschland entfallt zudem das Argument ei-
ner neuen Entwicklung des Kommunismus, ist
doch die Deutsche Kommunistische Partei
(DKP) in ihrer moskautreuen Orthodoxie und
Unbeweglichkeit als Partner auBerhalb jeder
Diskussion. Die SPD und die britische Labour
Party bleiben bei ihrem Standpunkt, daB eine
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Zusammenarbeit mit Kommunisten nicht in
Frage kommt und sich die Notwendigkeit zur
Beantwortung dieser Frage auch im direkt
gewdhlten Europdischen Parlament auf abseh-
bare Zeit nicht stellt.

2. Das Verhiltnis der EG zu den USA

Dissens besteht im Bund sozialdemokratischer
Parteien auch dartber, ob die Europaische
Gemeinschaft in enger Kooperation mit den
Vereinigten Staaten oder gewissermafBen ge-
gen die USA auf- und ausgebaut werden soll, "~
In Frankreich, Belgien und Italien wird letzte-
re Ansicht verfochten, wahrend in Deutsch-
land und GroBbritannien an der engen Zusam-
menarbeit mit Nordamerika festgehalten
wird. Die sozialistischen Parteien in Frank-
reich und Italien machen geltend, daB sich
eine europdische Identitat nur im Kampf ge-
gen eine andere Macht herstellen lasse; da-
fur spreche die historische Erfahrung und die
eigene Vision des Kkiunftigen Europa, das
nicht kapitalistisch wie die USA, sondern so-
zlalistisch sein solle.

In diesem Sinne drangen die Sozialisten in
Italien und Frankreich darauf — mehr oder
weniger unterstiitzt von den kommunistischen
Parteien, mit denen sie zusammenarbeiten —,
einen Bruch mit den USA zu vollziehen. Sie
versuchen den Konfliktstoff anzuhaufen, dank
dessen sie die anderen Parteien auf einen an-
tiamerikanischen Kurs heriiberzuziehen hof-
fen. In der Vergangenheit hat Henry Kissin-
ger ihnen so manchen AnlaB dafiir gegeben,
doch konnten sich die Argumente, die na-
mentlich in Italien und Frankreich propagiert
wurden, in Deutschland und GrofBbritannien
nicht durchsetzen.

Die Bundesrepublik hdlt schon aus sicher-
heitspolitischen Erwdagungen am engen Biind-
nis mit den USA fest, da nur durch die Pra-
senz der USA Berlin gehalten und die Bun-
desrepublik  glaubhaft geschiitzt werden
kann 7). Fir GroBbritannien und die Labour
Party spielen neben sicherheitspolitischen Er-
wdagungen Griinde mit, die Winston Churchill
einst zum Schreiben einer Geschichte der
englisch sprechenden Voélker veranlaBte ). In
Deutschland und Grofibritannien glaubt man
zudem, daB die USA tber genigend Macht-
mittel verfiigen wiirden, den europdischen In-
tegrationsproze zu stoppen und zurtickzu-

7) Vgl. Leitantrag des Parteivorstandes der SPD
zur Europapolitik, verabschiedet auf dem Parteitag
vom 15. bis 19. November 1977 in Hamburg.

%) A history of English-speaking people, 4 Vol,
London 1956—1958,
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werfen, wenn die politische Flhrung in den
Vereinigten Staaten den Eindruck haben soll-
te, daB in der EG eine den USA feindliche
Macht im Entstehen sei.

3. Soziales oder sozialistisches Europa?

Eng mit der Frage eines proatlantischen oder
nach allen Seiten — vor allem gegeniiber den
USA — unabhdangigen Europa verkniipft ist
die nach der inneren Ordnung der Europdischen
Gemeinschaft. LaBt man die Labour Party
mit ihrer antieuropdischen Grundhaltung ein-
mal beiseite, gibt es zwei differierende An-
sichten innerhalb des sozialdemokratischen
Lagers: Die Italiener und Franzosen win-
schen ein antikapitalistisches, sozialistisches
Europa, in dem die Macht der Konzerne
gebrochen und den sogenannten Multis mit
US-amerikanischer Dominanz die Existenz-
moglichkeiten entzogen werden. Nur durch die
Verstaatlichung ganzer Wirtschaftsbranchen
glauben sie, die Interessen der Arbeitnehmer
wirksam vertreten zu kénnen,

Demgegeniiber nehmen sich die Ziele der
SPD wesentlich bescheidener aus. Auf eine
verkiirzte Formel gebracht, geht es den deut-
schen Sozialdemokraten im europdischen
Rahmen nicht um eine Uberwindung des Ka-
pitalismus, sondern um den Ausbau der sozia-
len Demokratie in Europa. Im einzelnen: eine
bessere Durchschaubarkeit der gesamtgesell-
schaftlichen Vorgdnge, verbesserte Moglich-
keiten demokratischer Mitwirkung und Kon-
trolle, den stindigen weiteren Ausbau sozia-
ler und rechtsstaatlicher Grundsatze und eine
verstarkte Ausrichtung der Tatigkeit der EG
an den unmittelbaren Interessen der Biir-

ger9).

Beispielhaft fiir die unterschiedliche Konzep-
tion sei hier nur die Mitbestimmung genannt.
Wahrend die Mitbestimmung von der deut-
schen Sozialdemokratie zu einem ihrer wich-
tigsten Ziele erhoben wurde, wird sie von den
meisten der anderen sozialistischen Parteien
der EG abgelehnt. Der PSI, die franzosische
PS, die Labour Party und die belgischen So-
zialisten lehnen das deutsche Modell dezi-
diert ab, da es ihnen auf dem Wege der So-
zialpartnerschaft zu weit geht oder nach ihren
Vorstellungen die Arbeitnehmer nicht ,nur”
mitbestimmen, sondern ,selbst“-bestimmen
(autogestion) sollen. Insbesondere fir die

9 Lei{antrag zur Europapolitik, Parteitag der SPD,
Hamburg 1977.
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franzosischen und italienischen Sozialisten
steht die Mitbestimmung symbolhaft fiir das,
was sie die KompromiBbereitschaft der deut-
schen Sozialdemokratie nennen, die sie, zu-
mindest verbal, leidenschaftlich bekamp-
fen.

4. Mediterraner oder nordischer Sozialismus?

Von den sozialdemokratischen Parteien in der
EG sind die unterschiedlichen Auffassungen
selbst begrifflich als ,mediterraner” Sozialis-
mus und ,nordischer” oder ,germanischer”
Sozialismus gefaBt worden. Spdtestens seit
Mai 1975, als der franzosische Sozialistenchef
Francois Mitterrand die Fihrer der sozialisti-
schen Parteien Siideuropas in Latche (Sud-
frankreich) zusammenrief, gibt es innerhalb
des europdischen Sozialismus ein klares Be-
wuBtsein fiir die bestehenden Differenzen. In
den Worten Mitterrands: ,Es geht darum, wie
in unseren Landern (Stideuropa, d. Verf.) der
ZusammenschluB der Massen um die Partei-
en entwickelt werden kann, die das Volk re-
prasentieren. Das stellt die Frage nach der
Allianz, der Union und dem Zusammenhalt
von Sozialisten und Kommunisten. Es handelt
sich fiir uns alle um eine sozialistische Op-
tion. Das ist der neue, besondere und moder-
ne Aspekt unserer Bemiihungen.” 19)

Es liegt auf der Hand, daB ein Beitritt Grie-
chenlands, Spaniens und Portugals innerhalb
des europaischen Sozialismus jene Krafte ver-
starken wiirde, die eher den Vorstellungen ei-
nes ,mediterranen” Sozialismus anhangen,
waren doch Mario Soares (Portugal), Felipe
Gonzales (Spanien) und Andreas Papandreou
(Griechenland) neben den Vertretern der bel-
gischen und italienischen Sozialisten dem Ruf
Mitterrands zu dem Treffen in Latche gefolgt.
Eine gewisse Parallelitat der wirtschaftlichen
und sozialen Bedingungen sowie die Prasenz
einer relativ starken kommunistischen Partei
haben unter den Sozialisten Siideuropas zu
Auffassungen gefiihrt, die in einem gewissen
Widerspruch zu den Vorstellungen stehen,
die unter Sozialisten in Mittel- und Nordeuro-
pa vorherrschen: hier die entschlossen sozia-
listischen Parteien im ,armen” Siliden, dort
die kompromiBbereiten Sozialdemokraten im
.reichen”, industrialisierten Norden 1!).

10) Claude Estier, La plume au poing, Paris 1977,
S. 306.

1) Vgl. auch Jean Ziegler, Les équivoques de la
Social-Démocratie, in: Le Monde diplomatique, Ja-
nuar 1978.
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IV. Die Gemeinsamkeiten der sozialdemokratischen Parteien in der EG

Die Aufzdhlung der unterschiedlichen Ziel-
vorstellungen und Politiken der sozialdemo-
kratischen Parteien in der EG konnte den Ein-
druck entstehen lassen, als gabe es uberhaupt
keine gemeinsame Basis, als sei die Union der
sozialdemokratischen Parteien in der EG ein
Blndnis disparater und divergierender Partei-
interessen, dem es an der notwendigen Ein-
heitlichkeit fehlt. Dem ist aber nicht so:
Die gemeinsame Tradition der demokratischen
Arbeiterbewegung ist trotz der Einbettung
der Parteien in die jeweilige nationale Ge-
schichte so stark, einige Grundiiberzeugungen
so madachtig, daB gerade im Meinungsstreit
auch der Konsens unter den Parteien deutlich
wird. Wenn viele es nicht verstehen und man-
che dariiber spotten mogen: das Band der Soli-
daritat zwischen den sozialdemokratischen
Parteien der EG hadlt starksten Belastungen
stand; das Einigungswerk Europas ware ohne
diese Solidaritat wohl von wvornherein aus-
sichtslos.

1. Verhdltnis zum Kommunismus

Die Ubereinstimmung zwischen den sozialde-
mokratischen Parteien der EG erweist sich
nicht nur in der Abgrenzung zu anderen poli-
tischen Kraften, sondern positiv in der Vor-
stellung einer kiinftigen Gesellschaft. Gleich-
wohl spielt die Abgrenzung im politischen
Geschaft auch auf europdischer Ebene eine
selbstverstandliche Rolle. Gegentiber den kon-
servativen Kraften betonen die sozialdemokra-
tischen Parteien in der EG, daB es notwendig
sei, uber das Erreichte hinauszugehen: Ein blo-
Bes Bewahren der vorhandenen gesellschaft-
lichen Strukturen und Verhadltnisse sei nicht
geeignet, um ein groBtmogliches MaB an sozia-
ler Gerechtigkeit und konkreter Freiheit in ei-
ner Gesellschaft zu erreichen, die einem stan-
digen Wandel ihrer 6konomischen Grundlagen
unterliegt. Insbesondere die Wirtschaftskrise
nach dem Olembargo 1973 mache eine konse-
quente Neuorientierung notwendiqg, der sich
jedoch die Konservativen verschlieBen wiir-
den %),

Die von einigen Parteien des Bundes sozialde-
mokratischer Parteien in der EG praktizierte
Zusammenarbeit mit kommunistischen Partei-
en bedeutet nicht, daBl diese Parteien der Poli-
tik der Kommunisten in ihrem Lande riick-

¥) Vgl. Rede des Vorsitzenden des Bundes sozial-
demokratischer Parteien in der EG, Wilhelm Dro-
scher, in der Friedrich-Ebert-Stiftung in Bonn am
19, Oktober 1977 (Manuskript).
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haltlos zustimmen wiirden. Wie die sozial-
demokratischen Parteien, die gleich der SPD
jede Zusammenarbeit mit Kommunisten strikt
ablehnen, werden sie nicht miide, die ideolo-
gischen und programmatischen Linien, die sie
von den Kommunisten trennen, zu markieren.
Ihr Eintreten fir den demokratischen Sozia-
lismus ist unter anderem eine Absage an die
kommunistische Ideologie, die zu einem men-
schenverachtenden dogmatischen Lehrgebdu-
de erstarrt ist; es ist eine scharfe Verurteilung
des ,demokratischen Zentralismus”, der keine
innerparteiliche Demokratie zulafit, und eine
kategorische Ablehnung des Einflusses, den
die Moskauer Zentrale auf die kommunisti-
schen Parteien in den einzelnen Ldandern noch
immer ausiibt. Jingste Entwicklungen in Rich-
tung ,Eurokommunismus” haben die prinzi-
piellen Meinungsverschiedenheiten zwischen
demokratischen Sozialisten und Kommunisten
keineswegs beseitigt 1%).

Im tbrigen stellt sich auf europdischer Ebene
das Problem der Zusammenarbeit mit Kom-
munisten gar nicht. Die im Bund sozialdemo-
kratischer Parteien in der EG zusammenge-
schlossenen Parteien werden alles daranset-
zen, aus den Direktwahlen als stdarkste Frak-
tion hervorzugehen (was sie im jetzigen Euro-
pdischen Parlament auch schon sind). Das be-
deutet auch auf europdischer Ebene, den
kommunistischen EinfluB zuriickzudrdangen.
Ist das Europdische Parlament direkt gewahlt,
stellt sich auf absehbare Zeit die Frage einer
Zusammenarbeit nicht, da keine europdische
Regierung zu bilden ist, die Biindnisse erfor-
derlich machen wiirde. Im Europdischen Par-
lament wird es deshalb innerhalb der sozial-
demokratischen Fraktion in der Frage einer
Zusammenarbeit mit Kommunisten keine
Kontroverse geben. Auf der anderen Seite be-
steht im Bund sozialdemokratischer Parteien
in der EG Einigkeit dariiber, daB nicht von
vornherein bestimmte politische Gruppen im
direkt gewahlten Europaparlament isoliert
und vom Aufbau eines demokratischen und
sozialen Europas ausgeschlossen werden diir-
fen 1),

1) Vgl. Jean-Pierre Chevénement, Les socialistes,
les communistes et les autres, Paris 1977. Chevene-
ment ist der Sprecher des linken Fliigels (CERES)
der Sozialistischen Partei Frankreichs, der am ent-
schiedensten fiir die Zusammenarbeit mit Kommu-
nisten eintritt; sein Buch ist ein Beleg fur die fort-
dauernden prinzipiellen Vorbehalte demokratischer
Sozialisten gegentiber dem Kommunismus.

) Vgl. Horst Ehmke, Kommunismus im ideologi-
schen Westwind, in: Vorwarts, 19. Januar 1978.
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2. Verhiltnis der EG zu den USA

In der Frage des Verhadltnisses der EG zu den
USA haben sich die sozialdemokratischen
Parteien in der EG am 6.Juni 1977 im Enf-
wurf einer Wahlplattform zu den Direktwah-
len auf einen KompromiBB geeinigt. Einerseits
wird im Entwurf der Wahlplattform an dem
.essential” der SPD festgehalten, daB sich
.Europas Identitdtsfindung nicht Uber eine
Konfrontation mit den USA vollzieht" %),
Andererseits wird betont, daB die EG sich als
eigene souverane politische Kraft behaupten
muB. Festgestellt wird auch, daB ,die Bezie-
hungen zwischen Europa und den USA ambi-
valent sind, weil Europa vor allem durch den
demokratischen Sozialismus und die Arbeiter-
bewegung eine eigene Vorstellung der sozia-
len Demokratie und des Prinzips der sozialen
Gerechtigkeit entwickelt hat. Es ware falsch
zu verschweigen”, so heifit es in dem Entwurf
weiter, ,daB es auch Gegensatze in den Wirt-
schaftsinteressen gibt" %), Was erstrebt wird,
ist die Zusammenarbeit auf gleichberechtigter
Basis. )

3. Entwurf einer Wahlplattform

Der Entwurf der Wahlplattform zu den Euro-
pawahlen, der am 6. Januar 1977 von den Par-
teichefs des Bundes sozialdemokratischer Par-
teien gebilligt worden war, dokumentiert ein
hohes MaB an Ubereinstimmung zwischen den
sozialdemokratischen Parteien der EG. In dem
Entwurf wird aufgezeigt, welche inhaltlichen
Ziele angestrebt werden sollen. Er ist von dem
BewuBtsein getragen, dall die einzelnen euro-
pdischen Staaten ihre Probleme nicht mehr al-
lein, sondern nur noch im europdischen Rah-
men losen konnen. Realistisch wird allerdings
darauf hingewiesen, dall die politische Auto-
ritait in Europa ihre Legitimitat noch lange
Zeit im nationalen Rahmen wird finden mis-
sen. Das schrittweise Zusammenwachsen der
Staaten kann — so die Uberzeugung der So-
zialdemokraten — nicht allein durch die Ent-
wicklung eines einheitlichen Wirtschaftsrau-
mes gewahrleistet werden. Soll Europa eine
wirkliche Gemeinschaft werden, so muBl das
«Europa der Arbeitnehmer, der politischen
Richtungen, der Staatsbiirgerrechte, der Wirt-
schafts- und Sozialrechte und der demokra-
tischen Rechte"” 17) starker in den Vordergrund
treten.

15) Vorwédrts Dokumentation vom 16.Juni 1977,
Nr. 24, S. VI.
18) ebd.

17) ebd.
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Der Entwurf der Wahlplattform ist in vier Teile
untergliedert: Praambel, Abschnitte iiber ,De-
mokratie und Institutionen®, ,Wirtschafts-
und Sozialpolitik” (auf dem das Schwerge-
wicht liegt) und ,AuBenpolitik”, Im institutio-
nellen Bereich wird gefordert, daB das direkt
gewahlte Europaparlament mit seinen Kon-
trollbefugnissen an die Stelle der nationalen
Parlamente treten soll, wo nationale Kompe-
tenzen an europdische Institutionen abgege-
ben worden sind oder abgegeben werden. Die
Ubertragung neuer Befugnisse auf europa-
ische Organe darf aber die Verwirklichung
eines sozialistischen Programms auf nationa-
ler Ebene nicht behindern. Der Kommission
sollen vom Rat hdufiger Exekutivbefugnisse
delegiert werden; die Kommission soll im
Einvernehmen mit dem Parlament .vom Rat
ernannt werden. Der Rat soll wverpflichtet
werden, iber Initiativen und Stellungnahmen
des Europdischen Parlaments zu beraten und
ihm innerhalb einer bestimmten Frist Bericht
zu erstatten. SchlieBlich soll die Zustdandig-
keit des Europdischen Gerichtshofs erweitert
und der Wirtschafts- und SozialausschulBl durch
eine gerechtere Verteilung der Sitze demokra-
tisiert werden.

Es ist fliir Sozialdemokraten nattrlich, daB ge-
sellschaftspolitische Forderungen und Ziel-
vorstellungen in einer Wahlplattform im Vor-
dergrund stehen. So gibt der Entwurf der
Wahlplattform der Wiederherstellung der
Vollbeschdftigung folgerichtig Prioritat; denn
das Recht auf Arbeit ist nach sozialdemokra-
tischer Auffassung ein Grundrecht des Men-
schen. Humanes Wirtschaftswachstum, wirt-
schaftspolitische Strukturreformen, die eine
flexible Einstellung auf technische und o¢ko-
nomische Verdnderungen ermoglichen, be-
schaftigungspolitische MaBnahmen, eine akti-
ve Arbeitsmarktpolitik durch Hilfestellung
fur Arbeitnehmer, die ihre Arbeitsplatze auf-
grund der wirtschaftlichen Entwicklung
wechseln miissen, und eine Verbesserung der
Arbeitsbedingungen sollen im Zusammenwir-
ken dazu beitragen, die Arbeitslosigkeit in
Europa zu iUberwinden. Ein gewichtiges Ziel
sozialdemokratischer Politik in der EG wird
es auch sein, die Inflation einzuddmmen, um

ihre negativen Folgen — Funktionsstérungen
in Wirtschaft und Gesellschaft — abzuwen-
den.

Dem Entwurf der Plattform zufolge wollen
die Sozialdemokraten dafiir sorgen, daB kunf-
tig die Einkommen und Vermoégen in Europa
gerechter verteilt werden. Instrumente dieser
Politik sind die Steuerpolitik, Tarifvertrage,
die Sparforderung und die Gewinnbeteiligung
an Unternehmen. Die Wirtschaftsstruktur der
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Gemeinschaft soll durch eine vorausschauen-
de Strukturpolitik fiir die wverschiedenen
Wirtschaftszweige, durch Planungssysteme,
durch die Kontrolle von marktbeherrschenden
Unternehmen, durch eine wirksame und um-
fassende Regionalpolitik und durch die Siche-
rung der Energie- und Rohstoffversorgung
leistungsfahiger gemacht werden. Die euro-
pdische Agrarpolitik muBl in den Zusammen-
hang der Probleme der Welternahrung gestellt
werden. Sowohl im Interesse der Dritten Welt
als auch im eigenen europdischen Interesse
bleibt eine leistungsfahige Landwirtschaft, die
einen groBen Teil des gemeinschaftlichen Nah-
rungsmittelbedarfs deckt, ein unverzichtbarer
Bestandteil der europdischen Wirtschaft.

Die Forderung nach Wirtschaftsdemokratie,
die der Entwurf aufstellt, bezieht ihre Recht-
fertigung aus der Tatsache, daB die Markt-
wirtschaft nicht von sich aus zur sozialen Ge-
rechtigkeit fiihrt. Menschliche Arbeits- und
Lebensbedingungen konnen solange nicht
verwirklicht werden, als die Arbeitnehmer
nicht an der wirtschaftlichen und sozialen
Planung beteiligt werden und noch keine ech-
te Wirtschaftsdemokratie verwirklicht ist.

Den unterschiedlichen Vorstellungen der ein-
zelnen Parteien hinsichtlich der Wirtschafts-
demokratie tragt der Entwurf dadurch Rech-
nung, daB er die Mitbestimmung nach deut-
schem Muster, die Ausdehnung der Verhand-
lungsbefugnis der Gewerkschaften auf alle
Betriebsbereiche und die Selbstbestimmung
entsprechend franzosischen Vorstellungen
gleichberechtigt nebeneinander stellt. Mit be-
sonderem Nachdruck tritt der Entwurf fiir eine
Kontrolle der multinationalen Konzerne ein,
die sich nicht langer der demokratischen Kon-
trolle der EG und den Notwendigkeiten der
Wi irtschaftspolitiken der einzelnen Lander sol-
len entziehen diirfen.

Es konnen nicht alle Punkte, die der Entwurf
anspricht, gestreift werden, da er nahezu alle
Politikbereiche umfaBt. Hervorzuheben ist al-
lerdings die Bereitschaft der sozialdemokrati-
schen Parteien, den beitrittswilligen Ldandern
Griechenland, Spanien und Portugal die best-
moglichen Bedingungen zu schaffen. Es muB
ein Verfahren gefunden werden, das es diesen
jungen Demokratien in Sideuropa gestattet,
etappenweise iiber eine immer engere Assozi-
ierung schlieBlich die Vollmitgliedschaft zu
erwerben. Aus sozialdemokratischer Sicht
stellen auch die Beziehungen zwischen Euro-
pa und den Entwicklungslandern eine wichti-
ge, wenn nicht sogar die wichtigste Heraus-
forderung der ndchsten Jahre dar. Eine ge-
meinsame fortschrittliche Position der EG-
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Staaten im Dialog zwischen armen und rei-
chen Landern, eine Strukturplanung in der
EG, die die Bediirfnisse der Entwicklungslan-
der beriicksichtigt, und die Erhohung der Mit-
tel fiir die Entwicklungshilfe sollen dazu bei-
tragen, die Kluft zwischen Industriestaaten
und Entwicklungslandern zu verringern.

Der Entwurf der Wahlplattform war im we-
sentlichen eine Synthese der Vorstellungen
der SPD und der franzosischen Sozialisten;
die britische Labour Party hatte nicht daran
mitgearbeitet. Nach den verlorenen Parla-
mentswahlen vom Madrz 1978 distanzierten sich
jedoch die Fiihrungsgremien des Parti Socia-
liste (PS) von dem deutsch-franzosischen Kom-
promifl, weil sie der Agitation der KPF, die
einen Rechtsruck der PS behauptete, keine
Ansatzpunkte geben wollte '®), Damit war
einer Einigung des Bundes der sozialdemokra-
tischen Parteien in der EG auf der Basis dieses
Entwurfs der Boden entzogen. Gleichwohl
bleibt der Entwurf einer Wahlplattform im
ProzeB der Einigung Europas ein wichtiges
historisches Dokument, da es gewissermallen
den Minimalkonsens der westeuropdischen
sozialdemokratischen Parteien zum Ausdruck
bringt.

4. Die Politische Erkldrung vom
23./24. Juni 1978

Gegeniiber dem Entwurf einer Wahlplattform
nimmt sich die ,Politische Erklarung”, die die
Vorsitzenden der sozialdemokratischen Par-
teien in der EG am 23./24. Juni 1978 zu den
europdischen Direktwahlen abgaben, sehr viel
bescheidener aus. Sie hat allerdings den Vor-
teil, daB sie die Zustimmung aller Parteien
des Bundes — auch der britischen Labour
Party — gefunden hat. Auf ihrer Grundlage
haben die einzelnen sozialdemokratischen Par-
teien eigene Programme fiir die Direktwahlen
ausgearbeitet, die auf die spezifischen Proble-
me der einzelnen Staaten eingehen '), Die
Politische Erklarung stellt auch gleich zu Be-
ginn fest, daB die weitere Zusammenarbeit
in Europa nur unter Achtung der eigenstan-
digen Entwicklung der Lander und Parteien
moglich ist. Eine Beschleunigung des Inte-
grationsprozesses fordert die Politische Erkla-
rung nicht. Im Hinblick auf die Befugnisse des
direkt zu wahlenden Europdischen Parlaments
wird anerkannt, ,daB jede weitere Ubertra-

1) Vgl. Le Monde vom 24, Juni 1978.

19 Z. B. Programm der SPD fur die erste euro-
pdische Direktwahl 1979, verabschiedet auf dem
Europa-Parteitag der SPD in Koln am 10. Dezem-
ber 1978.
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gung von Befugnissen von nationalen Regie-
rungen auf Gemeinschaftsinstitutionen oder
von nationalen Parlamenten auf das Euro-
paische Parlament nur aufgrund eindeutiger
Zustimmung der nationalen Regierungen und
Parlamente stattfinden kann" *°).

Die Politische Erkldarung tritt fiir das Recht auf
Arbeit aller ein und fordert die Wiederher-
stellung der Vollbeschaftigung. Nach zwanzig-
jahriger Verfolgung rein wirtschaftlicher In-
teressen soll die EG jetzt in eine Phase ein-
treten, in der menschliche Ziele im Vorder-
grund stehen. Aus diesem Grunde muB die
wirtschaftliche und soziale Entwicklung be-
einfluft werden, damit vor allem jene Grup-
pen, die auf dem Arbeitsmarkt mit den groB-
ten Problemen zu kampfen haben, namlich
Jugendliche, Frauen und ausldandische Arbeit-
nehmer, Nutzen davon haben.

Eine solche Politik kann nur — so die Uber-
zeugung der Sozialdemokraten — in enger
Zusammenarbeit mit allen Gewerkschaften
verwirklicht werden. Die Demokratisierung der
Unternehmen und der Wirtschaft soll in einer
fiir jedes Land angemessenen Weise ‘erfolgen;
Wirtschaftskonzerne und multinationale Un-
ternehmen sollen demokratisch kontrolliert
werden. Eine Verstaatlichung bestimmter In-
dustrien sieht die Politische Erklarung nicht
vor; allein die Kernenergie-Unternehmen sol-
len einer offentlichen Kontrolle unterworfen
werden, um Sicherheits- und Umweltprobleme
zufriedenstellend zu lésen.

Die Energiepolitik, die Politik gegentiber der
Dritten Welt, die Entspannungspolitik und die
Friedenssicherung bilden weitere Schwer-
punkte der Politischen Erkldarung. Hervorzu-
heben ist die nochmalige Zustimmung der so-
zialdemokratischen Parteien in der EG zur Er-
weiterung der Gemeinschaft um Griechenland,
Portugal und Spanien. Hier sehen die Sozial-
demokraten eine Mitverantwortung des demo-
kratischen Europa fiir die Festigung der De-
mokratie in diesen Landern. Die EG ist aufge-
rufen, den Beweis fiir die Solidaritdat mit den
Arbeitnehmern in diesen Landern zu erbrin-
gen. Die Erweiterung der Gemeinschaft soll
nach der Vorstellung der Sozialdemokraten zu
einer Quelle neuer Starke und Dynamik fir
Europa werden. Regionale Ungleichgewichte,
die durch die Erweiterung noch einmal be-
sonders stark akzentuiert werden, sollen durch
eine entsprechende Regionalpolitik ausgegli-
chen und der Zusammenhalt der Gemeinschaft
dadurch gefordert werden.

*0) Politik. Aktuelle Informationen der SPD, Nr. 5,
Juli 1978.
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5. Der Wahlaufruf vom 12. Januar 1979

Am 12, Januar 1979 hat der Bund der sozial-
demokratischen Parteien in der EG auf seinem
10. Kongrefl in Briissel aus AnlaBl der ersten
Direktwahl zum Europdischen Parlament ein-
stimmig einen ,Aufruf an die Wahler Euro-
pas” verabschiedet, der in 35 Thesen unter-
gliedert ist®'). Der Wahlaufruf nimmt die
meisten Punkte der Politischen Erklarung wie-
der auf, betont aber den wirtschafts- und so-
zialpolitischen Teil etwas starker. Es wird
mit Nachdruck festgestellt, daB die Marktwirt-
schaft von sich aus nicht zu sozialer Gerech-
tigkeit fihrt und Vollbeschaftigung gewdhr-
leistet, Wirtschaftsdemokratie, wirischaftliche
Rahmenplanung und langfristige Strukturre-
formen sind notwendig, um die Arbeitslosig-
keit zu bekampfen und das Recht auf Arbeit
fir alle zu sichern. Die Verkiirzung der wo-
chentlichen Arbeitszeit auf 35 Stunden spielt
bei der gerechten Verteilung der verfliigharen
Arbeit ebenfalls eine wichtige Rolle. Jedweder
Diskriminierung, insbesondere der der Frauen,
wird in dem Wahlaufruf der Kampf angesagt.
Der lediglich mit politischen Uberzeugungen
begriindete AusschluB vom Staatsdienst wird
abgelehnt.

Weitere Schwerpunkte des Wahlaufrufs bil-
den die Themen Frieden, Sicherheit und Zu-
sammenarbeit sowie die Erweiterung und Ver-
teidigung der Menschenrechte und biirgerli-
chen Freiheiten. Die Anregung der franzosi-
schen Sozialisten, die den Kampf fiir die Ver-
wirklichung der Menschenrechte besonders
hervorheben wollten, ist bei den anderen Par-
teien des Bundes auf fruchtbaren Boden ge-
fallen. Sie haben deshalb in dem Wahlaufruf
erklart, daB das Eintreten flir die Menschen-
rechte nicht zu einem Instrument der politi-
schen Opportunitat werden darf und sie im
Europdischen Parlament dafiir sorgen wollen,
daB die Europaische Gemeinschaft beim Kampf
um die Verwirklichung der Menschenrechte
iiberall in der Welt in vorderster Front steht.
In diesem Sinne sollen unter anderem die
wirtschaftlichen und sozialen Grundrechte,
insbesondere das Recht auf Arbeit, im Ge-
meinschaftsrecht verankert werden.

Das Dokument lenkt den Blick auch auf die
Staaten und Volker Europas, die auBerhalb
der Europdischen Gemeinschaft stehen. Die
Verwendung des Begriffs ,Europa” fir die
Europdische Gemeinschaft, so heiBit es in dem
Wahlaufruf, ', verstellt den Blick fiir die Tat-

1) Politik. Aktuelle Informationen der SPD, Nr. 2,
Januar 1979.
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sache, daB die Mehrheit der europaischen Vol-
ker und Staaten nicht Teil dieser Gemein-
schaft ist. Der Kampf fiir die Starkung der
internationalen Sozialdemokratie geht uber
die Grenzen der Gemeinschaft hinaus” #?). Da-
mit wird darauf hingewiesen, daB die Festi-
gung der EG durch die Direktwahlen und die
Erweiterung der EG durch den Beitritt der
Lander Portugal, Spanien und Griechenland

In dem MaBe, in dem das Europdische Eini-
gungswerk auf Parteiebene konkrete politi-
sche Aussagen erforderlich macht, die iber
allgemeine Absichtserkldarungen hinausgehen,
gibt es auch einen Zwang zur Anndherung
und Vereinheitlichung divergierender Mei-
nungen der Parteien. Die Direktwahlen zum
Europdischen Parlament iiben einen solchen
heilsamen Druck auf die Parteien aus. Die
notwendigen Vorbereitungen zu den Direkt-
wahlen machen eine tber das Unverbindliche
hinausgehende gemeinsame Programmatik
unabweisbar. Noch kann es sich bei allen
Parteien auf europaischer Ebene — auch beim
Bund sozialdemokratischer Parteien in der EG
— nur um einen Minimalkonsens handeln, da
sie zunachst einmal von den Vorstellungen
ausgehen, die sie im nationalen Rahmen ent-
wickelt haben. Es bleibt abzuwarten und zu
hoffen, daB der europdische Gedanke eine
Dynamik entfaltet, aus der heraus die Konzep-
tionen der Parteien ihrerseits Anregungen und
Impulse erhalten. Erst dann wird man auch im
parteipolitischen Sinne von einer Dynamik der
Einheit sprechen kénnen.

*) These 32 des Wahlaufrufs.
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fir die sozialdemokratischen Parteien der
neun Mitgliedstaaten nicht bedeutet, daB die
EG sich insbesondere gegeniiber Mittel- und
Osteuropa abkapselt oder dazu beitragt, dafl
sich der Graben zwischen West- und Ost-
europa vertieft. Der Bund der sozialdemo-
kratischen Parteien bekraftigt vielmehr die
Mitverantwortung der EG auch fiir den Teil
Europas, der nicht zur EG gehort.

V. Perspektiven

An die Direktwahlen werden groBe Hoffnun-
gen fir den europdischen EinigungsprozeB ge-
kniipft. Diese Hoffnungen konnten dann rea-
lisiert werden, wenn die fiihrenden Manner
der Parteien dem Europdischen Parlament an-
gehoren wiirden und durch ihr personliches
Engagement aus dem Europdischen Parlament,
das auf absehbare Zeit keine entscheidenden
Kompetenzen haben wird, eine Institution ma-
chen, die auf die nationalen Parteien aus-
strahlt. Nach den jetzt vorliegenden Informa-
tionen scheint dieser Erwartung weitgehend
Rechnung getragen worden zu sein. Man darf
freilich den EinfluB, der vom direkt gewdhl-
ten Europaparlament auf die nationalen Par-
teien ausgehen kann, nicht liberschatzen. Er
kann vielleicht eine Zeitlang dazu beitragen,
unterschiedliche wirtschaftliche und soziale
Entwicklungen in den einzelnen Landern zu
uiberbriicken. Gegen derartige, heute schon er-
kennbare Fehlentwicklungen waren die Par-
teien aber auf Dauer machtlos. Hier vermag
nur eine Politik der Solidaritat — auch im
Hinblick auf die neuen Beitrittskandidaten —
Abhilfe zu schaffen %),

=) Vgl. Leitantrag zur Europapolitik, SPD-Parteitag
Hamburg 1977.



Volkmar Kallenbach

Die Foderation der Europaischen Liberalen Demokraten

Die ,Foderation der liberalen und demokrati-
schen Parteien der Europaischen Gemein-
schaft" wurde am 26./27. Mdrz 1976 in Stutt-
gart gegriindet. An dem Stuttgarter Grin-
dungskongreB nahmen 14 Parteien aus acht
Lindern der Gemeinschaft teil, die neben ei-
ner Satzung und Geschdftsordnung der Fo-
deration mit der ,Stuttgarter Erklarung” eine
politische Grundsatzerklarung verabschiede-
ten, die die Ziele liberaler Politik fiir eine Eu-
ropdische Union definiert. Die Stuttgarter Er-
klarung bildete auch die Grundlage der an-
laufenden weiteren programmatischen Arbeit
der Foderation. Fiir diese Arbeit wurde be-
reits in Stuttgart die Einrichtung von Arbeits-
gruppen zu bestimmten Politikbereichen be-
schlossen.

Die Liberale Fraktion im Europdischen Parla-
ment, die bisher ,Fraktion der Liberalen und
Nahestehenden” hieB, benannte sich in ,Libe-
rale und Demokratische Fraktion”" um, um
auch nach auBen hin zu dokumentieren, dabh
sie sich seither als parlamentarische Vertre-
tung der Foderation versteht.

Bis zum ersten Kongrell der Foderation, der
vom 5. bis 7. November 1977 in Den Haag statt-
fand, erklarten auch diejenigen Parteien‘ihren
Beitritt zur Foderation, die diesen Schritt auf-
grund ihrer noch nicht abgeschlossenen in-
nerparteilichen Willensbildung in Stuttgart
noch nicht vollzogen hatten. Damit setzte sich
die Féderation aus folgenden 14 Mitgliedspar-
teien zusammen:

Partij voor Vrijheid en

Vooruitgang, PVV Belgien
Parti de la Liberté et de

Progres, PLP 1) Belgien
Parti Libeéral, PL Belgien
Venstres Landorganisa-

tion, V Danemark
Det Radikale Venstres

Landsforbund, RV 2) Danemark

1) Inzwischen umbenannt in ,Parti des Reformes
et de la Liberté de Wallonie” PRLW.

°) Seit September 1977 aus der Foderation ausge-
schieden.
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Freie Demokratische Partei,
FD.P. Bundesrepublik
Deutschland
Federation Nationale des

Republicains Independants %),

FNRI Frankreich
Parti Radical Socialiste, PRS Frankreich

Mouvement des Radicaux de

Gauche, MRG %) Frankreich
Liberal Party Organisation,

LPO GrofBbritannien
Partito Repubblicano

Italiano, PRI Italien

Partito Liberale Italiano, PLI Italien

Parti Démocratique, PD Luxemburg

Volkspartij voor Vrijheid

en Democratie, VVD Niederlande

Neben den Parteien erhielten auch die libera-
len Jugendverbande der EG (Liberal and
Radical Youth Movement of the European
Community LYMEC) auf dem KongreB und im
Exekutivkomitee Sitz und Stimmrecht.

In Den Haag wurden satzungsgemalB Prasi-
dent und Exekutivkomitee der Foderation
gewadhlt. Prasident wurde der luxemburgische
Ministerprasident Gaston Thorn, Vizeprasi-
denten Hans-Dietrich Genscher (F.D.P.) und
Hans de Koster (VVD). Im Mittelpunkt der
programmatischen Arbeit des Kongresses
stand die Diskussion der Zwischenergebnisse,
die von den einzelnen Arbeitsgruppen zur
Vorbereitung des Wahlprogramms vorgelegt
worden waren.

Bis Ende Madrz 1977 schloB die inzwischen
eingerichtete zentrale Programmkommission
unter der Leitung von Martin Bangemann
(F. D. P.) ihre Arbeit ab und legte einen aus-
fihrlichen Programmentwurf vor. Dieser Pro-
grammentwurf wurde nach seiner Billigung
durch das Exekutivkomitee im April 1977
an alle Mitgliedsparteien versandt. Gleichzei-
tig wurde entschieden, im Wahlkampf bei der
Direktwahl zum Europdischen Parlament un-

%) Inzwischen umbenannt in Parti Republicain, PR.
%) 1978 aus der Foderation ausgeschieden,

32



ter dem Signum ,ELD — Europaische Liberale
Demokraten” anzutreten.

Vom 18. bis 20. November 1977 fand in Briissel
der zweite KongreB der Féderation statt, auf
dem nach umfangreichen Beratungen das
Wahlprogramm fiir die Direktwahl ohne Ge-
genstimmen bei Stimmenthaltung der libera-
len Jugendverbande verabschiedet wurde.
Hierbei standen allerdings nur die Thesen des
Programmentwurfs zur Abstimmung, wahrend
die Diskussion der Praambel und der Erlaute-

rungen zu den Thesen zundchst zurilickgestellt
wurde.

Der dritte ELD-Kongrefl wurde vom 1. bis 3. De-
zember 1978 in London durchgefiihrt und be-
schaftigte sich vor allem mit der zweiten Er-
weiterung der Europdischen Gemeinschaft,
dem Europaischen Wadhrungssystem und der
Transportpolitik. Bei den Wahlen zum Exeku-
tivkomitee wurde Gaston Thorn mit iiberwal-
tigender Mehrheit in seinem Amt als Prasi-
dent der Foderation bestatigt.

I. Entstehundsgeschichte der Foderation

Mit der Grindung der Foderation der libera-
len und demokratischen Parteien der EG im
Marz 1976 war den Liberalen als erster politi-
scher Kraft das Kunststiick gelungen, eine eu-
ropaische Parteienféderation ins Leben zu ru-
fen. Dies ist schon deshalb bemerkenswert,
weil die ideologischen Voraussetzungen fiir
eine internationale Zusammenarbeit der Libe-
ralen bisher wverhdltnismdBig ungunstig wa-
ren. Auch von ihrer schwach entwickelten
Organisationsstruktur her waren die liberalen
Parteien in der Vergangenheit kaum in der
Lage oder interessiert, in die internationale
Zusammenarbeit viel Energie zu investie-
ren.

Die politischen Aufgaben, die sich die Libera-
len im 19. und in der ersten Halfte des 20 Jahr-
hunderts stellten, reichten zundchst tiber den
Rahmen des Nationalstaates nicht hinaus. Im
wesentlichen ging es den liberalen Parteien
in dieser Zeit darum, eine auf der Gleichheit
vor dem Gesetz beruhende rechtsstaatliche
Ordnung durchzusetzen, den demokratischen
und parlamentarischen Verfassungsstaat auf-
zubauen, die Einheit des Nationalstaats zu er-
ringen und die mit der Industrialisierung an-
fallenden sozialen Probleme zu losen. Eine or-
ganisierte internationale Zusammenarbeit —
wie bei den Sozialisten zu dieser Zeit bereits
vorhanden — hatte daneben keinen Raum.

Nach dem Zweiten Weltkrieg fanden die Li-
beralen eine veranderte politische Wirklich-
keit vor. Diese Wirklichkeit war gekenn-
zeichnet durch den Verlust des absoluten
Machtmonopols der europdischen National-
staaten. Auf sich allein gestellt, waren sie den
politischen und wirtschaftlichen Herausforde-
rungen einer verdanderten Welt- und Wirt-
schaftslage nicht mehr gewachsen. Erste ge-
meinschaftliche politische Initiativen fiihrten
zu europdischen Losungen im wirtschaftlichen
und politischen Bereich.
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Die liberalen Parteien muBten sich diesem
veranderten politischen Bezugsrahmen orga-
nisatorisch und programmatisch anpassen, um
ihre Ziele wie die Verwirklichung der groBt-
moglichen Freiheit des Menschen und die
Wahrung seiner Rechte in jeder gesellschaft-
lichen Situation auch weiter erfolgreich
durchsetzen zu kénnen. Aus diesen Griinden
wurde im Jahre 1947 die ,Liberale Internatio-
nale” (LI) gegriindet. Ihr gehoren nicht nur
Parteien, sondern auch liberale Orgdnisatio-
nen und Individuen an, auch wenn die politi-
sche Arbeit im wesentlichen von den Parteien
bestimmt wird. Grundlage der Zusammenar-
beit in der Liberalen Internationalen sind die
politischen Prinzipien, die in dem ,Liberalen
Manifest” von 1947 und der Oxforder Erkla-
rung aus dem Jahre 1967 zum Ausdruck kom-
men., Die europaischen Mitgliedsorganisatio-
nen der LI kommen aus den Landern der Eu-
ropdischen Gemeinschaft mit Ausnahme Ir-
lands, den skandinavischen Ldndern sowie
aus Osterreich, der Schweiz und Spanien.

Auf den seit 1948 jahrlich stattfindenden Kon-
gressen der Liberalen Internationale wurden
wiederholt europapolitische Themen behan-
delt. Die Resolutionen, die hierzu in den fiinf-
ziger Jahren verabschiedet wurden, zeigen je-
doch deutlich, daB eine verstarkte westeuro-
paische Zusammenarbeit von den Mitgliedsor-
ganisationen der LI zwar unterstiitzt wird, die
Vorstellungen tiiber Ziele und Wege dieser
Zusammenarbeit aber so weit auseinanderge-
hen, daB es nur zu vagen und allgemeinen
Kompromissen kommen konnte. Die Mei-
nungsverschiedenheiten wurden selbst inner-
halb der liberalen Parteien aus dem Bereich
der EWG deutlich, als sich die Liberalen aus
Belgien, den Niederlanden und Luxemburg
geschlossen fiir, die"deutschen Liberalen je-
doch einheitlich gegen die Rémischen Vertra-
ge aussprachen.



Die mangelnde europapolitische Handlungsfa-
higkeit der LI ist auch der Grund, weshalb
die als ZusammenschluB liberaler Organisa-
tionen aus dem Bereich der spateren EWG
1952 gegriindete ,Liberale Bewegung fir ein
vereintes Europa” ldangere Zeit in einem
Spannungsverhaltnis zur Liberalen Internatio-
nale stand. Erst 1972 erfolgte eine organisato-
rische Verkniipfung durch die Aufnahme der
Bewegung als regionale Gruppe der Liberalen
Internationale.

Der KongreB der Liberalen Internationale in
Oxford 1967 bringt eine politische Wende und
ein erstes klares Bekenntnis zur europdischen
Einigung im Rahmen der Europdischen Ge-
meinschaften. Unter Mithilfe der Vertreter
der Fraktion der ,Liberalen und Nahestehen-
den” im Europdischen Parlament wird diese
Politik auf den Kongressen 1969 bis 1974 wei-
terentwickelt. So wird auf dem Kongre 1969
in Minchen erstmals die Direktwahl des Eu-
ropaischen Parlaments und eine enge Zusam-
menarbeit der liberalen Parteien aus den de-
mokratischen Landern Europas gefordert. Auf

dem KongreB 1972 in Paris wird zum ersten
Mal ein detaillierter Katalog von Sachforde-
rungen fir die Weiterentwicklung der Euro-
pdischen Gemeinschaften aufgestelit.

Dariber hinaus stellt der KongreB in Paris
eine bedeutsame Forderung auf: die Schaf-
fung einer Foderation der liberalen Parteien
der EG mit der Einrichtung eines stindigen
Sekretariats., Daraufhin wurde ein Satzungs-
entwurf fiir die Foderation ausgearbeitet und
auf dem KongreB der LI in Florenz 1974 ange-
nommen. Den letzten AnstoB zur Grindung
der Parteienfoderation im Rahmen der EG ga-
ben die liberalen Parteifithrer — die seit 1974
zweimal jahrlich zu informellen, aber poli-
tisch wichtigen Treffen zusammenkommen
(an diesen Treffen nehmen auch der Vorsit-
zende der liberalen Fraktion im Europdischen
Parlament und die liberalen Mitglieder der
EG-Kommission teil) — auf ihrer Sitzung An-
fang 1975 in Berlin: sie beschlossen, im Marz
1976 den Grindungs-KongreB einer liberalen
Parteienfoderation durchzufiihren.

II. Hintetgriinde der Foderationsgriindung

Nachdem die Foderation der Europdischen Li-
beralen Demokraten seit nunmehr drei Jahren
besteht und damit aus den Kinderschuhen ge-
schlupft ist, stellt sich die Frage nach den Ur-
sachen, die dazu beigetragen haben, daBl nach
der Stagnation der fiinfziger und fruhen sech-
ziger Jahre gerade die liberalen Parteien der
EG so eng zusammengeriickt sind und sich
als erste politische Kraft zu einer europa-
ischen Parteienfdéderation zusammengeschlos-
sen haben.

Zunachst laBt sich generell feststellen, daf
die Europaischen Gemeinschaften seit Ende
der sechziger Jahre in ein neues Stadium ih-
rer Entwicklung eingetreten sind, in dem sich
die Parteien verstarkt zu direktem, planmaBi-
gen Engagement gedrdangt fithlen. Im ersten
Jahrzehnt ihres Bestehens beschrankte sich
die EWG weitgehend auf das Ziel der Erho-
hung wirtschaftlichen Wachstums und des
Abbaus von Zollschranken. Das d@nderte sich
spatestens mit der Gipfelkonferenz von Den
Haag im Dezember 1969 und den in ihrem Ge-
folge eingeleiteten Initiativen zur Weiterent-
wicklung der Gemeinschaft. Ziele wie die
Wirtschafts- und Wahrungsunion, die Politi-
sche Union sowie eine gemeinsame Sozial-
und Regionalpolitik stellten auch die libera-
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len Parteien vor die Notwendigkeit, sich auf
die neue Situation einzustellen und gegen-
tiber dieser politischen Herausforderung ihre
eigene Handlungsfahigkeit zu beweisen.

Mit der von den EG-Mitgliedsstaaten auf der
Pariser Gipfelkonferenz 1972 formulierten
Zielsetzung, bis 1980 die ,Europdische Union"
zu schaffen, wurde europdische Integrations-
politik letztlich als europdische Innenpolitik
definiert. Fehlte es bisher auch an geniigend
konkreten Schritten, die die Erreichung einer
Europdischen Union auf absehbare Zeit rea-
listisch erscheinen lassen, so ist doch seither
fur die Parteien nicht langer gewadhrleistet,
daB das nationale politische System als allein
maBgeblicher Rahmen politischen Handelns
bestehen bleibt. Unter anderem ist daher die
Griindung der Foderation der Liberalen De-
mokraten als Reaktion auf diese Entwicklung
anzusehen. :

Hinzu kommt, daB spatestens mit dem Be-
schluBf, die Direktwahlen zum Europdischen
Parlament 1978 stattfinden zu lassen, trotz der
zwischenzeitlich eingetretenen Verzogerun-
gen deutlich geworden ist, daB die Parteien
bei der europaischen Integration eine wesent-
liche Rolle zu spielen haben. Hierbei konnen
die liberalen Parteien aber nur dann ein ei-
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genstdandiges Gewicht erhalten, wenn sie sich
organisatorisch und programmatisch als Ein-
heit darstelien.

Ein weiteres Moment ist, daB sich die ,Frak-
tion der Liberalen und Demokraten im Euro-
pdischen Parlament”, die immerhin 23 von
198 Sitzen innehat, sich bisher redlich, aber
nur mit unterschiedlichem Erfolg bemiiht hat,
eine gemeinsame Europapolitik zu betreiben
und hierfiir auch im nationalen Bereich die
notwendige Unterstiitzung zu erhalten. Ver-
steht man aber nach der klassischen Defini-
tion des Parlamentarismus unter Fraktion den
.parlamentarischen Arm"“ einer Partei, so
wird deutlich, worin bisher die Schwierigkeit
lag: Da die Verankerung in der EG-weiten
transnationalen  Parteiorganisation fehlte,
brachte dies bis vor kurzer Zeit eine Isolie-
rung der Fraktionsarbeit mit sich. Diese Iso-
lierung wurde noch dadurch verstarkt, daB
auch die Riickkopplung der Fraktionen und
ihrer Arbeit mit der Ebene des jeweiligen na-
tionalen politischen Systems nur schwach
entwickelt war. Insgesamt ist es nach alledem
erklarlich und verstandlich, dalf sich nach an-
fanglichem Zogern gerade die liberale Frak-

ITI. Organisation

Der organisatorische Aufbau der Foderation
entspricht im wesentlichen dem einer Partei.
Organe der Foderation sind der KongreB und
das Exekutivkomitee, die von einem ebenfalls
mit Exekutivbefugnissen ausgestatteten Gene-
ralsekretariat unterstitzt werden.

Der KongreB, der mindestens einmal jahrlich
zusammentritt, setzt sich aus den Delegierten
der verschiedenen Mitgliedsparteien zusam-
men. Jedes Land kann mindestens sechs Dele-
gierte entsenden, die fiir den Fall, daBl in ei-
nem Land mehrere Mitgliedsparteien vorhan-
den sind, nach dem Verhdltnis der Stimmen,
die bei der letzten nationalen Wahl von den
Parteien errungen worden sind, auf diese ver-
teilt werden. Den Parteien stehen zusatzliche
Delegierte zu, wenn sie bei den Wahlen auf
nationaler Ebene bestimmte Stimmzahlen er-
reichen, so dafl ihre Vertretung auf dem Kon-
grell weitgehend dem Verhdiltnis der Stimmen
entspricht, die bei den nationalen Wahlen er-
reicht worden sind. Daruber hinaus sind als
Delegierte die Mitglieder der Fraktion der Li-
beralen und Demokraten im Europdischen
Parlament und zehn Vertreter des liberalen
Jugendverbandes der EG (LYMEC) vorgese-
hen.
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‘tion im Europdischen Parlament fiir das Zu-
standekommen und den Ausbau der Fraktion
stark eingesetzt hat.

SchlieBlich ist auch als wesentlicher Faktor
zu beriicksichtigen, daB es bei den in der Fo-
deration zusammengefaften liberalen Parteien
eine weitgehende und grundsatzliche Uber-
einstimmung in den fir eine europaische Poli-
tik so wesentlichen Fragen wie dem Ausbau
und der Erweiterung der EG, der Starkung
der Rechte und der direkten Wahl des Euro-
pdischen Parlaments und der gemeinsamen
Durchsetzung von Freiheitsrechten in der EG
gibt. Die Grundung der ELD ist eine logische
Konsequenz dieser Politik, da es den liberalen
Parteien daran gelegen sein mubfte, ein effek-
tives politisches Instrument zur Durchsetzung
der gemeinsamen politischen Vorstellungen
zu entwickeln.

Damit zeigt sich, daB die liberalen Parteien
der EG mit der Griindung einer Parteienfo-
deration zundchst nur die notwendigen politi-
schen und organisatorischen Konsequenzen
aus der Entwicklung der EG, ihrer Arbeit im
Europadischen Parlament und ihren eigenen
politischen Zielsetzungen gezogen haben.

und Zustandigkeiten der Foderation

Dem KongreB stehen weitgehende Entschei-
dungsbefugnisse zur Verfiigung. Er kann Ent-
scheidungen in allen Angelegenheiten im
Rahmen der Zustandigkeit der Vertrage zur
Grindung der Europdischen Gemeinschaft
und in Angelegenheiten im Zusammenhang
mit der politischen Zusammenarbeit der Euro-
paischen Gemeinschaft treffen; er kann tiber
alle sonstigen Angelegenheiten beschliefen,
die nach der einstimmigen Ansicht seiner Mit-
glieder in seine Zustandigkeit gehoren; er
kann uber alle Vorschldge, die von einer Mit-
gliedspartei oder einem ihrer Vertreter ge-
macht werden, beraten und zu diesen Vor-
schldagen Stellung nehmen; er kann Anderun-
gen an der Satzung und der Geschéftsordnung
vornehmen; er kann den Bericht der libera-
len Fraktion des Europdischen Parlaments und
des Exekutivkomitees entgegennehmen und
erortern sowie Empfehlungen an die Fraktion
der Liberalen und Demokraten im EP richten.
In diesem Rahmen kann der KongreB mit
Zweidrittelmehrheit der abstimmenden Dele-
gierten Beschliisse fassen. Dies ist deswegen
bedeutsam, weil die Moglichkeit, fiir die Mit-
gliedsparteien bindende politische Entschei-
dungen zu treffen, ein wesentliches Element
transnationaler Willensbildung darstellt.
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Zu den Aufgaben des Kongresses gehort es
auch, den Prasidenten der Foderation und
zwolf Mitglieder des Exekutivkomitees zu
wahlen. Das Exekutivkomitee setzt sich aus
diesen zwolf Mitgliedern, weiteren zwolf Mit-
gliedern, die von den Parteien entsprechend
den fiir den Nationalitatenproporz der Mit-
glieder der Kommission der Europaischen Ge-
meinschaften geltenden Kriterien ernannt
werden, dem Vorsitzenden der Liberalen
Fraktion des Europdischen Parlaments, einem
Vertreter des liberalen Jugendverbands der
EG und dem Prdsidenten der Foderation als
Vorsitzenden zusammen. Das Komitee er-
nennt aus seiner Mitte zwei Vizeprdsidenten
sowie den Schatzmeister und den Generalse-

kretar. Das Exekutivkomitee vertritt die Fo-
deration in der Zeit zwischen den Kongres-
sen.

Eine enge Verzahnung besteht nach der Sat-
zung der ELD auch zwischen der Arbeit der
Foderation und der Fraktion der Liberalen
und Demokraten im Europidischen Parlament.
Gewahlte oder ernannte Mitglieder des Euro-
pdischen Parlaments, die einer Mitgliedspar-
tei der Foderation angehoéren, sind verpflich-
tet, in der liberalen Fraktion mitzuarbeiten.
Gleichzeitig sind die Mitglieder der Fraktion
Delegierte auf den Kongressen der ELD, der
Fraktionsvorsitzende hat Sitz und Stimme im
Exekutivkomitee.

IV. Die Mitgliedsparteien der Foderation

Die Foderation der Europdischen Liberalen
Demokraten setzt sich aus zwolf Mitglieds-
parteien zusammen, die, mit Ausnahme Ir-
lands, aus allen Mitgliedslandern der EG
kommen.

Belgien

In Belgien wird der politische Liberalismus
durch die Parti des Reformes et de la Liberté
da Wallonie (PRLW) im wallonischen Landes-
teil, durch die Partij voor Vrijheid en Voor-
uitgang (PVV) in Flandern und durch die Par-
ti Libéral (PL) in Briissel vertreten. In diesen
Namen schlagen sich die bestehenden regio-
nalen Konflikte nieder, die in Belgien nach
wie vor eine bedeutsame Rolle spielen. Das
war in fritheren Jahren nicht so. 1830 galt es,
Belgiens Unabhdngigkeit von den Niederlan-
den zu erkampfen. Danach folgten kulturpoli-
tische und noch spater wahlrechtliche Aus-
einandersetzungen. Dabei spielten die belgi-
schen Liberalen eine wesentliche Rolle und
pragten zwischen 1847 und 1882 weitgehend
das politische System. Ihre hauptsachlichsten
Gegner waren die Konservativen, die wichtig-
sten Verbindeten waren flir lange Zeit aus
vorwiegend kulturpolitischen Griinden die
Sozialisten, mit denen oft Koalitionen einge-
gangen wurden. 1974 traten die Liberalen in
eine Koalitionsregierung mit der Christlichen
Volkspartei ein, die jedoch 1977 von einer
groBen Koalition unter Ausschlufl der Libera-
len abgelost wurde. Die belgischen Liberalen,
die bei den Wahlen 1978 bei leichten Stim-
mengewinnen zusammen 16,3% der Stim-
men und 37 von 212 Sitzen errangen, bilden
seitdem die Opposition,

B 14

In organisatorischer Hinsicht gehoren die Li-
beralen Belgiens zu den Pionieren. Als erste
liberale Partei auf nationaler Ebene griinde-
ten sie 1846 die Association Libérale. Spater
nannten sie sich Parti Libéral. Die heutigen
Bezeichnungen gehen auf eine Neustrukturie-
rung im Jahre 1961 zurick. PVV, PRLW und
PL zahlen zusammen etwa 167 000 Mitglieder
(PRLW 37000, PVV 65000, PL 65000), die
sich aus allen Schichten rekrutieren, vor al-
lem jedoch aus der sdakularisierten Mittelklas-
se. In der Partei dominieren unternehmer-
freundliche Interessen; trotzdem stimmen re-
lativ viele Arbeitnehmer liberal. Sie sind in
der marktwirtschaftlich orientierten Gewerk-
schaft Centrale Générale des Syndicats Libé-
raux mit etwa 150000 Mitgliedern organi-
siert.

Didnemark

In Ddnemark wurde bereits 1870 eine liberale
Partei unter dem Namen Venstre (,Linke") ge-
grindet. Zundchst sich selbst als Linkspartei
verstehend, orientierte sich Venstre schon
bald mehr zur Mitte und vermochte 1903
48 9/p der Stimmen und 65 %o der Mandate an
sich zu ziehen. Schon zwei Jahre spdter spal-
tete sich der linke Fliigel ab und griundete als
neue linksliberale Partei die Radikale Ven-
stre.

Beide liberalen Parteien haben seither jeweils
einen betrdachtlichen Stimmenanteil auf sich
vereinigt. Sie konnten sich hierbei vor allen
Dingen auf Wahler aus dem bauerlichen und
mittelstandischen Bereich stiitzen. Venstre,
das sich bei Koalitionsbildungen bisher vor-
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wiegend nach rechts orientierte, stellte 1973
bis 1975 eine Minderheitenregierung unter
Fihrung von Poul Hartling und errang bei
den Wahlen 1975 23,3%) der Stimmen. Bei
den Wahlen im Februar 1977 erlitt Venstre,
die iiber etwa 110000 Mitglieder verfiigt,
eine schwere Niederlage und konnte lediglich
12°%0 der Stimmen und 21 von 175 Parla-
mentssitzen auf sich vereinigen.

Im Jahre 1978 trat Venstre in eine Koalitions-
regierung mit den Sozialdemokraten ein, in
der sie mit dem Parteivorsitzenden Henning
Christophersen den AuBenminister stellt und
auBerdem die Ministerien fir Justiz, Wirt-
schaft und Finanzen, Landwirtschaft, Inneres,
Handel und Transport besetzt.

Die Radikale Venstre, die traditionell eher
Koalitionen mit den Sozialdemokraten zuneig-
te, aber von 1968 bis 1971 in einer Koalition mit
Venstire und den Konservativen mit Hilmar
Baunsgaard sogar den Ministerprasidenten
stellte, hat in den letzten Wahlen schwere
Einbufien hinnehmen miissen. Die Partei, die
etwa 22 000 Mitglieder zahlt, ging in ihrem
Stimmenanteil von 7,19% im Jahre 1975 auf
3,6 %0 bei den Wahlen 1977 zuriick und ver-
fligt damit nur noch tiber sechs Abgeordnete.
Die Radikale Venstre sitzt gegenwartig in der
Opposition gegentiber der Koalitionsregierung
von Venstre und Sozialdemokraten.

Stand Venstre dem Beitritt Danemarks zur
Europdischen Gemeinschaft und einer fort-
schreitenden europdischen Integration wvon
vornherein positiv gegeniuber, so nahm die
Radikale Venstre in diesen Fragen eine eher
zogernde und zuriickhaltende Haltung ein.
Die Aussagen des Wahlprogramms der ELD
zur weiteren Integration der Gemeinschaft
und zur Zusammenarbeit im atlantischen
Bundnis flihrten daher auch im Oktober 1977
zu einem allerdings knappen Parteitagsbe-
schluB der Radikale Venstre, aus der ELD
auszutreten.

Bundesrepublik Deutschland

Die F.D. P. ist weder von ihrem Stimmergeb-
nis bei den letzten Wahlen noch von ihrer
Mitgliederstdarke zu den groBten Mitgliedspar-
teien der Foderation zu zdhlen. Dennoch hat
die F. D. P. schon immer in der Geschichte der
Bundesrepublik einen verhaltnismaBig groBien
EinfluB auf die europaische Politik ausgelibt.
Die F.D. P. wurde dabei begtlinstigt durch das
Wahlsystem, das zur Beschrankung der parla-
mentarischen Vertretung auf drei Parteien ge-
fihrt hat, und das konstante Patt zwischen
den beiden groBen Parteien, den Sozialde-
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mokraten und den Christdemokraten. In dieser
Situation war die F.D.P. stets ein entschei-
dender politischer Faktor und hat dies bis
1966 zu Koalitionen mit der CDU/CSU, seit
1969 mit der SPD genutzt.

Die F.D. P. hatte dabei das Gliick, von groBe-
ren Parteispaltungen verschont zu bleiben,
nachdem die Liberalen zwischen 1861 und
1914 mit den Nationalliberalen und der Fort-
schrittspartei und zwischen 1919 und 1933 mit
der Deutschen Volkspartei und der Deut-
schen Demokratischen Partei nie zu einer ein-
heitlichen Partei zusammengefunden hatten.
Die F.D.P. wurde im Jahre 1948 gegriindet
und errang bei der ersten Bundestagswahl
1949 unter dem Vorsitz von Theodor Heuss
11,99% der Stimmen und 52 von 402 Manda-
ten. 1961 konnte die F.D. P. mit 12,8 %o ihren
bisher hochsten Stimmenanteil erreichen. Da-
nach folgten parteiinterne Konflikte, die mit
der Niederlage des bis dahin vorherrschenden
nationalliberalen Fliigels unter Erich Mende
endeten. Austritte und Ubertritte zur CDU
trugen dazu bei, daB der Stimmenanteil der
F.D.P. bei den Bundestagswahlen im Jahre
1969 auf 5,8 % schrumpfte. Nach der Koaliti-
onsbildung mit der SPD 1969 und der Uber-
windung anfanglicher Schwierigkeiten gelang
es, die Situation der Partei wieder zu stabili-
sieren. Der Mitgliederstand stieg von 53 000
im Jahre 1971 auf heute 79 000, der Stimmen-
anteil betrug bei der letzten Wahl 1976 7,9 %o.
Mit Hans-Dietrich Genscher, Otto Graf
Lambsdorff, Gerhart Baum und Josef Ertl
stellt die Partei vier Minister der amtierenden
Regierung.

Mit ihren in den Freiburger Thesen niederge-
legten Vorstellungen einer liberalen Gesell-
schaftspolitik, die erst kiirzlich durch die Kie-
ler Thesen erganzt wurden, nimmt die F. D. P,
unter den Mitgliedsparteien der ELD eine
mittlere Position ein. Dies hat dazu gefiihrt,
daB der F.D.P. auch in der Foderation eine
wichtige politische Position zufallt.

Frankreich

In Frankreich hatte die Foderation der Euro-
paischen Liberalen Demokraten bis vor kur-
zem drei Mitgliedsparteien, die aus sehr un-
terschiedlichen Tiaditionen stammen und ver-
schiedene politische Zielsetzungen verfolgen:
die Parti Republicain unter der Leitung von
Giscard d’'Estaing, die Parti Radical Socialiste
mit Jean-Jaques Servan-Schreiber und das
Mouvement des Radicaux de Gauche unter
seinem Vorsitzenden Robert Fabre. DaB keine
der drei Parteien den Begriff ,liberal” in ih-
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rem Namen fiihrt, kommt dabei nicht von un-
gefdahr: In Frankreich wird liberal weitgehend
mit konservativ gleichgesetzt. Am ehesten
stehen in Frankreich noch die Radikalen in
der Tradition des politischen Liberalismus.

Der ausgesprochenste und traditionsreichste
Vertreter des franzosischen Liberalismus ist
die Parti Radical-Socialiste (PRS). Diese Par-
tei hat von etwa 1871 bis 1939 das politische
System Frankreichs getragen. Die Radikalso-
zialisten betrachten sich als Nachfahren der
Jakobiner, die trotz ihrer Schreckensherr-
schaft diejenigen waren, die auch als erste
die Menschenrechte und das Recht auf Eigen-
tum geltend gemacht hatten. Als Organisation
entstand die PRS als eine typische Honoratio-
renpartei erst 1901, die sich in den mittelgro-
Ben und kleinen Stdadten auf Advokaten, No-
tare, Arzte und andere freie Berufe stitzte. In
der IV. Republik sank ihr Wahleranteil von
einst 28,59%0 im Jahre 1906 auf 10 % bis 15 %
seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges. Nach
dem Sieg des Gaullismus erlitt sie weitere
Niederlagen, zumal sich der rechte Fliigel un-
ter Edgar Faure den Gaullisten anschloB. Hat-
ten die Radikalsozialisten lange Zeit eng mit
den Sozialisten zusammengearbeitet, flihrte
die Wahl Servan-Schreibers zum Parteivorsit-
zenden 1971 zu einer Offnung nach rechts.
Seit 1974 gehoren die Radikalsozialisten dem
Regierungsbiindnis Giscard d'Estaings an.

Das Mouvement des Radicaux de Gauche
(MRG, Bewegung der linken Radikalen) ent-
stand 1972 als Abspaltung jener Abgeordne-
ten der Radikalsozialisten, die den Rechtsruck
von Servan-Schreiber nicht mitmachen und
an der traditionellen Allianz mit der Soziali-
stischen Partei festhalten wollten. Das Mouve-
ment hat inzwischen bezlglich der Zahl sei-
ner Mitglieder (etwa 25 000) und seiner Abge-
ordneten die Radikalsozialisten tberfliigelt.
Es versteht sich als liberale Linkspartei und
trat 1973 dem Wahlbiindnis mit Kommunisten
und Sozialisten bei, in dem es jedoch seine
Selbstandigkeit bewahrt hat. Das Mouvement
des Radicaux de Gauche hatte in den vergan-
genen Jahren tiefgreifende politische Konflikte
mit den Republikanern Giscard d'Estaings, de-
ren Beitritt zur ELD im November 1976 dazu
fihrte, daB das Mouvement seine Mitglied-
schaft bis 1978 ,eingefroren” hatte. Nach den
Wahlen von Marz 1978 brachen in der Partei
schwere interne Konflikte aus, die zum Riick-
tritt Robert Fabres und zur Wahl Michel Cre-
peaus zum neuen Parteivorsitzenden fiihrten.
" Die neue Parteifithrung erklarte im Laufe des
Jahres 1978 endgiiltig den Austritt des Mou-
vement des Radicaux de Gauche aus der
ELD.
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Die Parti Republicain (Republikanische Par-
tei) wurde 1962 unter dem Namen Unabhdngi-
ge Republikaner von Giscard d'Estaing ge-
grindet und galt lange Zeit als klassische
Rechtspartei. Seit seiner Wahl zum Staatspré-
sidenten im Jahre 1973 hat Giscard d’Estaing
eine Reihe von liberalen Reformen durchge-
fihrt und bemiiht sich um ein liberales Ima-
ge. Die Tatsache, daB eine ganze Reihe von
republikanischen Abgeordneten in der franzo-
sischen Nationalversammlung gegen diese li-
beralen Reformen gestimmt haben, macht
deutlich, daB die Parteibasis der Republikaner
nicht ohne weiteres gewillt ist, sich als refor-
merische Liberale zu profilieren, Da die Repu-
blikaner bisher eher eine Honoratiorenpartei
waren, fehlt es noch an einer effektiven Par-
teiorganisation, die erst seit kurzem von dem
Generalsekretar Soisson aufgebaut wird.

Bei den Wahlen im Mai 1978 bildeten die Re-
publikaner zusammen mit den Radikalsoziali-
sten, dem Zentrum der sozialen Demokraten
und einigen Kkleinen rechtssozialdemokrati-
schen Gruppen das Wahlbilindnis Union pour
la democratie francaise (UDF), das 23,18 %
der Stimmen errang. Von den 137 Sitzen, die
die UDF errang, entfallen auf die Republika-
ner 69 und die Radikalsozialisten 9 Sitze. Das
Mouvement des Radicaux de Gauche, das im
Linksbiundnis zur Wahl angetreten war, er-
hielt 2,36 °/o der Stimmen und 10 Mandate.

Seit diesen Wahlen ist die politische Land-
schaft in Frankreich wieder in Bewegung gera-
ten. Bei dem MRG gibt es einerseits Bestre-
bungen, das enge Bilindnis mit den Sozialisten
fortzusetzen, wdahrend andererseits eine Grup-
pe um den friheren Vorsitzenden Fabre sich
gerade bei den Europawahlen wieder stiarker
als eigenstandige politische Kraft darstellen
will. Bei den Republikanern und den Christde-
mokraten gibt es Bestrebungen, die UDF zu
einer Partei auszubauen oder zumindest als
Biindnis auch bei der Direktwahl zum Euro-
paischen Parlament zur Wahl zu stellen. Bei
einer solchen Losung ist es aber offen, ob die
Republikaner ihre Mitgliedschaft in der ELD
aufrechterhalten kénnen und wollen.

Grofibritannien

Von den Stimmergebnissen bei den letzten
Wahlen und ihrer Mitgliedschaft her gehért
die Liberal Party zu den groBiten liberalen
Parteien in Europa. Dennoch ist ihr direkter
politischer EinfluB relativ gering: Bei einem
Stimmergebnis bei den letzten Unterhauswah-
len 1974 von 18,3 %, das ihr bei einem Ver-
haltniswahlrecht 116 von 635 Mandaten ein-
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gebracht hatte, konnte die Liberal Parly nur
13 Sitze gewinnen. Es ist daher verstdandlich,
daB die Hauptanstrengungen der Partei auf
eine Wahlrechtsanderung abzielen, die jedoch
auch im Hinblick auf die Direktwahlen zum
Europdischen Parlament immer wieder abge-
lehnt wurde.

Der politische Liberalismus kann in GroBbri-
tannien auf eine lange Tradition zuriickblik-
ken. Die Liberalen, bereits 1830 als Liberal
Party auftretend, tibten Ende des 19. und An-
fang des 20. Jahrhunderts unter der Fiihrung
von Maéannern wie Gladstone, Palmerston,
Lloyd George oder Asquith einen dominieren-
den politischen Einfluf} aus. 1918 begann je-
doch ein allmahlicher Niedergang, der durch
unstabile Mehrheitsverhdltnisse im Parlament
und die damit verbundene Koalitionsfrage
eingeleitet wurde. NutznieBer wurde in erster
Linie die Labour Party, die seit ihren Anfan-
gen noch bis ins 20. Jahrhundert hinein mit
dem linken Fligel der Liberalen zusammen-
gearbeitet hatte. 1951 stimmten noch 2,5%
der Wahler fur die Liberalen, die sich in der
Folgezeit aber wieder stabiliseren konnten.

Die Mitgliederzahl der Liberal Party 1aBt sich
nur schwer ermitteln und dirfte nach Schat-
zungen zwischen 160 000 und 190 000 liegen.
Die Parteimitglieder stammen mehrheitlich

aus dem Mittelstand. Beruflich handelt es

sich vor allem um Intellektuelle: Lehrer, Pro-
fessoren, Juristen, Arzte. Die Wahlerschaft
entspricht indes nach Gallup-Umfragen ziem-
lich genau der gesellschaftlichen Struktur.

Die Programmatik der Liberal Party kann als
sozialreformerisch charakterisiert werden. Bei
dem letzten Wahlkampf wurde eine Vermo-
gensumverteilung gefordert, wozu ein gesetz-
lich garantierter Mindestlohn eingefiithrt wer-
den sollte. Zur Kompensation wurde eine ent-
sprechende Reduktion des Lohnanstiegs der
uberdurchschnittlich Verdienenden vorgese-
hen. Dartiber hinaus treten die Liberalen fir
eine gesetzliche Lohn- und Preispolitik zur In-
flationsbekampfung und fiir eine die Arbeit-
nehmer favorisierende Mitbestimmung ein.

Die Mehrheitsverhaltnisse in GroBbritannien
sind so knapp, dall die Labour-Regierung von
James Callaghan, dessen Partei im Unterhaus
durch Nachwahlen die Mehrheit verloren hat,
sich eine Zeitlang nur dank einer Absprache
mit den Liberalen unter David Steel an der
Macht halten konnte. Dieser ,Lib-Lab”-Pakt
hat sich jedoch als zu briichig erwiesen, um
zu einer dauerhaften Zusammenarbeit zwi-
schen den Liberalen und der Labour Party
fihren zu kénnen. :

39

Italien

Der Liberalismus in Italien prasentiert sich
nicht nur als schwache und schwindende
Kraft, sondern auch als stark zersplittert. So
hat die ELD in Italien zwei Mitgliedsparteien,
von denen die Liberale Partei (Partito Libera-
le Italiano, PLI) bei den letzten Wahlen im
Juni 1976 1,3 %o der Stimmen und 5 Sitze, die
Republikaner (Partito Repubblicano Italiano,
PRI) 3,1 9% der Stimmen und 14 Mandate er-
rangen.

Dies erscheint zunachst verwunderlich, nach-
dem den Liberalen im 19, Jahrhundert mit
Mazzini, Cavour, Garibaldi und Rosselli popu-
lare Personlichkeiten zur Seite standen und
sie noch 1909 — zum damaligen Zeitpunkt

als Partei der aufgeklarten Oberschicht —

64 %9 aller Stimmen auf sich vereinigen konn-
ten. Die Liberale Partei trat unter ihrem jetzi-
gen Namen nach der Zerschlagung des Fa-
schismus erstmals 1946 auf. Als sie sich je-
doch in der Frage der Staatsreform zwischen
Republik und Monarchie ,agnostisch” erklar-
te, degenerierte sie frith zum Sammelbecken
rechter Krafte. Sie erhielt das Etikett einer
konservativen Rechtspartei, die zwischen die
Christdemokraten und die Faschisten plaziert
wurde.

Die Folge waren nicht nachlassende Streite-
reien innerhalb der Partei, die regelmaBig Ab-
brockelungserscheinungen auf dem linken
Fliigel verursachten. So entstand u. a. die Ra-
dikale Partei, die einen linksliberalen Kurs
verfolgt und bei den letzten Wahlen bei 3 000
Mitgliedern mit 1,1 % fast den Stimmenanteil
der Liberalen erreichte, die eine Mitglieder-
zahl von 153 000 haben. In der PLI bestimmte
indes bis vor kurzem die rechte Mitte unter
Giovanni Malagodi und Agostino Bignardi
mit Unterstitzung einer extrem rechten Grup-
pe. Vor den letzten Wahlen hat aber dieser
Teil der Partei eine entscheidende Niederlage
einstecken miissen, denn es gelang den ge-
maBigten Kraften unter Valerio Zanone, die
Macht zu libernehmen. Inzwischen scheint es
so, als konne die PLI wieder zurlick zur laizi-
stischen Mitte finden.

Zur laizistischen Mitte wird auch die Republi-
kanische Partei gezahlt. Sie wuchs als anti-
monarchistische, linksliberale Gruppe um
1895 aus der liberalen Bewegung heraus,
konnte jedoch nie eine entscheidende Bedeu-
tung erlangen. Bei der letzten Wahl konnte
sie sich mit 3,1 %/ der Stimmen als starkste li-
berale Partei profilieren, was nicht zuletzt auf
die Popularitat des Parteivorsitzenden Ugo La

B 14



Malfa zuruckzufihren war. Die PRI zdhlt etwa
115 000 Mitglieder.

Eine Verbindung von PLI und PRI stand in
den letzten Jahren oft zur Diskussion, ist aber
heute wieder unwahrscheinlicher geworden,
nachdem die Republikaner gemeinsam mit
Kommunisten, Sozialisten und Sozialdemo-
kraten die christdemokratische Regierung un-
terstiitzen, wahrend die PLI diesem Biindnis
ablehnend gegenubersteht.

Luxemburg

Auch im kleinsten Mitgliedsland der Europa-
ischen Gemeinschaften, dem GroBherzogtum
Luxemburg, besteht eine liberale Partei, die
sich Parti Démocratique, PD (Demokratische
Partei) nennt. Sie errang bei den letzten Wah-
len im Jahre 1974 24,3 % der Stimmen und 14
von 59 Mandaten. Die Liberalen, deren Partei
etwa 3 500 Mitglieder hat, iibernahmen nach
langen Jahren christdemokratischer Allein-
herrschaft 2zusammen mit den Sozial-
demokraten die Regierung, in der sie mit
Gaston Thorn den Regierungschef und
AuBenminister stellen. Da Gaston Thorn auch
Prdasident der ELD ist, ist der EinfluB der Lu-
xemburger innerhalb der Féderation wie auch
in der europdischen Politik ungleich starker,
als dies die GroBe der Partei vermuten laft.

Niederlande

Einzige Mitgliedspartei der ELD in den Nie-
derlanden ist die Volkspartei fiir Freiheit und
Demokratie (Volkspartij voor Vrijheid en De-
mocratie, VVD), die 97 500 Mitglieder hat
und bei der letzten Wahl im Mai 1977 einen
Stimmenanteil von 19,0 % erzielen konnte; sie
stellt 28 von 150 Abgeordneten.

Die Wahler der VVD stammen aus allen nicht
an die Kirche gebundenen Gruppen, vor allem
aus der mittleren und oberen Schicht. Letzte-
re bestimmen die Parteiorganisation, so daB
eine arbeitgeberfreundliche, antisozialistische
Programmatik und Praxis entstanden ist. Von
da her wird die VVD sowohl innerhalb des
politischen Systems der Niederlande als auch
des europaischen Liberalismus auf der Posi-
tion der rechten Mitte eingestuft.

Friher waren die hollandischen Liberalen
eher auf der entgegengesetzten Seite des Par-
teienspektrums anzusiedeln. So setzten sie
1848 einen modernen Parlamentarismus in
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Opposition zum Konig und zu den Konserva-
tiven durch und erfochten zusammen mit
der aufkommenden Sozialdemokratie Fort-
schritte im Kulturkampf und beim Wahlrecht.
Von 1877 an verfligten sie zwanzig Jahre lang
uber die absolute Mehrheit im Parlament. Erst
1885 vereinigten sich die bis dahin lockeren
Wahlervereinigungen zur Liberalen Union.
Wenige Jahre darauf griindete der linke Fliigel
die Radikale Partei, die nach dem Zweiten
Weltkrieg in der Sozialdemokratie aufging.
Auch die Rechtsliberalen spalteten sich ab und
grindeten den ,Bond van Vrije Liberalen”.
Diese internen Auseinandersetzungen und der
Verlust fritherer Wadhlerkreise lieBen den
Stimmenanteil rasch zuriickgehen.

1946 entstand die Partei neu unter dem heuti-
gen Namen. Sie begann mit einem Stimmen-
anteil von etwa 6,4 %o, pendelte sich in der
Folgezeit bei etwas tiber 10 %/y ein und konnte
sich unter dem Parteivorsitzenden Hans Wie-
gel von 14,4%0 1972 auf 18 %0 1977 steigern.
Hatte die VVD bereits von 1959 bis 1965 und
von 1967 bis 1972 Regierungskoalitionen an-
gehort, so bildete sie Ende 1977 eine Koalition
mit den Christdemokraten, die die bis dahin
amtierende sozialdemokratisch gefiihrte Re-
gierung abloste. Die VVD tiibernahm im neu-
en Kabinett fiinf Ministerposten, darunter das
AuBen- und Innenministerium sowie die Mini-
sterien flir Wirtschaft, Unterricht, Verkehr,
Umwelt und Gesundheit.

Das liberale Spektrum der Niederlande wird
durch die linksliberalen Demokraten 66 ver-
vollstandigt, mit denen erste Vorgesprache
Uber einen Beitritt zur ELD stattgefunden ha-
ben. Die D'66, die bis 1977 mit den Sozial-
demokraten der Regierungskoalition angehor-
te und deren Mitgliedschaft vorwiegend aus
linksliberalen Intellektuellen besteht, konnte
sich bei den letzten Wahlen 1977 erheblich
verbessern und errang mit 5,4 % der Stimmen
insgesamt acht Mandate.

Der liberale Jugendverband der EG

Nicht der gleiche formelle Status wie eine
Mitgliedspartei, aber eine vergleichbare Rolle
kommt dem Liberalen und Radikalen Jugend-
verband der EG (Liberal and Radical Youth
Movement of the European Communities, LY -
MEC) zu, dem in der Satzung der ELD zehn
Delegierte zum KongreB und ein Sitz im Exe-
kutivkomitee zugesprochen werden. LYMEC
wurde im November 1976 in Den Haag von 17
liberalen Jugend- und Studentenverbdnden
gegrindet, die in einem mehr oder weniger
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engen Verhdltnis zu den nationalen Mitglieds-
parteien der ELD stehen.

Der liberale Jugendverband der EG nimmt in-
nerhalb der ELD eine dezidiert linksliberale
Position ein. So sprach er sich aus politischen

V. Das politische Programm der

Die politische Programmatik der ELD ist in
dem Wahlprogramm fir die erste Direktwahl
zum Europdischen Parlament niedergelegt,
das im November 1977 vom KongreB der ELD
in Briissel nahezu einstimmig verabschiedet
wurde und nicht nur aktuelle Forderungen
fiir die erste Amtszeit des direkt gewadhlten
Europdischen Parlaments, sondern allgemeine
Grundsdtze und Prinzipien liberaler Politik in
der Europdischen Gemeinschaft enthalt. Das
Programm basiert auf den Grundsdtzen der
.Stuttgarter Erklarung”, die auf dem Stutt-
garter Griindungskongrel der Foderation im
Marz 1975 als erste gemeinsame politische
Plattform verabschiedet worden war.

Die Aussagen des Progrglmrns, das vor seiner
Verabschiedung langere Zeit innerhalb der
Mitgliedsparteien und auf dem Briisseler Kon-
greB diskutiert worden war, lassen sich in
zwolf Schwerpunkte gliedern:

Menschen und Biirgerrechte

In diesem Bereich fordert die ELD, im ersten
direkt gewadhlten Europdischen Parlament un-
verzliglich eine Erkldarung zu grundlegenden
Menschen- und Birgerrechten auszuarbeiten,
die die Abschaffung der Todesstrafe beinhal-
tet und von allen Mitgliedstaaten ratifiziert
werden soll. Jeder Biirger und Einwohner der
Mitgliedsstaaten der EG soll das garantierte
Recht haben, beim Europaischen Gerichtshof
in Luxemburg gegen Verletzungen dieser
Rechte durch Organe der Europdischen Ge-
meinschaft Klage zu erheben. Gleichzeitig
werden die Mitgliedsstaaten aufgefordert, die
Menschenrechtskonvention des Europarats zu
ratifizieren und die Entscheidungsgewalt der
Europaischen Kommission fiir Menschen-
rechte und des Europdischen Gerichtshofs fiir
Menschenrechte in Strallburg anzuerken-
nen.

Dariiber hinaus setzt sich die ELD fiir die
Schaffung einer Europdischen PaB-Union und
die Einfihrung eines europdischen Passes ein.
Allen Biirgern der Mitgliedsstaaten soll das
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Griinden gegen eine Mitgliedschaft der fran-
zosischen Republikaner in die ELD aus und
enthielt sich als einzige Organisation bei der
Abstimmung lber das Wahlprogramm der ELD
auf dem Briisseler KongreB im November
1977.

Europaischen Liberalen Demokraten

Recht eingeraumt werden, bei Gemeinde-
wahlen an ihrem Wohnort zu wahlen oder
sich als Kandidat aufstellen zu lassen. Lang-
fristig sollen die Biirger ihr Wahlrecht bei al-
len offentlichen Wahlen in dem Land ausiiben
konnen, in dem sie wohnen.

Europdische Institutionen

Das Kapitel iiber die europdischen Institutio-
nen verzichtet bewuBt auf ein ausgearbeitetes
Modell fiir die Organe der Europdischen
Union und setzt an der bestehenden institu-
tionellen Struktur der Europdischen Gemein-
schaft an, die weiterentwickelt werden soll.
Dabei sollen die europdischen Institutionen
ausreichende Befugnisse erhalten, um ihre
Gemeinschaftsaufgaben erfolgreich zu erfil-
len und einen leistungsfahigeren Rahmen fiir
die fortschreitende Integration schaffen zu
konnen.

Im Ministerrat muB kiinftig nach Auffassung
der ELD das Mehrheitsprinzip angewandt
werden. Die Stellung von Kommission und
Parlament soll gegeniiber dem Ministerrat
verstarkt werden. Insbesondere die direkte
Wah!l des Europaischen Parlaments wird als
notwendiger Schritt zur stdrkeren Einbe-
ziehung der Biirger in den Prozell der europa-
ischen Einigung und zur Demokratisierung
der Gemeinschaft angesehen. In diesem Zu-
sammenhang fordert die ELD eine rasche Er-
weiterung der Kompetenzen des Europdischen
Parlaments nach der Durchfiihrung der
Direktwahlen.

Sozialpolitik

In der Sozialpolitik geht das Programm der
ELD von der Verantwortung des einzelnen
und der Solidaritat der Gesellschaft aus. Dies
beinhaltet den verbesserten Schutz des einzel-
nen vor dem MiBbrauch massiver gesell-
schaftlicher, wirtschaftlicher oder politischer
Macht.



Im einzelnen sprechen sich die Liberalen fiir
mehr Chancengleichheit als Grundlage jeder
Personlichkeitsentfaltung, ein europdisches
Programm zur Bekampfung der Jugend-
arbeitslosigkeit, eine europdische Gemein-
schaftspolitik in Jugendfragen und eine ge-
meinsame Verbraucherschutzpolitik aus, die
auf den Schutz von Gesundheit und Sicher-
heit, den Schutz wirtschaftlicher Interessen,
die Wiedergutmachung von Schdden, eine
vollstandige Information und die Beteiligung
an Entscheidungen abzielt.

Besondere Bedeutung miBt die ELD einer Neu-
verteilung der Rollen von Mann und Frau zu.
Hierzu wird eine Anderung der hergebrach-
ten Denkweisen und der Gesetzgebung mit
dem Ziel gefordert, heute noch bestehende
Diskriminierungen der Frau abzuschaffen.

Ebenso wird im ELD-Programm betont, daB
jeder Arbeitnehmer die Maoglichkeit haben
mull, an den Entscheidungen, die seinen Ar-
beitsplatz betreffen, sowie an der Entwick-
lung und Fihrung des Betriebes, in dem er
beschaftigt ist, mitzuwirken. Als Mittel hierzu
werden die Schaffung von Betriebsrdten, eine
Ausweitung der Arbeitnehmerrechte und
-verantwortung sowie eine angemessene Ver-
tretung der Arbeitnehmerinteressen in der
Unternehmensleitung angesehen. Gleichzeitig
wird die Forderung nach einer betrieblichen
Vermogensbildung aufgestellt.

Die auf europdischer Ebene ausgearbeiteten
MaBnahmen zur sozialen Sicherheit sollen da-
bei mehr als eine bloBe Erganzung der natio-
nalen Systeme sein. Sie sollen vor allem im
strukturellen Bereich eine sich deutlich, abhe-
bende Eigenstdandigkeit entwickeln. Gleich-
zeitig wird jedoch deutlich gemacht, daB
nicht angestrebt wird, die Sozialpolitik aus-
schlieBlich zur Gemeinschaftsaufgabe werden
zu lassen. .

Bildungspolitik

Die ELD betrachtet das Recht auf Bildung eals
eine wesentliche Voraussetzung fir jeden
einzelnen, damit er sich seinen Fahigkeiten
entsprechend entfalten kann. Es wird, daher
fir jedermann ein lebenslanger Zugang zu
BildungsmaBnahmen gefordert, der nicht
durch Klassenzugehorigkeit, Geschlecht,
finanzielle Mittel, ortliche Umgebung oder
sonstige soziale Gegebenheiten eingeschrankt
werden darf. Eine europaische Bildungspolitik
soll eine starkere Verbindung zwischen den
einzelnen Bildungssystemen fordern, diese
aber im Zustandigkeitsbereich von einzelstaat-
lichen oder regionalen Behorden belassen.
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Die europaische Bildungspolitik soll die Ta-
tigkeit dieser Behorden unterstiitzen, nicht
nur um die Vielfalt der kulturellen Eigenhei-
ten zu bewahren, sondern auch um ein besse-
res Verstdndnis zwischen den europdischen
Birgern verschiedener Kulturen in Europa zu
fordern. / ;

Umweltpolitik

Nach Auffassung der ELD ist eine Umweltpo-
litik der Gemeinschaft unerlaBlich, um ‘in
Ubereinstimmung "mit liberalen Grundsatzen
eine harmonische Entwicklung zu gewadhrlei-
sten und den Biirgern der Mitgliedslander die
Moglichkeit zu geben, hochstmogliche Le-
bensqualitat zu genieBen. Dies setzt voraus,
daB Wachstum nicht Selbstzweck sein kann
und wirtschaftliche Entscheidungen nach ih-
ren Auswirkungen auf die Umwelt beurteilt
werden miissen. Die europdische Umwelt-
politik soll dabei besonders auf die Notwen-
digkeit achten, grenzibergreifende Umwelt-
verschmutzung zu verhindern und zu be-
kdampfen. Beim Ausgleich von Umwelt-
schaden soll das Verursacherprinzip ange-
wendet werden.

Eine Umweltpolitik der Gemeinschaft mubB
nach dem Programm der ELD die Befugnis
einschlieBen, in Fallen moglicher Gefahr ein-
zugreifen. Unter solchen Umstdanden soll die
Gemeinschaft in der Lage sein, die verschie-
denen zustandigen Organe anzuweisen, poli-
tisch, verwaltungsmaBig und finanziell einzu-
greifen. Fur das ganze Gebiet der Gemein-
schaft ist die Festsetzung wvon Mindest-
standards fir Umweltqualitat vorgesehen.

Zur Entwicklung eines vollstandigen Umwelt-
schutzes wird eine weltweite Zusammenarbeit
gefordert, die sich nach einem internationalen
Umweltkodex wvollzieht und fur alle Staaten
verbindlich ist.

Regionalpolitik

Das Programm der ELD sieht in den Regionen
neben den nationalen Mitgliedsstaaten die
Basis der politischen Willensbildung und be-
trachtet die kulturelle Vielfalt als eine der
bedeutendsten Elemente eines geeinten und
starken Europa. Wesentlicher Bestandteil der
angestrebten Europdischen Union ist danach
eine wirkungsvolle Regionalpolitik, die fur
alle Gebiete Chancengleichheit einraumt und
die Position der Regionen innerhalb der Ge-
meinschaft starkt.

Die gegenwartige Regionalpolitik der
Gemeinschaft wird von der ELD als unbefrie-
digend angesehen: Die Gemeinschaft soll da-
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her in die Lage versetzt werden, uiberall in ih-
rem Gebiet regionalpolitische MaBnahmen
fordern zu kénnen. Den nationalen Regierun-
gen soll nicht gestattet sein, ihre eigenen fi-
nanziellen Mittel zur Unterstiitzung einzelner
Regionen zu kiirzen, wenn dafiir Mittel der
EG eingesetzt werden. Die Regionalbehorden
sollen zum Austausch von Informationen und
zur gegenseitigen Konsultation Zugang zu al-
len Institutionen der Gemeinschaft haben.

Dartiber hinaus moéchte die ELD, daB es durch
grenziibergreifende Integration von Institutio-
nen und Verwaltungen zu einer wirksamen
Koordinierung- der regionalen Wirtschafts-,
Verkehrs- und Energiepolitik sowie der Re-
gionalplanung kommt.

Wirtschaftspolitik

Hauptziele der Wirtschafts- und Finanzpolitik
der ELD sind die Sicherung eines bestandi-
gen, ausgewogenen Wachstums sowie die
Wiederherstellung und Aufrechterhaltung der
Vollbeschiaftigung. Ebenso soll der Lebens-
qualitdt und den Verbraucherinteressen und
nicht nur quantitativen Kriterien Beachtung
geschenkt werden. Die ELD setzt dabei so-
wohl auf die Dynamik freien Unternehmer-
tums als auch auf die demokratische Gesamt-
fihrung der Wirtschaft durch flexible Pla-
nung unter Mitwirkung beider Sozialpartner
und unter Einbeziehung von Lohn- und Preis-
leitlinien.

Uberdies wird die Auffassung vertreten, daB
eine allein auf Fragen des Staates begrenzte
Demokratie unzureichend ist. Es wird daher
ein System groéBtmoglicher gleicher Beteili-
gung aller Bilirger an den Entscheidungen
iber die Aufgabenteilung im wirtschaftlichen
Bereich angestrebt.

Dem Kampf gegen die Arbeitslosigkeit wird
hohe Prioritat eingeraumt. Dabei soll die
Schaffung neuer und der Ausbau bestehender
Industrien und Unternehmen in der Gemein-
schaft vorangetrieben werden, um die struk-
turelle Arbeitslosigkeit abzubauen und beson-
ders fir junge Menschen Arbeit zu schaf-
fen.

Wirtschafts- und Wihrungsunion

Mit Nachdruck fordert die ELD eine Wirt-
schafts- und Wahrungsunion, die als unerlaB-
liche Vorbedingung angesehen wird, die wirt-
schaftliche und soziale Krise zu meistern, in
der sich die Mitgliedsstaaten der Europa-
ischen Gemeinschaft befinden. Fortschritte
auf dem Wege zur Wirtschafts- und Wah-
rungsunion setzen nach Auffassung der euro-
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paischen Liberalen die Starkung der Position
der Gemeinschaft bei der Erhebung von Steu-
ern und der Verteilung der Steuereinnahmen
voraus. Daneben werden Neuregelungen in
der Wahrungspolitik fiir erforderlich gehal-
ten, wie die Beibehaltung flexibler
Wahrungskurse bis zur Einfiihrung einer eu-
ropdischen Standardwahrung, vermehrte Be-
fugnisse des Europdischen Wahrungsfonds
und die allmdhliche Zusammenlegung sowie
die Ausweitung gegenseitiger Kredite unter
der Voraussetzung starkerer Zusammenarbeit.
Besondere Bedeutung wird in diesem Zusam-
menhang auch der Einfiihrung einer europa-
ischen Wahrung parallel zu den nationalen
Wahrungen eingerdaumt.

Energiepolitik

Die ELD strebt eine gemeinschaftliche Ener-
giepolitik an, die dem zukiinftigen Energie-
bedarf der Mitgliedslander der Gemeinschaft
gerecht wird, aber gleichzeitig umweltgefahr-
dende Technologien vermeidet und auf ratio-
neller Planung zur Sicherung der optimalen
Verwendung der zur Verfiigung stehenden
Energie beruht. Dabei soll sich die europa-
ische Energiepolitik auf eine verniinftige Nut-
zung der bestehenden Reserven einstellen
und dazu beitragen, Europas Abhdngigkeit
von Lieferungen aus Drittlandern zu verhin-
dern.

In der Kernenergie wird eine notwendige,
aber nur voribergehende Antwort auf das
Problem des wachsenden Energiebedarfs ge-
sehen., Angesichts der mit der Verbreitung
der Kernenergie verbundenen Gefahren und
Probleme soll alles verfiighare Wissen in
ein Forschungsprogramm eingebracht werden,
das einerseits die Losung der Probleme der
Wiederaufbereitung radioaktiven Abfalls, an-
dererseits die Entwicklung alternativer Ener-
giequellen vorantreibt. Inzwischen soll die
Genehmigung zum Bau neuer Atomkraft-
werke nur dann gegeben werden, wenn in
den Mitgliedsstaaten Vorsorge fir die sichere
Lagerung hochaktiven Abfalls und eine siche-
re und technisch einwandfreie Zwischen-
lagerung getroffen worden ist.

Kleinere und mittlere Unternehmen

Das Wahlprogramm der ELD sieht in den
kleineren und mittleren Unternehmen dank
ihrer Produktion und ihrer Auswirkung auf
die Beschdftigung eine der wesentlichen Stiit-
zen des Wirtschaftslebens der Mitglieds-
lander der Europdischen Gemeinschaft. Es
wird daher die Durchfiihrung eines Pro-
gramms zur Unterstiitzung kleinerer und mitt-
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lerer Unternehmen in der Gemeinschaft gefor-
dert. Im Mittelpunkt sollen dabei unter ande-
rem stehen die Koordinierung nationaler Poli-
tiken, die Entwicklung der Wirtschafts- und
Wahrungsunion, die richtige Anwendung der
Wettbewerbsregeln, eine harmonisierte, flexi-
blere und vereinfachte Steuerpolitik, MaBnah-
men der Kreditpolitik, besserer Zugang zur
Forschung, die Harmonisierung und Entwick-
lung angemessener Rechtsformen und die
Forderung der Ausfuhr kleinerer und mittle-
rer Unternehmen sowohl innerhalb als auch
nach auBerhalb der Gemeinschaft.

Agrarpolitik

Nach Auffassung der Europdischen Liberalen
Demokraten darf die europaische Agrarpolitik
nicht nur auf eine ausreichende Nahrungs-
mittelversorgung abzielen, sondern hat
gleichzeitig menschliche Arbeits- und Lebens-
bedingungen auf dem Lande zu gewahrlei-
sten. Sie kann sich daher nicht nur mit den
technischen und handelspolitischen Proble-
men der landwirtschaftlichen Produktion be-
fassen, sondern ist auch in engem Zusammen-
hang mit Sozial, Umwelt- und Regional-
politik zu sehen.

Die Foderation beflirwortet eine integrierte
gemeinsame Agrarpolitik anstelle einer natio-
nalen Politik der einzelnen Staaten. Sie hadlt
eine solche gemeinsame Politik fiir einen we-
sentlichen Teil der zukinftigen Europaischen
Union. Nach Ansicht der ELD ist die bisheri-
ge gemeinsame Agrarpolitik in ihren Grund-
zugen richtig angelegt, bedarf aber der Wei-
terentwicklung, um insbesondere die standi-
gen strukturbedingten Uberschiisse zu vermei-
den.

Im Bereich der Fischereiwirtschaft geht die
ELD davon aus, daB eine bestiandige und gesi-
cherte Versorgung mit Fisch von der Erhal-
tung und richtigen Bewirtschaftung der Fisch-
bestinde abhangt. Aus diesem Grund wird
eine gemeinsame Fischereipolitik mit dem
Ziel der Erhaltung und Vermehrung der
Fischbestande einschlieBlich von MaBnahmen
gegen die Verschmutzung des Meeres gefor-
dert.

AuBen- und Sicherheitspolitik

Ein wesentliches Element der Europaischen
Union sieht die Foderation in einer gemeinsa-
men AulBlen- und Sicherheitspolitik. Die Euro-
pdische Union soll eine aktive und positive
Kraft in der Weltpolitik werden, deren Ziel es
nicht ist, andere zu beherrschen, sondern ei-
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nen realen Beitrag zur Stabilitat und zum
Weltfrieden zu leisten. Weltweit soll Europa
dabei fiir die Grundsdtze der Freiheit, fiir De-
mokratie und Selbstbestimmung sowie fiir das
Recht der gesamten Menschheit auf soziale
Gerechtigkeit und Chancengleichheit eintre-
ten.

Fir die gemeinsame AuBen- und Sicherheits-
politik wird eine realistische Prioritaten-
setzung verlangt, deren Schwerpunkte bei der
Zusammenarbeit im Atlantischen Biindnis, der
Entspannung zwischen Ost- und Westeuropa
und dem Nord-Sud-Dialog liegen sollen.

Da die Herstellung gegenseitigen Vertrauens
und einer guten Zusammenarbeit in Europa
dazu beitragen, einen bewaffneten Konflikt
unmoglich zu machen, soll die Europadische
Union im ProzeB der Entspannung zwischen
Ost und West eine wesentliche Rolle spielen.
Daher sollen auch verstarkt Anstrengungen
unternommen werden, um die Ausfihrung
und weitere Entwicklung aller in der KSZE-
SchluBakte vorgesehenen Prinzipien und
MaBnahmen sicherzustellen. Gleichzeitig wird
die Europdische Union aufgefordert, auf die-
ser Grundlage Initiativen zur Abristung zu
ergreifen.

Die Erweiterung der Gemeinschaft wird nicht
nur im wirtschaftlichen, sondern auch im po-
litischen Rahmen gesehen. Alle freien und de-
mokratischen Lander sollen zu gegebener Zeit
auf ihren Wunsch hin als Mitglieder der
Union willkommen sein, wenn sie die Voraus-
setzungen fiir die Mitgliedschaft erfiillen, ins-
besondere durch die Abhaltung freier und re-
prasentativer Wahlen zum Europdischen Par-
lament. Einschrankungen werden nur inso-
weit gemacht, als die Erweiterung die bestan-
dige und tatkraftige Entwicklung der Europa-
ischen Union nicht gefahrden darf.

Entwicklungspolitik

Im Verhaltnis zur Dritten Welt setzt sich die
ELD fiir eine neue wirtschaftliche Ordnung
mit Chancengleichheit fiir alle Beteiligten ein.
Die Europaische Gemeinschaft soll darauf be-
dacht sein, wirtschaftlich unterentwickelte
Liander zu unterstiitzen, indem sie fur ange-
messene wirtschaftliche Entwicklungshilfe
sorgt und sicherstellt, daB bis 1983 den Ent-
wicklungslandern von der Gemeinschaft mit
ihren Mitgliedern staatliche Wirtschaftshilfe
bis zu einer Hohe von mindestens 0,7 %0 des
Bruttosozialproduktes geleistet wird.

Regimen, die bestindig und in grober Weise
die Menschenrechte verletzen, soll keine Hil-
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fe gewahrt werden. Auch soll sorgfiltig dar-
auf geachtet werden, daB die Hilfe der gesam-
ten Bevoélkerung und nicht etwa nur einer
privilegierten Schicht oder Gruppe zugute
kommt. Nach Ansicht der ELD kann dies am
ehesten durch iiberlegte Auswahl der Art des
zu fordernden Projektes geschehen.

Neben wirtschaftlicher Hilfe durch staatliche
Forderungen und Privatinvestitionen wird als
wichtige Aufgabe herausgestellt, den Ent-
wicklungslandern zu groBerer Beschaftigung
zu verhelfen und sie beim Ausbau ihrer Han-
delsmoglichkeiten zu unterstiitzen. Die ELD
halt dabei marktwirtschaftliche Formen des
internationalen Handels fir elementare Vor-
aussetzungen einer wirkungsvollen Hilfe
durch Handelsforderung.

Die Foderation der Europdischen Liberalen
Demokraten kann fiir sich in Anspruch neh-
men, den ibrigen bestehenden europdischen
Parteienfoderationen der Sozialisten und
Christdemokraten in organisatorischer und
programmatischer Hinsicht ein gutes Stiick
voraus zu sein. Dennoch muf} sich auch die
ELD die kritische Frage nach ihren tatsdchli-
chen Modglichkeiten und nach ihrer politi-
schen Zukunftsperspektive gefallen lassen.

Zundchst hangt die Frage, ob sich die Fodera-
tion langfristig zu einem lebensfahigen Gebil-
de mit transnationaler Basis und der liberalen
Fraktion des Europaischen Parlaments als po-
litischem Arm entwickelt, wesentlich davon
ab, welche funktionellen Sachzwdnge sich
aus der weiteren Entwicklung der europa-
ischen Integration ergeben. In diesem Zusam-
menhang sind vor allem die vom 7. bis 10. Juni
1979 vorgesehenen Wahlen zum Europdischen
Parlament von Bedeutung. Von diesen Wah-
len werden Rickwirkungen auf die Parteien-
strukturen ausgehen, die jetzt noch nicht ab-
sehbar sind.

Immerhin hat die ELD mit der Verabschie-
dung des umfangreichen Wahlprogramms auf
dem Brusseler Kongre 1977 Indizien dafir
geliefert, daB die Foderation bereits heute
keinen lockeren und unverbindlichen Zusam-
menschluB nationaler Parteien mehr darstellt,
sondern uber ein betrachtliches MaB an Ho-
mogenitat und Ubereinstimmung verfiigt. Sie
hat sich damit die besten Voraussetzungen
geschaffen, als einheitliche und geschlossene
politische Kraft im zukinftigen europdischen
Parteiensystem auftreten zu konnen. Der
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Die Foderation tritt fiir Verhandlungen tber
eine internationale Rohstoffpolitik ein, bei
denen eine Minderung extremer Preisschwan-
kungen bei speziellen Rohstoffen, die Stabili-
sierung der Einkilinfte der Rohstoffliefer-
lander, die Zusicherung angemessener Roh-
stofflieferungen an rohstoffarme Lédnder in
Nord und Sid sowie eine verstarkte Verar-
beitung von Rohstoffen in den Herkunftsldan-
dern als Beitrag zu verbesserter internationa-
ler Arbeitsteilung angestrebt werden soll.

Insgesamt setzt sich die ELD fiir eine Beibe-
haltung bilateraler Entwicklungsvereinbarun-
gen der einzelnen Mitgliedsstaaten ein, for-
dert aber den Vorrang einer gemeinsamen Po-
litik bei der Zusammenarbeit mit den
Entwicklungslandern.

VI. Zukunftsperspektiven der ELD

Grund fir diese Annahme ist zunachst darin
zu suchen, daB das politische Programm der
Liberalen Demokraten eine einheitliche und
geschlossene Aussage zu den wesentlichen
Problemen europdischer Politik enthdlt. Dar-
uber hinaus ist das Programm in einem demo-
kratischen ProzeB zustande gekommen, der
den Mitgliedsparteien die Moglichkeit zu in-
tensiver Diskussion und zur Vorbringung al-
ler Abanderungswunsche gegeben hat. Da die
endglltige Fassung des Programms schlieB3-
lich die fast einstimmige Unterstiitzung der
Mitgliedsparteien gefunden hat, ist die Erwar-
tung gerechtfertigt, daB diese in vollem Um-
fang hinter den in dem Programm enthaltenen
politischen Forderungen stehen.

Gleichwohl ist abzusehen, daBl mit der An-
nahme des gemeinsamen Wahlprogramms
nicht alle politischen Konflikte innerhalb der
Foderation gelost sind. Der Austritt der Radi-
kale Venstre und des Mouvement Radicaux
de Gauche haben aufgezeigt, daB die teilwei-
se sehr unterschiedlichen Positionen der Mit-
gliedsparteien in den nationalen Parteisyste-
men erheblichen Ziindstoff in sich bergen. Es
ist von daher nicht auszuschlieBen, daB die
interne politische Entwicklung in einzelnen
Mitgliedslandern der Europdischen Gemein-
schaft in den nachsten Jahren zum Austritt
alter oder zur Aufnahme neuer Mitgliedspar-
teien fiihren wird.

Auch wenn Koalitionen auf europdischer Ebe-
ne aufgrund der gegenwartigen politischen
Struktur der Gemeinschaft nicht die gleiche
Bedeutung wie im nationalen Rahmen haben,
so konnen auch aus dieser Frage Probleme
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flir die Zusammenarbeit in der Foderation
und fiir die Arbeit der liberalen Fraktion im
Europdischen Parlament entstehen. Wegen
der Stiarkeverhiltnisse im Europédischen Parla-
ment werden Koalitionen der linken oder
rechten Mitte auch nach der Direktwahl
kaum ohne die Liberalen zu schlieBen sein.

Fir die Liberalen als typische Trdger von
Koalitionsparteien in Westeuropa konnen
daraus deshalb Schwierigkeiten erwachsen,
weil Koalitionen auf der Ebene der Europa-
ischen Gemeinschaft auf die nationale Stel-
lung der Parteien und nationale Koalitionen
zurickwirken. Diese Koalitionen reichen in
den einzelnen EG-Landern bis zu den Konser-
vativen auf der einen und den Kommunisten
auf der anderen Seite. '

Eine Losung der europdischen Koalitionsfrage
wird letztlich nur mdéglich sein, wenn die li-
beralen Parteien akzeptieren, daB Koalitio-
nen auf EG-Ebene nationalen nicht entspre-
chen miissen. Hierbei laBt sich jedoch noch
nicht absehen, ob alle in der Foderation zu-
sammengefaBten Parteien die mit dieser

grundsatzlichen Position verbundenen politi-
schen Konsequenzen akzeptieren kénnen.

Verfolgt man die Aktivititen der Foderation
der Europdischen Liberalen Demokraten kri-
tisch, so laBt sich iliber die bereits erwdhnten
Zukunftsprobleme hinaus festhalten, daB es
noch nicht gelungen ist, die jeweilige Partei-
basis in dem MabBe in die Arbeit der Fodera-
tion einzubeziehen, wie es fiir eine politische
Identifizierung noétig ware. Dies aber ist eine
der Vorbedingungen, um einen gemeinsamen
europdischen Wahlkampf erfolgreich und auf
breiter Basis fithren zu konnen.

Dennoch wird man abschlieBend {feststellen
konnen, dall die liberalen Parteien der Euro-
pdischen Gemeinschaft wegen ihrer gemein-
samen politischen Grundauffassung und we-
gen des Fehlens verfestigter und um ihre
Machtpositionen bangender nationaler Partei-
blrokratien gegeniber anderen europdischen
Parteienfoderationen noch die besten Aus-
sichten haben, die mit der Griindung der Eu-
ropaischen Liberalen Demokraten eingeleitete
politische = Zusammenarbeit erfolgverspre-
chend weiterfiihren zu konnen.
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Hubertus Dessloch: Die Europiische Volkspartei EVP
Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/79, S. 3—16

Die Europdische Volkspartei EVP ist eine Parteifoderation, weist aber in Statut und
Programm bereits dariiber hinaus. Die EVP von heute ist als Phase in der Entwicklung
auf eine transnationale Partei hin zu sehen, Sie versteht sich als politisches Sammel-
becken zwischen den extremen Spielarten des Sozialismus und des Liberalismus. Sie
konkurriert demnach mit den Parteien des demokratischen Sozialismus und des Libera-
lismus um die geméBigten Wahler der politischen Mitte.

Die politischen Kraftquellen der Europdischen Volkspartei sind:
1. die aus dem christlichen Verstandnis vom Menschen abgeleiteten Grundwerte;

2. die Zielvorstellung eines als Gemeinschaft handlungs- und verantwortungsfahigen
Europas, gegriindet auf

— die foderale Erfahrung in Europa,
— die parlamentarische Demokratie,
— den liberalen Rechtsstaat,

— die soziale Marktwirtschaft;

3. bis auf weiteres noch: die politische Stellung, die organisatorische, finanzielle und
personelle Leistungsfdhigkeit ihrer Mitgliedsparteien.

Die EVP wurde am 29. April 1976 gegriindet, Das politische Programm wurde vom
ersten Kongrefl der EVP im Februar 1978 in Briissel verabschiedet. Die EVP ging hervor
aus der Europdischen Union christlicher Demokraten EUCD, die unter dem Namen
Nouvelles Equipes Internationales (NEI) unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg von
christlich-demokratischen Politikern aus West- und Osteuropa gebildet wurde. Nach
der Gleichschaltung aller Parteien in Polen, der Tschechoslowakei, Ungarn und Jugo-
slawien konzentrierte sich die NEI auf die politische Einigung des freien Europa. In den
+Genfer Gesprachen” wurde die Aussthnung Frankreichs und Deutschlands vorbereitet
und die Grindung der Europdischen Gemeinschaften politisch abgesichert. An diese Tra-
diton kniipft die EVP an.

Guntram von Schenck: Die sozialdemokratischen Parteien der EG vor den Di-
rektwahlen

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/79, S. 17—31

Die sozialdemokratischen und sozialistischen Parteien in der Europaischen Gemeinschaft
(EG), die bereits seit 1957 ein Verbindungsbiiro unterhalten, haben sich 1974 im ,Bund
der sozialdemokratischen Parteien in der EG" zusammengeschlossen. Heute gehéren dem
Bund elf Parteien an, die in ihrer Bedeutung, Struktur und Programmatik Unterschiede auf-
weisen, die auf die spezifische Geschichte der einzelnen Mitgliedstaaten zurilickzufithren
sind., Deshalb werden die Parteien kurz dargestellt,

Die Unterschiede betreffen u. a. das Verhdltnis zu den kommunistischen Parteien. SPD
und britische Labour Party lehnen jede Zusammenarbeit ab, wahrend die anderen Parteien
in Abstufungen eine Zusammenarbeit nicht ausschlieBen. Umstritten ist auch die Frage, ob
die EG in Konfrontation zu den USA oder in enger Zusammenarbeit mit den USA auf-
gebaut werden soll. SchlieBlich steht zur Debatte, ob kiinftig ein ,sozialer Ausbau” oder
eine ,sozialistische Transformation“ Europas angestrebt werden soll. Die unterschied-
lichen Auffassungen werden in den Begriffen ,mediterraner" oder ,nordischer” Sozialis-
mus zusammengefalBt.

Die Unterschiede diirfen freilich nicht iiberbewertet werden. Die gemeinsamen, in der
europdischen Arbeiterbewegung wurzelnden Grundiiberzeugungen machen aus dem ,Bund
der sozialdemokratischen Parteien der EG" eine geschlossene politische Kraft, die fur den
EinigungsprozeB3 Europas unentbehrlich ist. Der ,Entwurf einer Wallplatitform”, die gewis-
sermaBen den Minimalkonsens der europdischen Sozialdemokraten darstellt, die ,Poli-
tische Erklarung” vom 23./24, Juni 1978 und der ,Wahlaufruf” vom 12. Januar 1979 doku-
mentieren die Einigkeit der europdischen Sozialdemokraten in den grundlegenden Fragen
der europdischen Politik.



Volkmar Kallenbach: Die Foderation der Europdischen Liberalen Demokraten

Aus Politik und Zeitgeschichte, B 14/79, S. 32—46

Obwohl bei den Liberalen die Notwendigkeit zu einer organisierten internationalen
Zusammenarbeit erst nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs erkannt wurde, waren sie
die erste politische Kraft in Europa, die eine mit eigenen Entscheidungsbefugnissen
ausgestattete transnationale Parteienféderation ins Leben rief. Die Foderation der Euro-
pdischen Liberalen Demokraten (ELD) wurde im Marz 1976 in Stuttgart gegrundet
und vereinigt zwolf liberale Parteien aus acht Mitgliedstaaten der Européischen Gemein-
schaft. Die Grindung erfolgte mit dem Ziel, die liberalen Kridfte in der EG organisato-
risch und programmatisch als Einheit zusammenzufassen, um den Herausforderungen der
fortschreitenden europdischen Integration und den Anforderungen eines europaweiten
Wahlkampfs fur die erste Direktwahl des Europdischen Parlaments gewachsen zu sein
sowie der Arbeit der liberalen Fraktion im Europdischen Parlament die notwendige
organisatorische und politische Basis zu verschaffen.

Die zwolf Mitgliedsparteien der ELD stehen zwar in durchaus unterschiedlichen Tradi-
tionen innerhalb der jeweiligen nationalen politischen Systeme, weisen aber eine weit-
gehende und grundsdtzliche Ubereinstimmung in den flir eine europaische Politik so
wesentlichen Fragen wie dem Ausbau und der Erweiterung der EG, der Stdarkung der
Rechte des Europdischen Parlaments und der gemeinsamen Durchsetzung von Freiheits-
und Grundrechten in der EG auf. Auf dem zweiten KongreB der Foderation im November
1977 in Brissel wurde nahezu einstimmig ein umfangreiches Wahlprogramm verabschiedet,
das die politische Grundlage der nationalen Wahlkampagnen der Mitgliedsparteien fir die
Direktwahl bildet. Das Programm, das vor seiner Verabschiedung eingehend von den Mit-
gliedsparteien diskutiert und beraten wurde, enthalt nicht nur aktuelle Forderungen fir
die erste Amtszeit des direkt gewahlten Europdischen Parlaments, sondern auch allge-
meine Grundsdtze und Prinzipien liberaler Politik in der EG. SchwerpunktméaBig befassen
sich die Aussagen des Programms mit den Menschen- und Burgerrechten, den europdischen
Institutionen, der Sozial-, Bildungs-, Umwelt-, Regional- und Wirtschaftspolitik, der
Wirtschafts- und Wahrungsunion, der Energiepolitik, den kleineren und mittleren Unter-
nehmen, der Agrarpolilik, der AulBlen- und Sicherheitspolitik und der Entwicklungspolitik.

Mit der Grindung der ELD und der Verabschiedung eines gemeinsamen politischen Pro-
gramms haben die Liberalen alle organisatorischen und politischen Voraussetzungen
geschaffen, sich im direkt gewdahlten Europdischen Parlament als einheitliche und geschlos-
sene Kraft darstellen zu konnen. Inwieweit jedoch die mit der ELD aufgebaute trans-
nationale Parteienstruktur auf Dauer ihre Funktionsfdhigkeit beweisen kann, hangt
wesentlich davon ab, welche funktionellen Sachzwénge sich aus der weiteren euro-
paischen Integration und den Kompetenzen sowie Mdglichkeiten des direkt gewdhlten
Europdischen Parlaments ergeben.



	Die Europäische Volkspartei EVP
	I. Selbstverständnis 
	II. Realisierung 
	III. Ausblick 

	Die sozialdemokratischen Parteien der EG vor den Direktwahlen
	I. Einführung 
	II. Die sozialdemokratischen Parteien in der EG 
	III. Die Unterschiede zwischen den sozialdemokratischen Parteien in der EG 
	IV. Die Gemeinsamkeiten der sozialdemokratischen Parteien in der EG 
	V. Perspektiven 

	Die Föderation der Europäischen Liberalen Demokraten
	I. Entstehungsgeschichte der Föderation 
	II. Hintergründe der Föderationsgründung 
	III. Organisation und Zuständigkeiten der Föderation 
	IV. Die Mitgliedsparteien der Föderation 
	V. Das politische Programm der Europäischen Liberalen Demokraten 
	VI. Zukunftsperspektiven der ELD 


